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Vorwort. 


Die  vorliegende  Arbeit  verdankt  ihre  Entstehung  einer 
Anregung  des  Herrn  Prof.  Dr.  Werner  Wittich  in  Strass- 
burg,  dem  ich  für  seine  Unterstützung  grossen  Dani< 
schulde.  Sie  bildet  den  schwierigsten  und  interessantesten 
Teil  einer  grösseren  Arbeit,  der  ich  mich  ebenfalls  auf 
Anregung  des  Herrn  Prof.  Dr.  Wittich  unterzogen  habe,  näm- 
lich einer  historischen,  juristischen  sowie  finanzpolitisch-  und 
volkswirtschaftlich-kritischen  Abhandlung:  „Die  Gemeinde- 
steuern in  Elsass-Lothringen".  Letztere  behandelt  haupt- 
sächlich: Zuschlagspfennige,  Oktroi,  Hundesteuer,  Wander- 
lagerabgabe und  Bergwerksteuer. 

Bei  der  Sammlung  und  Bearbeitung  des  umfangreichen 
Stoffes  und  der  Darstellung  desselben  habe  ich  gar  manche 
Unterstützung  gefunden  bei  den  Herren  Prof.  Dr.  Frhr. 
V.  Waltershausen,  Regierungsassessor  Dr.  v.  Heeren 
und  Kreissekretär  Frey;  endlich  wurde  ich  auf  das  liebens- 
würdigste und  uneigennützigste  unterstützt  von  meinen  lieben 
Lehrern:  dem  verstorbenen  Chefredakteur  der  „Strassburger 
Post'*  Pascal  David  und  dem  Chefredakteur  der  „Strass- 
burger Bürger -Zeitung"  Wolf  Hoff  mann,  denen  ich  zu 
innigem  Danke  verpflichtet  bin. 

Strassburg,  Eis.,  im  Januar  1910. 
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I.  Einleitung. 

In  Elsass-Lothringen  werden  Steuern  ausgeschrieben: 
1.  vom  Staat,  2.  vom  Bezirk,  3.  von  der  Gemeinde.  Diese 
Besteuerung  erfolgt,  entsprecliend  unserer  heutigen  Wirt- 
schaftsverfassung, durch  Erhebung  von  Geldbeträgen.  Die 
Naturalleistungen  sind,  wie  in  allen  Kulturstaaten,  im  Laufe 
der  beiden  letzten  Jahrhunderte  beinahe  völlig  abgeschafft 
und  durch  Geldleistungen  ersetzt  worden.  Nur  eine  einzige 
Art  der  Erhebung  von  Steuern  in  natura  hat  sich  noch  in 
den  sogenannten  Fronen  erhalten. 

Die  Fronen  stellen  eine  Gemeindeeinnahme  dar  und 
werden  neben  den  übrigen  Gemeindesteuern  erhoben,  nämlich 
neben  a)  dem  Oktroi,  b)  Zuschlägen  zur  Grund-,  Gebäude-, 
Kapital-,  Lohn-  und  Besoldung-,  Gewerbesteuer  und  der 
Bergwerksteuer,  c)  einer  Wandergewerbe -Abgabe  und  d) 
einer  Hundesteuer.^) 

Die  Fronen  sind  keine  reine  Naturalleistung.  Es  ist 
vielmehr  auch  hier  schon  die  Ueberleitung  zur  Geldleistung 
vorgesehen :  Jeder  von  der  Steuer  Betroffene  kann  sich 
nämlich  von  der  Pflicht  zur  Naturalleistung  durch  die  ent- 
sprechende Geldleistung  befreien.  Die  Fronen  (Prestations 
en  nature)  sind  in  ihrer  in  Elsass-Lothringen  noch  geltenden 
Form  eine  dem  französischen  Rechte  entstammende  Ein- 
richtung, die  aus  der  Zeit  der  französischen  Verwaltung 
fast  ohne  Aenderung  nach  der  Annexion  Elsass-Lothringens 
von  der  deutschen  Regierung  übernommen  worden  ist.  Sie 
wurde  lange  Zeit  bevor  Elsass-Lothringen  wieder  unter 
deutsche  Verwaltung  kam  eingeführt. 


1)  Ferner  ab  1.  April  1910:  Abgabe  vom  Wert  des  nicht  über- 
bauten Bodens,  Steuer  vom  Umsatz  der  Warenhäuser,  Kurtaxe,  Wirt- 
schaftsstempel.   (Gesetz  vom  14.  Dezember  1909.) 
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II.  Literatur  und  Quellen. 

Die  Literatur  über  das  in  Elsass-Lothringen  bestehende 
Fronsystem  ist  äusserst  dürftig.  Eine  monographische  Dar- 
stellung ist  überhaupt  nicht  vorhanden;  wer  sich  über  die 
Grundzüge  des  Systems  orientieren  will,  muss  entweder 
zu  französischen  Werken  oder  zu  den  deutschen  allgemeinen 
Darstellungen  des  französischen  Steuersystems  greifen.  Aber 
auch  hier  wird  er  nicht  befriedigt  werden,  denn  das  fran- 
zösische System  hat  einerseits  seit  1870  mannigfache  Aende- 
rungen  erfahren,  die  in  Elsass-Lothringen  von  der  deutschen 
Verwaltung  nicht  berücksichtigt  worden  sind,  und  anderer- 
seits hat  die  deutsche  Verwaltung  an  dem  ursprünglichen 
System  Aenderungen  vorgenommen,  die  das  französische 
System  nicht  kennt.  Vor  allem  aber  hat  die  Praxis  in 
beiden  Ländern  so  durchgreifende  Umänderungen  herbei- 
geführt, dass  die  Darstellung  des  französischen  Systems 
bei  den  Autoren,  die  vor  1870  schrieben,  bei  weitem  nicht 
ausreicht,  diejenige  aber,  die  das  System  für  die  Zeit  von 
1870  bis  heute  behandelt,  für  unser  System  noch  weniger 
brauchbar  ist. 

Eine  ausführliche  Darstellung  des  jetzigen  französischen 
Systems  in  deutscher  Sprache  existiert  nicht.  Die  Behand- 
lung desselben  in  französischer  Sprache  ist  von  vielen 
Schriftstellern  auf  dem  Gebiet  des  öffentlichen  und  Ver- 
waltungsrechts, auch  der  Finanzwissenschaft,  unternommen 
worden.  Die  bedeutendsten  aus  dieser  grossen  Zahl  sind : 
Leroy-Beaulieu,  Traite  de  la  science  des  Finances,  4^  edit., 
Paris  1888;  Garnier,  Traite  des  Finances,  4^  edit.,  Paris 
1883;  Simonet,  Traite  elementaire  de  droit  public  et  ad- 
ministratif,  2Mir.,  18Q0,  Paris;  Aucoc,  Conferences  sur  le 
droit  administratif,  2^  edit.,  1878  svts.  Paris;  Cormenin,  Droit 
administratif,  5^  edit.,  Paris,  1840  svts.;  Vignes,  Traite  des  im- 
pöts  en  France,  3^  ^dit.,  Paris,  1872  svts.;  Fuzier-Hermann, 
Repertoire  general  du  droit  frangais.  Art.  prestations  et 
chemins  vicinaux  1893  bezw.  1895;  Ducrocq,  Cours  de 
droit  administratif,  Paris;  Block,  Dictionnaire  de  l'adminis- 
tration  frangaise  et  suppl.,  Paris;  Lemercier  de  Jauvelle, 
Rep.  gen^r.  des  contributions  directes,  Paris  1885;  Say, 
Dictionnaire  des  finances,  1899  svts.  Paris;  De  Parieu,  Traite 
des  impots,  Paris  1867;    Clamagerau,  Histoire  de  l'impöt 
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de  France,  1876;  Dalloz,  Rep.  de  legislation  et  suppl.; 
Dufour,  Traite  general  de  droit  administratif,  3^  ed.,  Paris; 
Batbie,  Traite  theorique  et  pratique  de  droit  public,  1867; 
Proudhon,  Traite  du  domaine  public,  1843  svts. ;  Fiquenel, 
Manuel  des  contributions  directes,  Besanqons  1859.  Meistens 
beschränken  sich  diese  Darstellungen  auf  eine  historische 
und  juristische  Behandlung  der  Materie.  Weitere  Angaben 
dieser  umfangreichen  Literatur  bei  Fuzier-Hermann,  R^p. 
gener:  Art.  chemins  vicinaux,  Eingangs. 

Als  deutsches  Werk,  welches  das  französische  Fron- 
system wenigstens  in  seinen  Grundzügen  darstellt,  ist  das 
Buch  von  Brasch,  „Die  Gemeinde  und  ihr  Finanzwesen  in 
Frankreich"  (Leipzig  1874),  zu  nennen.  Sodann  wird  noch, 
wenn  auch  nicht  eingehend,  so  doch  in  seinem  Grundriss, 
das  System  von  Kauffmann  (,,Die  Kommunalfinanzen  in 
Preussen,  Frankreich,  England"),  von  Adolf  Wagner  in 
seiner  „Finanzwissenschaft"  und  von  v.  Reitzenstein  in  der 
Abhandlung  „Das  Kommunalsteuer-System  Frankreichs  und 
die  Reform  in  Preussen"  (Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik, Bd.  12)  behandelt.  Alle  übrigen  deutschen  Werke 
berücksichtigen  das  in  Frankreich  geltende  Fronsystem 
entweder  gar  nicht,  oder  so  kurz,  dass  es  kaum  zur  not- 
dürftigsten Orientierung  genügt,  unserem  Zwecke  jedoch 
nicht  dienlich  sein  konnte.  Für  unser  elsass-lothringisches 
System  kommen  in  Betracht  die  kurzen  juristischen  Dar- 
stellungen von  Leoni-Mandel,  „Das  Verwaltungsrecht  von 
Elsass-Lothringen"  (Freiburg  1895),  von  Bruck,  „Das  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrecht  von  Elsass-Lothringen" 
(1908),  und  die  passim  erfolgende  Behandlung  in  den 
Kommentaren  zur  Gemeindeordnung  von  Halley  bezw. 
Bruck  und  Nelken ;  endlich  hat  Eichelmann  in  dem 
Werkchen  „Das  System  der  Gemeindebesteuerung  in  Elsass- 
Lothringen"  auch  einiges  über  die  Fronsteuer  gebracht. 

Von  finanzwissenschaftlichem  Standpunkt  aus  ist  unser 
System  überhaupt  noch  nicht  behandelt.  Statistisches  Ma- 
terial über  unsere  Fronen  fehlt  nahezu  völlig.  Wenige 
Zahlen  sind  veröffentlicht  in  den  amtlichen  Handbüchern 
und  hin  und  wieder  in  amtlichen  Berichten. 

Da  das  vorhandene  Material  nicht  ausreichte,  musste 
daher  unsere  Darstellung  viel  unverarbeitetes  Material  zu- 
tage fördern  und  verwenden.    In  erster  Linie  fusst  sie 
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natürlich  auf  den  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Verord- 
nungen, die  fast  vollständig  zusammengetragen  sind  in  der 
sogenannten  Möllerschen  Sammlung  und  in  der  1883  von 
dem  Bezirkspräsidenten  von  Lothringen  herausgegebenen, 
in  Metz  erschienenen,  amtlichen  Ausgabe  der  wichtigsten 
einschlägigen  Bestimmungen,  betitelt:  „Reglement  betreffend 
Ausführung  des  Vizinalwegegesetzes".  Weiteres  Material 
findet  sich  im  „Gesetzblatt  für  Elsass-Lothringen"  und  im 
„Zentral-  und  Bezirksamtsblatt".  Als  Gesetzesquellen  dienen 
vor  allem  die  Gesetze  vom  28.  Juli  1824  und  vom  21.  Mai 
1836,  die  Vizinalv^ege-Ordnungen  vom  20.  August,  21.  Au- 
gust, 21.  September,  9.  Oktober  1854,  15.  September  1879, 
die  Gesetze  vom  18.  Juli  1866,  11.  Juli  1868,  21.  Juli  1870, 
17.  Juli  1884  und  vom  29.  August  1898.  Für  die  finanz- 
bezw.  volkswirtschaftliche  Behandlung  der  Materie  waren 
unsere  Hauptquellen  die  Vorlagen  und  Verhandlungen  der 
drei  Bezirkstage,  von  denen  wir  hervorheben :  die  Ver- 
handlungen des  Bezirkstages  Unter-Elsass  aus  den  Jahren 
1877,  1885,  1887,  1893,  1896,  1898,  die  Verhandlungen  des 
Bezirkstags  Ober-Elsass  vom  Jahre  1873,  1874,  1887,  und 
Lothringens  vom  Jahre  1873,  1874,  1880.  Endlich  bilden 
die  Vorlagen,  Verhandlungen  und  Kommissionsberichte  des 
Landesausschusses,  insbesondere  Jahrgang  1884,  1891,  1892 
und  1898  eine  weitere,  wenn  auch  dürftige  Quelle.  Ver- 
einzelt findet  sich  auch  Material  in  den  Kreistagsverhand- 
lungen, soweit  diese  veröffentlicht  sind.  Für  die  juristische 
und  volkswirtschaftliche  Seite  der  Abhandlung  wurden  dann 
ferner  verwendet :  Die  Entscheidungen  der  französischen 
Rechtsprechung  (abgedruckt  in  Dalloz,  Fuzier- Hermann, 
Aucoc,  Block,  Proudhon,  Dufour,  De  Parieu  u.  a.  m.)  so- 
wie die  deutsche  Rechtsprechung,  soweit  sie  in  den  ver- 
öffentlichten Verhandlungen  des  Kaiserlichen  Rats  (publi- 
ziert in  den  verschiedenen  Jahrgängen  des  „Zentral-  und 
Bezirksamtsblatts)  enthalten  ist.  Die  statistischen  Angaben 
finden  sich  in  dem  „Statistischen  Handbuch  für  Elsass- 
Lothringen"  1885,  1902  und  dem  „Statistischen  Jahrbuch 
für  Elsass-Lothringen"  1907,  1908  sowie  in  den  schon 
genannten  Vorlagen  der  Bezirkstage  bezw.  des  Landes- 
ausschusses. 
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III.  Allgemeine  Begriffsbestimmung 
der  Fronen. 

A.  Die  Fronen  sind  in  Geld  ablösbare  Naturalleistungen 
(Hand-  und  Spanndienste),  die  durch  die  Gemeinde  den 
Gemeindeeinwohnern  zu  Wegezwecken auferlegt  werden. 
Die  Fronpflicht  trifft  den  Familien-  bzw.  den  Haushaltungs- 
vorstand. Er  ist  fronpflichtig  für  sich  und  für  die  männ- 
lichen 18—60  Jahre  alten  gesunden  Familienmitglieder 
bzw.  die  Dienstboten,  ferner  für  jeden  bespannten  Wagen 
oder  Karren  und  jedes  Reit-,  Zug-  oder  Lasttier,  die  er  in 
der  Gemeinde  für  seine  Familie  oder  seinen  Haushalt  benützt. 

a)  Die  Fronen  können  den  Pflichtigen  nur  durch  die 
Gemeinde  auferlegt  werden.  Die  Gemeinde  beschliesst  die 
Auferlegung  durch  ihr  Organ,  den  Gemeinderat.  Sie 
können  nur  zu  einem  bestimmten  Zweck  gefordert 
werden,  nämlich  zur  Unterhaltung  von  Straßen  (auch  zur 
Neuanlegung,  was  aber  wenig  in  Betracht  kommt).  Sie 
können  nur  solchen  Personen  auferlegt  werden,  die  zu  der 
Gemeinde  in  einem  gewissen  Verhältnis  stehen.  (Ein- 
wohnerschaft, Ortsansässigkeit  etc.) 

b)  Die  Naturalleistungen  können  nur  auferlegt  werden, 
wenn  die  gewöhnlichen  Einkünfte  der  Gemeinden  für  deren 
Wegezwecke  nicht  reichen. 

c)  Die  Fronen  sind  Naturalauflagen,  die  durch  Leistung 
menschlicher  oder  tierischer  Arbeit  oder  durch  Gestellung 
von  Transportmaterial  (Wagen)  zu  erfüllen  sind.  Die  Fronen 
brauchen,  wie  gesagt,  nicht  unbedingt  in  natura  abgetragen 
zu  werden.  Sie  können  in  eine  Geldleistung  umgewandelt 
werden.  Die  Wahl,  ob  er  in  natura  oder  Geld  leisten  will, 
steht  dem  Fronpflichtigen  zu.  Erklärt  er  sich  nicht  inner- 
halb einer  Frist,  so  hat  er  in  Geld  zu  leisten.  Die  Um- 
wandlung erfolgt  nach  einem  vom  Bezirkstag  zu  bestim- 
menden Satze. 

d)  Die  den  Gemeinden  gestattete  Auferlegung  von 
Fronen  ist  nicht  nur  im  Zweck,  sondern  auch  im  Mass 
begrenzt.  Es  können  höchstens  4  Tage  gefordert  werden, 
3  für  Vizinalstrassen,  1  für  Feldwege. 

1)  Juristisch  unzulässig  ist  daher  ein  hier  und  da  auftretender 
Brauch,  denjenigen,  die  bei  Feuersbrünsten  Pferde  zum  Transport  der 
Spritzen  stellen,  diese  Leistung  als  Fronleistung  anzurechnen. 
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e)  Pflichtig  sind  auch  Personen,  die  nicht  körperlich 
zu  arbeiten  pflegen,  z.  B.  Gelehrte.  Die  Fronen  sind  so 
allgemein  auferlegt,  als  es  überhaupt  denkbar  ist.  Nur 
wenige  Personen  sind  fronfrei. 

f)  Fronen  auszuschreiben  ist  allen  Gemeinden  ge- 
stattet. Da  für  die  Festsetzung  des  Umwandlungstarifs  der 
Bezirkstag  die  einzige  Instanz  ist,  so  braucht  der  Tarif  in 
den  3  Bezirken  Elsass-Lothringens  nicht  einheitlich  zu  sein. 

B.  Aus  diesen  für  die  Fronen  wesentlichen  Bestimm- 
ungen —  über  die  Einzelheiten  später  —  haben  wir  nun 
den  finanzwissenschaftlichen  Charakter  derselben  festzu- 
stellen. 

1.  Sind  die  Fronen  Gebühren? 

Für  den  Begriff  der  Gebühren  ist  nach  übereinstim- 
mender Ansicht  nötig: 

a)  Die  Einnahme  muss  von  einer  öffentlichen  Korpora- 
tion erhoben  werden. 

b)  Die  Einnahme  muss  im  öffentlichen  Gewaltver- 
hältnis ihren  Grund  haben. 

c)  Sie  muss  aus  Anlass  einer  besonderen  Amtshand- 
lung der  Korporationsorgane,  die  im  persönlichen  Interesse 
des  Pflichtigen  liegt,  erhoben  werden. 

d)  Die  Korporation  bestimmt  einseitig  Art  und  Weise 
und  Höhe  der  Erhebung. 

Aus  dem  oben  Gesagten  ergibt  sich  ohne  weiteres, 
dass  die  Fronen  zwar  den  Voraussetzungen  zu  a,  b,  d, 
aber  nicht  derjenigen  zu  c)  entsprechen.  Eine  Beziehung 
zwischen  Fronpflicht  und  einer  etwaigen  besonderen  Er- 
laubnis, erst  nach  Ableistung  der  Fron  die  Wege  benützen 
zu  dürfen,  besteht  nicht.  Das  Recht  der  Bürger,  die  Wege 
zu  benützen,  ist  ein  aligemeines,  bedingungs-  und  voraus- 
setzungsloses, es  wird  nicht  besonders  gestattet,  wie  z.  B. 
das  Beschreiten  einer  Schiffbrücke,  auf  welcher  Brücken- 
geld erhoben  wird.  Die  Fronen  sind  sonach  keine  Ge- 
bühren. 

2.  Sind  die  Fronen  Beiträge? 
Beiträge  sind: 

a)  Einnahmen  einer  öffentlichen  Korporation. 

b)  Einnahmen,  die  in  einem  öffentlichrechtlichen  Ge- 
waltverhältnis ihren  Grund  haben. 

c)  Einnahmen,  die  von  solchen  Personen  oder  Per- 
sonengruppen erhoben  werden,  welche    bestimmte  An- 
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stalten  oder  Einrichtungen,  ausschliesslich  oder  vorwiegend 
in  Anspruch  nehmen,  eine  besondere  Amtshandlung  liegt 
dabei  nicht  vor. 

d)  Von  der  Korporation  nach  Art  und  Weise  und 
Höhe  einseitig  bestimmte  Einnahmen. 

Wenn  auch  die  Voraussetzungen  sub  a)  b)  d)  zu- 
treffen, so  sind  die  Fronen  doch  nicht  zu  den  Beiträgen 
zu  rechnen,  denn  die  Voraussetzung  zu  c)  entfällt  zum 
Teil.  Es  liegt  zwar  keine  besondere  Amtshandlung  vor, 
aber  die  Fronen  stehen  überhaupt  nicht  in  irgend  einem 
Verhältnis  zur  Benutzung  der  Strassen,  noch  auch  er- 
streckt sich  die  Benutzung  der  Strassen  oder  die  Auf- 
erlegung der  Fronpflicht  nur  auf  gewisse  Personen  oder 
Personengruppen,  es  steht  vielmehr  das  Recht  der  Strassen- 
benutzung  allen  zu,  die  Fronverpflichtung  selbst  aber  ruht 
ebenfalls  auf  allen.  Die  Fronen  sind  daher  auch  nicht 
zu  den  Beiträgen  zu  rechnen. 

3.  Es  bleibt  deshalb  die  Frage  noch  offen,  ob  die 
Fronen  Steuern  sind. 

Zum  Begriff  der  Steuer  ist  nach  übereinstimmender 
Ansicht  erforderlich: 

a)  Es  muss  sich  um  die  Einnahme  einer  öffentlichen 
Korporation  handeln. 

b)  Sie  muss  kraft  des  öffentlichen  Gewaltverhält- 
nisses erhoben  sein. 

c)  Sie  muss  erhoben  werden  als  allgemeines  Mittel 
der  Bedarfsdeckung  für  die  kollektiven  Bedürfnisse  und 
zwar  der  Art,  dass  nicht  eine  besondere  Amtshandlung 
zugunsten  einer  bestimmten  Person  deren  Verpflichtungs- 
grund bildet.  Sie  haben  den  Zweck,  die  zugunsten  aller 
Personen  bestehenden  öffentlichen  Leistungen  zu  ermöglichen. 

d)  Einseitige  Bestimmung  durch  die  Korporation. 
Die  Fronen  entsprechen  diesen   Erfordernissen.  Sie 

werden  von  der  Gemeinde  (a)  kraft  Gewaltverhältnisses  (b) 
erhoben,  die  Art  und  Weise  bestimmt  der  Staat  einseitig, 
desgl.  die  Höhe  (d).  Sie  werden  für  kollektive  Bedürfnisse 
(c)  erhoben;  allerdings  für  solche  im  Gebiete  des  Wege- 

^)  An  der  Richtigkeit  dieser  Charakterisierung  ,  darf ,  auch  nicht 
aus  dem  Grunde  gezweifelt  werden,  dass  die  Fronen  besonders  den 
Besitzer  von  Zugtieren  treffen,  denn  auch  die  Zugtierbesitzer  nehmen 
die  Wege  nicht  vorwiegend  oder  ausschliessHch  in  Anspruch.  Sie  be- 
dienen sich  vielmehr  in  völliger  Gleichberechtigung  mit  den  übrigen 
Einwohnern  einer  der  Allgemeinheit  gewidmeten  Einrichtung. 
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Wesens;  aber  dieses  Wegewesen  dient  allen.  Die  Fronen 
sind  daher  Steuern.  Da  sie  für  ein  besonderes  Gebiet 
bestimmt  sind,  fallen  sie  unter  den  engeren  Begriff  der 
speziellen  Steuern,  sie  sind  Zweck  steuern. 

Wer  sich  der  hie  und  da  ausgesprochenen  Ansicht, 
dass  nur  Geldleistungen  Gegenstand  einer  Steuer  sein 
können,  anschliesst,  könnte  allerdings  über  den  Charakter 
der  Fronen  als  Steuern  in  Zweifel  kommen,  aber  auch  für 
diesen  Standpunkt  müsste  man  die  Fronen  als  Steuern  be- 
trachten. Denn  das,  was  der  Staat  in  erster  Linie  verlangt 
und  was  er  überhaupt  nur  erzwingen  kann,  ist  die  Geld- 
leistung.  Werden  Fronen  ausgeschrieben,  so  ist  der 
Pflichtige  ohne  weiteres  zur  Geldleistung  angehalten,  nur 
eine  spezielle  Erklärung,  dass  er  in  natura  fronen  wolle, 
ermöglicht  es  ihm,  die  Naturalleistung  zu  erbringen.  Dieser 
Begriffsbestimmung  widerspricht  der  Umstand  nicht,  dass 
das  Gesetz  die  Steuer  nach  der  Naturalleistung  statt  nach 
der  Geldleistung  bemisst,  da  ja  auch  die  Anhänger  der 
obengenannten  Richtung  nicht  in  der  Art  der  Bemessung, 
sondern  im  Inhalt  der  Leistung  das  Entscheidende  sehen. 
Es  ist  daher  unerheblich,  dass  die  Gemeinden  nicht  etwa 
beschliessen,  es  sei  pro  Kopf  für  3  Mk.  zu  fronen,  sondern 
es  sei  ein  Tag  zu  fronen,  der  (wie  der  Bezirkstag  be- 
schlossen habe)  mit  3  Mk.  zu  bewerten  sei.  Die  nicht 
durchweg  anerkannten  Begriffsmerkmale  der  Steuer,  dass 
die  Leistungen  nach  allgemeinem  Masstabe  und  nach  all- 
gemeinen Grundsätzen  von  Allen  erhoben  werden  müssen 
und  nur  subsidiär  gestattet  sein  dürfen,  d.  h.  soweit  die 
Einnahmen  aus  den  Erwerbseinkünften  und  den  Gebühren 
der  öffentlichen  Korporationen  unzureichend  seien,  kommen 
zwar  für  die  Begriffsbestimmung  nicht  in  Betracht,  sie 
würden  aber,  da  sie  bei  den  Fronen  alle  gegeben  sind, 
diese  nicht  des  Charakters  einer  Steuer  entkleiden. 

IV.  Bedeutung  und  Schwierigkeiten  der 
Behandlung  unserer  Materie. 

Die  Bedeutung  der  Fronen  für  das  Steuersystem 
unseres  Landes  ist  eine  ausserordentlich  grosse.  Sowohl 
für  die  Masse  der  Bevölkerung,  als  auch  für  die  über- 
wiegende Mehrheit  der  Gemeinden  an  sich  ist  die  Fron 
von  hervorragender  Wichtigkeit,  dies  vor  allem  des  Zweckes 
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wegen,  dem  diese  Steuer  dient.  Die  Fronen  sind  das  wichtigste 
Werkzeug  für  die  Aufrechterhaltung  eines  Wegewesens, 
das  durch  Gesetz,  bezw.  durch  die  Praxis  der  massgebenden 
Körperschaften  als  gewaltige  Last  auf  den  Gemeinden  ruht. 
Sie  bedeuten  für  die  Gemeinden  ein  leicht  zugängliches 
Mittel,  die  Bevölkerung  zu  einer  sehr  bedeutenden 
Steuerleistung  heranzuziehen,  die  oft  in  ihrem  Drucke  selbst 
auf  Leistungsfähigen  stärker  lasten  kann  als  eine  hohe 
Summe  von  Zuschlägen.  Auch  ihre  Stellung  im  Gemeinde- 
steuersystem, das  sonst  auf  Geldleistungen  beruht,  und  ihr 
Charakter  als  Naturalsteuer  führen  zu  eigenartigen  Ergeb- 
nissen für  Verwaltung  und  Pflichtige. 

Das  komplizierte,  unübersichtliche  System  der  spezi- 
alisierten Steuerzuschläge,  wie  es  bis  zur  Einführung  der 
neuen  elsass- lothringischen  Gemeindeordnung  von  18Q6 
galt,  war  kaum  komplizierter,  unübersichtlicher  und  ein  in 
der  Praxis  schwerer  zu  handhabendes  Werkzeug  als  es  jetzt 
die  Fronen  für  die  Verwaltung  und  die  mitwirkenden  Körper- 
schaften sind.  Ueber  diese  Kompliziertheit  des  Fronsystems 
sind  viele  Klagen  laut  geworden.  Oefters  wurde  im  Parlament 
(z.  B.  anfangs  der  90er  Jahre  vom  damaligen  Unterstaats- 
sekretär V.  Köller)  oder  in  den  Bezirkstagen  dieser  Fehler 
des  Systems  hervorgehoben  und  er  wird  immer  wieder  von 
den  Beamten  beklagt,  die  mit  der  Handhabung  der  Steuer 
zu  tun  haben.  Dieser  grosse  Fehler  verhindert  so  sehr 
einen  klaren  Ueberblick  über  das  ganze  vom  Fronwesen 
beherrschte  Gebiet,  dass,  wie  wir  später  noch  des  Näheren 
sehen  werden,  die  Gefahr  nahe  gerückt  ist,  es  könne  eine 
gerechte  Berücksichtigung  der  vielseitigen  Interessen  der 
Pflichtigen  aliein  aus  diesem  Grunde  gar  nicht  möglich 
sein.  Dieser  Mangel  ist  aber  auch  weiterhin  mit  ein  wichtiger 
Faktor  dafür,  dass  bei  der  Auferlegung  der  übrigen  Steuer- 
lasten eine  genügende  Berücksichtigung  der  Fronlasten 
nicht  stattfinden  kann.  Endlich  aber  ist  dieser  Fehler  der 
Fronsteuer  ein  Hindernis  für  die  Durchführung  des  Prinzips, 
dass  eine  Steuer  vor  allem  die  Leistungsfähigkeit  berück- 
sichtigen müsse.  Die  Hauptschuld  an  der  Unübersichtlich- 
keit und  Kompliziertheit  des  Systems  trägt  die  gesetzliche 
Regelung  des  Zweckes,  dem  diese  Fronsteuer  dient.  Die 
Bestimmungen  über  die  Wegeunterhaltung  leiden  an  einer 
ebenso  grossen  Unübersichtlichkeit  und  Regellosigkeit  wie 
die  Lastenverteilung  im  Wegewesen. 
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V.  Das  Wegewesen  in  Elsass- Lothringen. 

Die  Fronen  sind,  wie  gesagt,  nur  zulässig  für  Wege- 
zwecke (nicht  für  die  Erbauung  von  Gemeindehäusern  usw.). 
Es  muss  daher,  falls  man  das  Froninstitut  überhaupt  ver- 
stehen soll,  im  folgenden  auch  auf  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen über  unser  Wegewesen  eingegangen  werden. 

Vor  der  Revolution  unterschied  man  zwei  grosse 
Gruppen  von  Strassen,  die  königlichen  und  die  seigneu- 
ralen.  Die  ersteren  dienten  dem  grossen,  die  letzteren  mehr 
dem  lokalenVerkehr.  Die  Revolution  brachte  auch  auf  diesem 
Gebiete  Aenderungen.  Alle  Strassen  gingen  in  das  Eigentum 
der  Nation  über.  Aber  diese  übernahm  damit  nicht  auch 
die  Unterhaltungspflicht.  Vielmehr  ist  im  Laufe  der  Folge- 
zeit eine  Verteilung  der  Unterhaltspflicht  vorgenommen 
worden,  an  die  sich  eine  Einteilung  der  Strassen  in  ver- 
schiedene Kategorien  knüpfte.  Diese  Einteilung  wurde 
darum  immer  wichtiger,  weil  die  Strassen  infolge  des  Auf- 
schwungs von  Industrie,  Handel  und  Verkehr  immer  stärker 
in  Anspruch  genommen  wurden.  Damit  aber  gestaltete 
sich  die  Kostenfrage,  besonders  bezüglich  der  Anlegung, 
vor  allem  jedoch  die  der  Unterhaltung  der  Strassen,  immer 
schwieriger.  Wie  bei  so  manchen  Einrichtungen,  die  in 
der  Revolution  entstanden  sind,  ging  man  auch  hier,  un- 
bekümmert um  die  Folgen,  gleich  in  der  radikalsten  Weise 
vor.  Die  Ausgestaltung  des  Wegewesens  war  gleich  im 
Anfang  so  allumfassend  gedacht,  dass,  so  bedeutende 
Mittel  man  auch  in  Aussicht  nahm,  diese  doch  bei  weitem 
nicht  ausreichen  konnten  und  dass  die  Klagen  in  der  Folge- 
zeit über  ihre  Unzulänglichkeit  nie  aufhörten. 

a)  Rechtlich  wurden  geschaffen  und  gelten  auch  jetzt 
noch  folgende  Kategorien  von  Strassen  1.  Staatsstrassen, 
2.  Bezirksstrassen,  3.  Vizinalstrassen,  4.  Ortsstrassen,  5. 
Feldwege.  Durch  die  sog.  „Klassierung"  findet  eine  Ein- 
reihung eines  Verkehrsweges  in  eine  der  Klassen  statt,  durch 
die  „Deklassierung"  ein  Herausnehmen  und  Einreihen  in 
eine  andere  Klasse,  und  an  diese  Einreihung  knüpfen  sich 
dann  naturgemäss  als  rechtliche  Folgen  die  Erlangung  der 
Eigenschaften  der  betreffenden  Klasse.  Die  Staatsstrassen 
sollen  nach  der  Ansicht  des  Gesetzes  dem  grossen  natio- 
nalen und  dem  internationalen,  dem  Verkehr  der  Länder 
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unter  sich,  dienen.  Die  Bezirksstrassen  sollen  der  Allgemein- 
heit der  Bezirkseinwohner  zu  gut  kommen  und  Bezirks- 
hauptorte oder  grosse  Städte  des  Bezirks  verbinden.  Die 
Vizinalstrassen  sollen  als  Gemeindeverbindungswege  dienen, 
und  der  Zweck  der  Ortsstrassen  und  Feldwege  endlich 
ergibt  sich  aus  der  Bezeichnung  selbst. 

1.  Die  Staatsstrassen  ^)  werden  durch  den  Staat  her- 
gestellt und  auch  durch  ihn  unterhalten.  Die  Deklas- 
sierung  erfolgt  durch  landesherrliche  Verordnung,  wobei 
die  Zustimmung  desjenigen  Verbandes,  der  nach  der  De- 
klassierung  für  die  Strasse  zu  sorgen  hat,  nötig  ist.  Die 
Verwaltung  obliegt  dem  Bezirkspräsidenten. 

2.  Die  Bezirksstrassen  ^)  werden  durch  den  Bezirk 
unterhalten.  Eine  Deklassierung  erfolgt  durch  Beschluss 
des  Bezirkstags  (0.  v,  18.  Juli  1866),  wenn  die  Strassen 
innerhalb  des  Bezirks  liegen,  andernfalls,  wenn  sie  sich  auf 
das  Gebiet  zweier  Bezirke  erstrecken,  durch  landesherrliche 
Verordnung.  Die  Verwaltung  dieser  Strassen  steht  dem 
Bezirkspräsidenten  zu ;  heute  gibt  es  solche  Bezirksstrassen 
nur  im  Oberelsass.  Staats-  und  Bezirksstrassen  kommen 
für  uns  hier,  ausser  wegen  der  üebersicht  über  das  Wege- 
wesen, nicht  in  Betracht. 

3.  Die  Vizinalstrassen,  für  uns  die  wichtigsten,  zer- 
fallen in  solche  a)  „des  grossen  Verkehrs",  b)  „vom  ge- 
meinsamen Interesse"  (d.  h.  für  mehrere  Gemeinden)  und 
c)  „gewöhnliche  Vizinalwege".  Die  Bestimmung  der  Ge- 
setzgebung der  Revolutionsjahre,  dass  sie  im  Eigentum  der 
Nation  ständen,  wurde  von  der  Praxis  nicht  lange  aufrecht- 
erhalten, wie  wir  gleich  sehen  werden.  Sie  stehen  im 
Eigentum  der  Gemeinde,  durch  deren  Bann  sie  ziehen. 
Die  Vizinalstrassen  des  grossen  Verkehrs  werden  durch 
den  Bezirkspräsidenten  verwaltet  und  durch  den  Bezirkstag 
deklassiert  (Ges.  v.  18.  Juli  1866),  im  Ausnahmefall,  dass 
sie  über  einen  Bezirk  hinausgehen,  durch  landesherrliche 
Verordnung.  Die  Unterhaltung  erfolgt  durch  die  Gemein- 
den, die  an  ihrem  Bestehen  Interesse  haben;  zu  diesem 
Zweck  wird  ein  Verband  dieser  Gemeinden  gebildet.  Die 


1)  Der  Staat  hat  1907  für  Unterhaltung  der  1169  km  Staatsstrassen 
756  000  Mark  ausgegeben. 

2)  1907  gab  es  326  km  solcher  Strassen,  ihre  Unterhaltskosten 
beliefen  sich  auf  M.  212  000.—. 
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Verbandsmitglieder  werden  durch  die  Bezirkstage  bestimmt. 
Das  Beitragsverhältnis  derselben  wird  durch  den  Bezirks- 
präsidenten festgesetzt.  Die  „Vizinalstrassen  vom  gemein- 
samen Interesse"  stehen  in  allen  Hauptpunkten  unter  den- 
selben Regeln  wie  die  „Vizinalstrassen  vom  grossen  Verkehr^^ 
(Ges.  V.  18.  Juli  1866).  Die  gewöhnlichen  Vizinalstrassen, 
auch  Vizinalwege  genannt,  werden  durch  den  Bezirks- 
präsidenten deklassiert  und  von  den  Gemeinden  verwaltet 
und  unterhalten. 

4.  Die  Ortsstrassen  unterstehen  der  Verwaltung  der 
Gemeinde  (Bürgermeister);  abgesehen  von  Anliegerbeiträgen 
werden  sie  von  der  Gemeinde  unterhalten. 

5.  Die  Feldwege  finden  in  der  Hauptsache  ihre  Unter- 
haltung durch  die  Gemeinden,  in  deren  Eigentum  sie 
stehen. 

b)  1.  Der  Staat  erhebt  keine  Fronen;  er  unterhält  seine 
Strassen  aus  seinen  allgemeinen  Einnahmen,  deren  Dar- 
stellung hier  zu  weit  führen  würde. 

2.  Auch  dem  Bezirk  stehen  keine  Fronen  zu.  Er  er- 
hält seine  Mittel  fast  ausschliesslich  aus  Zuschlägen.  Die 
Bezirke  schrieben  seit  1836  fünf  Zuschläge  für  Wegezwecke 
aus;  von  1857  bis  1899  erhoben  sie  sieben  Zuschläge,  das 
Maximum,  wie  alle  Bezirke  Frankreichs  dies  taten.  Nur 
der  Bezirk  Oberelsass  (und  einige  Bezirke  in  Frankreich) 
begnügten  sich  eine  Zeitlang  mit  einer  geringeren  Anzahl. 
Auch  seit  1899  erheben  die  Bezirke  Zuschläge  für  Wege- 
zwecke, ihre  Zahl  kann  jedoch  nicht  mehr  angegeben 
werden,  da  infolge  des  Verwendungsgesetzes  vom  13.  Juli 
1901  die  Spezialisierung  weggefallen  ist. 

3.  Bevor  wir  von  der  Unterhaltung  der  Vizinalstrassen 
sprechen,  die  in  der  Hauptsache  durch  Fronen  erfolgt, 
müssen  wir  noch  einen  Ueberblick  über  die  geschichtliche 
Entwicklung  dieser  Unterhaltung  geben. 

Im  18.  Jahrhundert  wurden  alle  Strassen  i)  grössten- 
teils vermittels  Spezialtaxen  und  vermittels  der  Corvee,  der 


Die  königlichen  Strassen,  die  grössten  und  bedeutendsten, 
wurden  durch  die  königliche  „Corvee"  unterhalten.  Die  Vizinalstrassen 
standen  im  Eigentum  der  „Seigneurs  ',  wurden  aber  nur  teilweise  von 
diesen  unterhalten.  Die  Gemeinden  leisteten  Beiträge  aus  ihren  Ein- 
künften, durch  Spezialtaxen  und  „Corvees".  Seltener  wurden  sie  von 
den  Nachbargrundbesitzern  unterhalten;  im  Gebiet  der  Langue  d'oc 
gab  es  keine  Corvee. 
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mittelalterlichen  Fron,  erbaut  und  unterhalten.  Man  unter- 
schied zwei  Arten  von  Corvees.  Die  Corvee  der  feudalen 
Herren  (seigneurale),  die  ältere,  die  Zeit  ihrer  Einführung 
ist  unbekannt,  und  die  königliche  Corvee  (royalej,  1737 
durch  Ministerialinstruktion  vom  13.  Juni  eingeführt.  Beide 
beruhten  auf  demselben  Prinzip.  Sie  waren  Naturalleistungen, 
welche  für  Wegezwecke  auferlegt  wurden.  Die  Stände, 
(Adlige,  Klerus  etc.)  waren  nicht  pflichtig,  die  Corvee  ruhte 
vielmehr  auf  den  Massen,  speziell  den  Landbewohnern^), 
sie  traf  überhaupt  nur  Leute,  die  körperlich  arbeiten  konnten 
und  arbeiteten.  Pflichtig  waren  männliche  Personen  für 
sich  und  ihre  Familienmitglieder  im  Alter  von  16-60  Jahren. 
Sie  war  Hand-  und  Spannfron.  Ein  gesetzlich  vorgeschriebenes 
Maximum  der  Fronverpflichtung  existierte  nicht.  Die  Corvee 
war  eine  Naturalfron.  Durch  Geldzahlung  konnte  man  sich 
nicht  befreien^).  Die  Auferlegung  erfolgte  durch  einfachen 
Beschluss  der  Provinzintendanten.  Ob  die  Strassen  für  die 
Pflichtigen  eine  Bedeutung  hatten  oder  nicht,  war  gleich- 
gültig. Jedoch  wurde  die  Corvee,  wie  dies  auch  selbst- 
verständlich ist,  nur  von  den  Pflichtigen  erhoben,  die  nicht 
zu  weit  entfernt  von  dem  betreffenden  Wege  wohnten. 
Diese  Corvee  war  im  Volke  der  Gegenstand  bittersten 
Hasses.  Den  Hauptgrund  dafür  bildete  die  Willkür,  mit 
der  sie  gehandhabt  wurde.  In  der  Regel  wurden  Corvees 
von  8  bis  40,  ja  50  Tagen  pro  Jahr  verlangt.  Aber  nicht 
das  System  der  Naturalleistung  war  allein  schuld  an  dem 
Hass  des  Volkes  gegen  diese  Steuer,  sondern  auch  die 
Planlosigkeit  und  der  Schlendrian,  die  in  der  Verwaltung 
dieses  Mittels  herrschten.  Es  wurde  schlechtes  Material  ver- 
wendet, zwecklos  wurden  unnötige  Arbeiten  vorgenommen, 
nötige  unterlassen,  sodass  ein  Erfolg  der  harten  Arbeiten 
sehr  oft  ausblieb.  Die  gesetzliche  Unterdrückung  der  Corvee 
erfolgte  nicht,  wie  meistens  angenommen  wird,  durch  die 
Revolution,  sondern  nachweislich  schon  früher.  Im  6.  und 
7.  Jahrzehnt  des  18.  Jahrhunderts  wurden  Reformen  ver- 
sucht. Sie  bewegten  sich  in  zwei  Richtungen :  entweder 
erstrebte  man  eine  Abschaffung  der  Corvee  und  den  Ersatz 


1)  Ursprünglich  dienten  die  corvees  seigneurales  der  Verbesserung 
von  Grundstücken  der  Seigneurs,  seit  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
Wegezwecken. 

2)  Vignes,  Traite  des  impots  en  France  I  p.  16. 
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der  Natural -Wegeunterhaltung  durch  Geldleistungen  oder 
die  Belassung  der  Corvee  unter  Zulassung  der  Wahl,  die 
Steuer  in  natura  zu  leisten  oder  ihren  Wert  in  Geld  zu 
ersetzen.  Den  ersteren  Weg  beschritt  Turgot,  der  zuerst 
in  seiner  Generalität  Limoges,  später  in  Paris,  hartnäckig 
diese  Idee  verfocht  und  es  auch  im  Februar  1776  durch- 
setzte, dass  für  das  Reich  die  Corvee  als  abgeschafft 
erklärt  und  durch  Geldsteuern  nach  dem  Verhältnis  des 
Grundwertes  ersetzt  wurde.  Er  hatte  aber  nur  einen  vor- 
übergehenden Erfolg,  denn  noch  im  Jahre  1776,  in  dem 
er  sie  abschaffte,  wurde  sie  wieder  hergestellt.  (Durch 
Edikt  vom  11.  August  1776.)  Den  zweiten  Weg  betrat 
Oreau  de  Foutette,  Intendant  in  Caen.  Die  Ausdehnung 
seines  Systems  ging  nur  langsam  vor  sich.  ^) 

Im  Jahre  1781  wurde  der  Versuch,  die  Corvee  zu 
unterdrücken,  wiederholt.  Aber  er  Hess  sich  vorerst  nicht 
durchführen.  Im  Jahre  1786  wurde  deshalb  formell  durch 
arrete  angeordnet,  dass  die  Corvees  für  die  nächsten  drei 
Jahre  durch  Geldsteuern  zu  ersetzen  seien  (6.  Nov.  1786). 
Eine  königliche  Deklaration  vom  27.  Juni  1787  sprach  end- 
giltig  ihre  Unterdrückung  aus.  Am  23.  Juni  1789  wurde 
die  Abschaffung  von  neuem  angeordnet  und  am  30.  März 
1791  wurde  die  Corvee,  deren  Wiedereinführung  drohte, 
durch  Dekret  der  assemblee  Constituante  entgiltig  als  ab- 
geschafft erklärt.  Schon  aus  diesen  widersprechenden 
Anordnungen  geht  die  Schwierigkeit  hervor,  ein  so  aus- 
gebreitetes und  wichtige  Interessen  berührendes  System 
mit  einem  Federzuge  aus  der  Welt  zu  schaffen.  Aus 
Mangel  an  Geldmitteln  liess  sich  die  gesetzliche  Anordnung, 
die  Corvee  zu  unterdrücken,  nicht  durchführen  und  die 
Beteiligten  hielten  aus  eigenem  Antrieb  an  der  alten  Ein- 
richtung fest.  Da  beim  Ausbruch  der  Revolution  bestimmt 
wurde,  dass  die  Wege  im  Eigentum  der  Nation  ständen, 
dass  aber  die  Unterhaltung  durch  die  Gemeinden  zu  er- 
folgen habe,  denen  ein  Zuschlag  zur  Grundsteuer  zu  diesem 
Zwecke  gestattet  wurde  (Ges.  v.  1.  Dez.  1790,  6.  Okt.  1791) 
so  erwuchsen  in  der  Folgezeit  viele  Schwierigkeiten  durch  den 
denUm.stand,  dass  Eigentümer  des  Wegs  und  Unterhaltspflich- 
tige nicht  identisch  waren;  durch  authentische  Interpretation, 


Clamagerau,  Histoire  de  Timpot  de  France,  1876,  III  249. 
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(Dekret  vom  24  vend.  an  XI.),  wurde  daher  entschieden,  dass 
die  Vizinalstrassen,  deren  Unterhaltung  die  Gemeinden  zu 
besorgen  hätten,  auch  den  Gemeinden  zu  Eigentum  zu- 
ständen,^) was  aus  der  UnterhaltungsjDfiicht  der  letzeren  zu 
schh'essen  sei,  ein  Zustand,  der  bis  heute  noch  besteht. 

Die  Unterhaltung  der  Wege  durch  die  Gemeinden 
geriet  aber  immer  mehr  ins  Stocken,  da  die  Geldmittel 
eben  nicht  ausreichten.  Es  kann  keinem  Zweifel  unter- 
liegen, dass  schon  im  Anfang  der  neunziger  Jahre  des  18. 
Jahrhunderts  Fronen  gefordert  und  geleistet  wurden.  Der 
Gesetzgeber  hat  zwar  kein  Gesetz  erlassen,  das  die  Fronen, 
wie  sie  heute  bestehen,  einführte,  aber  aus  den  Gesetzen, 
in  denen  er  die  Fronen  erwähnt,  muss  der  Schluss  ge- 
zogen werden,  dass  sie  seit  der  Revolution  in  Gebrauch 
waren'-).  Das  Konsulararrete  vom  4.  thermid.  an  X.  be- 
stimmt, dass  sie  allgemein  auferlegt  werden  sollten. 
(Form :  Gemeinderatsbeschluss,  Genehmigung  des  Präfekten). 
Es  sind  Erlasse  bekannt,  die  die  Gemeinderäte  aufforderten, 
vorzuschlagen,  welche  Organisation  ihrer  Ansicht  nach  den 
prestations  en  nature  (Fronen)  vorzuziehen  sei  (Ges.  vom 
28.  pluviose  an  VIII.  und  vom  4.  thermidor  X.,  instr.  vom  7, 
prair.  an  XIII.),  aber  die  Fronen  blieben  unverändert.  Das 
Gesetz  vom  15.  Mai  1818  bestätigte  sie  als  Gemeindeein- 
nahmen. Aber  es  drückte  sich  nicht  klar  aus,  ob  sie 
ordentliche  oder  ausserordentliche  Gemeindeeinnahmen 
seien.  Für  letztere  war  eine  derart  erschwerende  Form- 
vorschrift für  die  Auferlegung  gegeben,  (Gemeinderatsbe- 
schluss unter  Zuziehung  der  Höchstbesteuerten,  Königliche 
Ordonanz)  dass  sie  für  eine  alljährliche  Steuer  unbrauchbar 
waren.  Die  Rechtsprechung  entschied,  dass  sie  ausser- 
ordentliche Einnahmen  seien.  Die  Folge  war  nun,  da  die 
Verhältnisse  konsolidiert  waren,  dass  d;e  Fronen  tatsächlich 
nicht  erhoben  wurden.  Da  die  AAittel  an  Geld  aber  bei 
weitem  nicht  ausreichten,  so  begannen  die  Wege  derart 
rasch  zu  verfallen,  dass  das  ganze  Reich  nach  Abhilfe  ver- 
langte. Die  Abhilfe  zog  sich  hinaus,  sie  erfolgte  erst  im 
Jahre  1824,  durch  Gesetz  vom  28.  Juli.    In  diesem  Jahre 


1)  Cormenin,  droit  administratif  1S40  I.  S.  2SS. 

-)  Batbie,  Traite  theorique  et  pratique  de  droit  public  1S67.  lV.p.505. 
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wurden  die  Fronen  wieder  zu  ordentlichen  Einnahmen  er- 
klärt. Es  wurden  höchstens  2  Fron-Tage  jährlich  zuge- 
lassen. Verschiedene  Mängel  des  Systems  führten  zu 
neuer  Reform,  die  durch  das  Gesetz  vom  21.  Mai  1836  er- 
folgte. Dieses  Gesetz  bildet  die  Grundlage  des  heutigen 
Systems. 

Da  es  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  dass  die 
heutige  Fron  in  ihrer  Grundgestalt  schon  seit  der  Revolution 
bestand  (abgesehen  von  dem  tatsächlichen  Fehlen  von 
1818—1824),  so  ist  die  Frage  aufzuwerfen,  ob  wir  in  der 
Fron  die  wiederauflebende  Corvee  zu  betrachten  haben. 
Diese  Frage  wird  von  Schriftstellern  des  französischen  Ver- 
waltungsrechts vielfach  behandelt.  Obwohl  die  Quellen  für 
einen  strikten  Beweis  versagen,  entstand  kaum  Meinungs- 
verschiedenheit. Beinahe  einstimmig  wird  die  Ansicht  ver- 
treten, die  Corvee  sei  abgetan,  die  Fron  sei  etwas  neues. 
Aber  es  ist  leicht  zu  ersehen,  dass  diese  Behauptung  nur 
mit  halber  Zuversicht  aufgestellt  wird.  Man  will  es  als  eine 
Errungenschaft  der  Revolution  hinstellen,  dass  sie  die  alten 
drückenden  Corvees  des  feudalen  Systems  abgeschafft  habe, 
die  mit  den  Menschenrechten  (mit  der  individuellen  Freiheit)^) 
nicht  vereinbart  seien.  Die  Gründe  aber,  die  angegeben 
werden,  um  zu  beweisen,  dass  die  Fron  etwas  anderes  sei, 
schlagen  nicht  durch.  Nach  Dufour^)  besteht  der  Unterschied 
zwischen  Corvees  und  Fronen  darin,  dass  jene  durch  den 
einfachen  Befehl  der  Provinzintendanten  auferlegt  wurden, 
diese  durch  den  Gemeinderat,  also  die  Vertreter  der  Pflichtigen 
votiert  wurden;  erstere  wurden  möglicherweise  einigen 
Gemeinden  auferlegt,  obwohl  die  Strasse  der  Allgemeinheit 
diente;  letztere  denjenigen,  in  deren  Interesse  die  Strasse 
bestand.  Nach  Batbie^)  lagen  die  Corvees  im  Privatinteresse 
der  Seigneurs,  die  Fronen  im  öffentlichen  Interesse.  Nach 
De  Parieu*)  oblag  die  Corvee  nur  einem  Teil,  die  Fronen 
der  ganzen  Bevölkerung,  obwohl  der  Zweck  beider  gleich 
war.    Nach  Simonet^)  ruhte  die  Corvee  ausschliesslich  auf 


1)  Proudhon,  Traite  du  domaiiie  public  1843  Bd.  II.  S.  30. 

2)  Traite  generale  de  droit  administratif  1868  III  p.  383. 

3)  a.  a.  O  p.  505. 

4)  a.  a.  O  1867.  IV.  p.  36. 

^)  Traite  elementaire  de  droit  public  1890  S.  664. 
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den  Landbewohnern;  sie  lag  im  Interesse  der  seigneurs 
und  es  war  nicht  möglich,  sich  ihrer  durch  Geldzahlung 
zu  entledigen,  die  Fronen  ruhten  auch  auf  der  Stadt- 
bevölkerung, lagen  im  Interesse  der  Gemeinde  und  waren  in 
Geld  auslösbar. 

Wie  man  sieht,  sind  diese  Unterschiede  keine  grund- 
legenden; Zweck  und  Art  der  Leistung  blieben  nach  wie 
vor  dieselben;  Corvees  und  Fronen  bedeuten  eine  Leistung 
für  Wegezwecke,  eine  Naturalleistung.  Nach  wie  vor  wurden 
sie  auferlegt  auf  arbeitspflichtige  Personen,  für  ihre  Person^ 
ihre  Familienmitglieder,  als  Spann-  und  Handdienst.  Selbst 
das  Alter  der  Pflichtigen  blieb  beinahe  das  gleiche  (Corv^e 
16--60  Jahre,  Fron  18—60  Jahre),  dass  die  Corvees  im 
Interesse  von  Privaten  lagen,  ist  nicht  ausschlaggebend; 
erstens  war  ein  grosser  Teil  der  Corvees  königliche  d.  h. 
nicht  private  Fron;  zweitens  aber  dienten  die  Strassen  nach 
wie  vor  dem  allgemeinen  Interesse,  nicht  dem  Privatinteresse 
der  Seigneurs,  denen  sie  gehörten.  Das  unmittelbare  Inter- 
esse der  Strasse  für  den  Pflichtigen  ist  nicht  entscheidend- 
Nicht  nur  die  Corvees,  sondern  auch  die  Fronen  wurden, 
wie  wir  noch  sehen  werden,  auf  Strassen  geleistet,  die 
nicht  dem  offensichtlichen,  unmittelbaren  Interesse  der  be- 
betreffenden Pflichtigen  dienen,  sondern  dem  mittelbaren 
Interesse  derselben:  dass  die  Gemeinden  die  Fronen  er- 
hoben, statt  die  Feudalen  die  Corv^e,  das  ist  nicht  ent- 
scheidend. Eine  Beitragspflicht  der  Gemeinden  zu  den 
Wegen  der  Seigneurs  bestand  so  wie  so,  sie  hatten  ausser 
Corvees  auch  aus  ihrem  sonstigen  Vermögen  beizusteuern. 
Nach  wie  vor  wurden  die  Fronen  von  demjenigen  erhoben, 
der  zum  Unterhalt  der  Strasse  verpflichtet  war,  ob  er  nun 
Seigneur,  Staat  oder  Gemeinde  hiess.  Dass  die  Fron  eine 
Maximalgrenze  hatte,  während  die  Corvee  unbegrenzt  war, 
begründet  keinen  fundamentalen  Unterschied,  denn  auch 
eine  Grundsteuer  z.  B.  bleibt  Grundsteuer,  auch  wenn  ihre 
Anforderungen  um  507o  gemildert  werden.  Uebrigens  hatte 
die  Fron  anfänglich  auch  keine  Maximalgrenze^).  Der 
Umstand,  dass  die  Steuer  nun  nach  gerechteren  Grund- 
sätzen erhoben  wurde,  insbesondere  auf  alle  verteilt  wurde 


1)  De  Parieu,  a.  a.  O.  S.  36  ff. 
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und  Ausnahmen  bezüglich  der  Fronpflicht  zu  Gunsten 
privilegierter  Personen  nicht  mehr  geduldet  wurden,  kann 
nicht  als  Grund  gelten  dafür,  dass  wir  es  mit  einer  neuen 
Steuer  zu  tun  haben.  Es  liegt  vielmehr  de  facto  nur  eine 
Verbesserung  der  Basis,  auf  der  sie  ruhte,  vor.  Auch  die 
Tatsache,  dass  die  Steuer  nun  streng  nach  dem  Gesetze 
von  der  Gemeinde  auferlegt  wird,  statt  nach  dem  Ermessen 
von  Grundherren  oder  hohen  Beamten  kann  nicht  als 
Grundlage  zu  der  Annahme  dienen,  dass  ein  vollkommener 
Unterschied  vorliege;  denn  auch  die  Corvee  beruhte  auf 
der  Rechtsverfassung;  sie  brauchte  z.  B.  nur  von  Pflichtigen 
geleistet  werden,  die  nicht  mehr  als  4  Heues  vom  Weg" 
entfernt  wohnten.  Endlich  aber  bildet  die  Möglichkeit  der 
Ablösung  durch  Geld  an  sich  keinen  Grund  dafür,  dass 
man  behaupten  könnte,  die  Fron  sei  ein  ganz  anderes 
System  als  die  Corvee,  denn  wir  haben  gesehen,  dass  tat- 
sächlich die  Corvee  von  de  Foutette  weiter  verwendet 
wurde,  obwohl  sie  für  den  einzelnen  ablösbar  war,  ja  die 
Corvee  ihrerseits  konnte  auch  durch  Arbeit  von  Frauen 
und  Kindern  ersetzt  werden,  was  bei  der  Fron  nicht  der 
Fall  ist. 

'Es  handelt  sich  Vielmehrum  dasselbe  System. 
Das  zeigt  dessen  ganzer  Inhalt,  das  zeigt  aber  auch  die 
historische  Entwickelung;  so  wenig  es  wegen  der  Not- 
wendigkeit der  Wegeunterhaltung  und  dem  Mangel  an 
Geldmitteln  möglich  gewesen  war,  die  Naturalleistung  durch 
Gesetze  abzuschaffen,  wie  dies  die  oben  geschilderten  Ver- 
suche der  80  er  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  und  die  Ver- 
hältnisse von  1818—1824  zeigten,  so  wenig  konnte  die 
Revolution  selbst  die  Corvees  unterdrücken  und  dann  ein 
Jahrzehnt  ruhig  unbenützt  lassen,  um  allmählich  ein  neues 
System,  das  der  Fronen,  einzuführen.  Es  ist  daher  zwar 
nicht  urkundlich  nachweisbar,  aber  nichts  destoweniger 
unbestreitbar,  dass  die  Fron  eine  Corvee  ist,  aber  eine 
gemilderte,  und  unendlich  verbesserte.  Dies  müssen 
auch  die  französischen  Schriftsteller  selbst  mehr  oder  we- 
niger zugeben.  So  bezeichnet  Simonet^)  die  Fronen  mit 
den  Worten  rappelant  les  corvees.    De  Parieu^)  nennt  sie 

»)  a.  a.  O.  S.  664. 
2)  a.  a.  O.  S.  61. 
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corvee  amelioree,  Dalloz  rep.  voirie  S.  369  erklärt:  rappeile 
Tancienne  corvee,  S.  376:  il  faut  reconnaitre  que  ces  deux 
sortes  d'imposition  sont  au  fond  d'une  nature  analogue, 
Dufour^)  sagt:  sie  wurden  vor  1789  angewandt  als  Corvee, 
Ducrocq  ^)  bezeichnet  sie  als  vestige  odieux  de  la  feodolite, 
reste  de  l'ancienne  corvee.  Leroy-Beaulieu  sagt:  la  revo- 
lution  abolit  ce  Systeme  mais  eile  ne  le  remplaca . . .  si  bien 
qu'il  continua  ä  etre  en  usage  sur  beaucoup  de  points  und 
la  prestation  redevint  en  honneur.  L'on  prit  soin  de  la 
rendre  differente  de  l'ancienne  corvee^). 

A.  Wir  haben  gesehen,  wie  es  gekommen  ist,  dass  die 
Gemeinden  sehr  bedeutende  Beträge  für  Wegezwecke, 
speziell  Vizinalwege  aufzubringen  haben  und  wie  sie  dazu 
gekommen  sind,  vornehmlich  die  Fronen  zu  verwenden. 
Es  steht  fest,  dass  seit  1805  die  Fron  schon  ihre  heutige 
Gestalt  hatte,  jedoch  hatte  der  Gemeinderat  das  Recht, 
den  Umwandlungstarif  aufzustellen.  Dies  führte  zu  grossen 
Unzuträglichkeiten,  da  viele  Gemeinderäte  die  Geldumwand- 
lung sehr  erschwerten.  Das  Gesetz  von  1824  gestattete 
2  Frontage  und  5  Centimes,  letztere  aber  erst  dann,  wenn 
die  2  Frontage  auferlegt  waren;  der  Umwandlungstarif 
wurde  auch  jetzt  noch  vom  Gemeinderat  festgesetzt. 

1.  Das  Gesetz  vom  21.  Mai  1836  hat  den  Gemeinden 
nicht  nur  Fronen  zugewiesen.  Es  versuchte  überhaupt, 
ihnen  im  allgemeinen  die  Möglichkeit  an  die  Hand  zu 
geben,  ihren  gewaltigen  Aufgaben  für  Wegezwecke  nach- 
zukommen. Danach  bestehen  die  Mittel  der  Gemeinden 
für  Unterhaltung  der  Weg^e :  1)  in  den  gewöhnlichen 
Gemeindeeinkünften  z.  B.  Erträgen,  aus  allgemeinen  Zu- 
schlägen, Zinsen  von  Geld,  Pachtzinsen,  Holzgeld;  2)  in 
Fronen  bis  zu  3  Tagen  und  5  Zuschlagspfennigen.  Die 
Fronen  und  die  5  Zuschlagspfennige  sind  als  gleichwertig 
behandelt.  Der  Gemeinderat  kann  sie  nebeneinander  oder 
eins  ohne  das  andere  erheben.  Beide  aber  sind  nur  zu- 
gelassen, wenn  die  ordentlichen  Einnahmen  ganz  oder  teil- 
weise nicht  genügen,  also  subsidiär.  Das  Gesetz  hat  keine 
genauere  Definition  gegeben  dafür,  was  unter  der  Unzu- 


»)  a.  a.  O.  S.  383. 

2)  Cours  de  droit  administratif  1905  X  S.  201. 

3)  Traite  de  la  science  des  finances  I  S.  724  4e  ed. 
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länglichkeit  der  gewöhnlichen  Gemeindeeinkünfte  zu  ver- 
stehen ist.    Es  war  vielmehr  dem  Gemeinderat  überlassen, 
zu  bestimmen,  welche  Ausgaben  vorerst  zu  decken  sind, 
d.  h.  das  Gesetz  hat  es  dem  Gemeinderat  anheimgestellt, 
zu  entscheiden,  welchen  Rang  unter  den  Gemeindeaus- 
gaben er  den  Ausgaben  für  die  Wegeunterhaltung  geben 
will.    Andrerseits  hat  ein  Gesetz  vom  18.  Juli  1837  gewisse 
Aufgaben  als  Pflichtausgaben  der  Gemeinden  bezeichnet, 
die  also  unter  allen  Umständen  zu  decken  sind.    Die  all- 
gemeine Praxis  nahm  daher  an,    dass  soweit  dringende 
Ausgaben  da  waren,  die  ordentlichen  Gemeindeeinnahmen 
zuerst  dafür  zu  verwenden  seien  und  dann  die  Frage  zu 
entscheiden  sei,  ob  Fronen  ausgeschrieben  werden  sollen. 
Die  Verteilung  der  Fronen  erfolgt  derart,  dass  7^  für  die 
Vizinalstrassen  vom  grossen  Verkehr,  der  Rest  für  die 
beiden  anderen  Strassenkategorien  verwendet  werden  dürfen. 
Da  auch  nach  Erlass  des  Gesetzes  vom  21.  Mai  1836  die 
Mittel  nicht  reichen  wollten,  mussten  weitere  Quellen  er- 
schlossen werden.    Die  Frage  der  Beschaffung  von  Geld- 
mitteln wird  weiter  unten  behandelt  werden.    Zwei  wich- 
tige Veränderungen  sind  bezüglich  der  Fronen  anzuführen. 
Am  24.  Juli  1867  wurde  ein  Gesetz  erlassen,  das  einen 
4ten  Frontag  und  3  ausserordentliche  Zuschlagspfennige^) 
gestattete.    Dieses  Gesetz  galt  in  Frankreich  bis  zum  Jahre 
1882,  wurde  aber  nur  ausnahmsweise  angewendet^).  Als 
zu  Anfang  der  80  er  Jahre  in  Elsass-Lothringen  viele  Ge- 
meinden Bedenken  trugen,  den  4ten  Frontag  weiter  zu 
erheben,  verlangte  man  eine  neue  Grundlage  für  die  Aus- 
schreibung eines  vierten  Frontags.    Sie  wurde  in  einem 
Gesetze  vom  17.  Juli  1884  geschaffen.    Dieses  Gesetz  ge- 
stattet einen  vierten  Frontag.    Der  Frontag  ist  für  Feld- 
wegezwecke bestimmt.    Aber  es  muss  bemerkt  werden, 
dass  die  Praxis  überhaupt  nicht  so  streng  daran  festhielt, 
dass  die  Fronen  nur  für  Vizinalstrassen  verwendet  würden. 
Es  wurden  vielfach  Fronen  auch  für  Ortsgassen  und  Feld- 
wege, die  sonst  durch  Geld  (und  letztere  auch  durch  frei- 
willige Leistungen)  in  Stand  gehalten  wurden,  gestattet. 


vgl.  Vignes,  traite  des  impots  en  france  X  3  ed.  I,  S.  71. 
2)  Say,  dict.  des  fin.  S.  996. 
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2.  Lange  Zeit  lag  der  Schwerpunkt  des  Verkehrs- 
wesens in   der  Benützung  der  grossen  durchgehenden 
Strassen  (Bezirks-  und  Staatsstrassen);  heute  unter  ganz 
anderen  wirtschaftlichen  Verhältnissen,  ist  dieser  Schwer- 
punkt verlegt.    Er  liegt  jetzt  in  der  Verwendung  von  Eisen- 
bahnen und  Kanälen  und  dann  noch  hauptsächlich  im 
Lokalverkehr;    zum  bedeutenden   Teile  wickelt    sich  der 
Lokalverkehr  heute  auch  auf  den  Vizinalstrassen  ab,  also 
auf  Strassen,  die  vom  Gesetze  der  Benutzung  durch  den 
grösseren  Verkehr   zugedacht   waren.     Bei  gross- 
artiger Mittelbeschaffung  für  Wegezwecke  sind  im  Laufe 
der  Zeit  die  Bezirks-  und^  Staatsstrassen  nahezu  zum  völligen 
Ausbau  gelangt  und  jetzt  wurde  mehr  und  mehr  zur  Ver- 
vollständigung des  Vizinalstrassennetzes  geschritten.  Auch 
letzteres  ist  heute  zum  allergrössten  Teile  vollendet.  Dies 
kann  nicht  genug  betont  werden.    Die  Verhältnisse  sind 
so  völlig  konsolidiert,  dass  z.  B.  von  1906  auf  1907  kein 
einziger  Kilometer  an  solchen  Strassen  gebaut  worden  ist. 
Der  Wegebau  wendet  sich  nunmehr  unter  dem  Einfluss  einer 
Veränderung  des  Ackerbausystems,  der  Anlage  von  Feld- 
wegen und  zum  geringeren  Teile  der  Neu-Anlegung  von 
Verbindungen  zu  den  Ausladeplätzen  der  Eisenbahnen  und 
Kanäle,  also  wesentlich  Ortsstrassen  zu.    Daneben  geht, 
was  für  uns  bezüglich  der  Fronen  in  der  Praxis  nicht  sehr 
in  Betracht  kommt,  eine  bedeutende  Strassenbautätigkeit  in 
den  grossen  Städten  (Asphaltierung  etc.).    Diesem  gewal- 
tigen wirtschaftlichen  Umschwung  ist  die  Gesetzgebung 
nur  nachgehinkt,  nicht  nachgekommen.   In  der  Hauptsache 
haben  wir  es  mit  einer  grossartigen,  aber  bald  hundert- 
jährigen, veralteten  Gesetzgebung  zu  tun.  Wir  ersehen  aus 
den  oben  angegebenen  Gesetzesbestimmungen  über  die 
einzelnen  Strassenkategorien,  dass  durch  das  System  der 
Deklassierung  und  Klassierung  die  Möglichkeit  vorhanden 
ist,  Verschiebungen  in  der  Unterhaltungspflicht  und  eine 
günstige  oder  ungünstige  Verteilung  der  Unterhaltslast  her- 
beizuführen, dass  also  das  Gesetz  gestattet,  gewissen  Ver- 
änderungen Rechnung  zu  tragen ;  aber  diese  Verschiebungen 
sind  an  rechtliche  Grenzen  gebunden  und  sie  haben  oft 
so  wichtige  unvermeidbare  Konsequenzen  im  Gefolge,  dass 
sie  wie  ein  zweischneidiges  Schwert  wirken.    Eine  Ver- 
schiebung, die  2  oder  3  überlastete  Gemeinden  aufs  Nor- 
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male  entlastet,  ist  oft  notwendigerweise  der  Anlass,  dass 
nun  5  oder  mehr  Gemeinden  sehr  stark  belastet  werden. 
Diese  durch  die  Verschiebungen  gestatteten  Massregeln 
helfen  also  nur  teilweise  über  die  Mängel  des  Gesetzes 
bezüglich  der  heutigen  Verhältnisse  hinweg. 

3.  Vor  allem  aber  kann  das  Gesetz  gar  keine  so  gewal- 
tige Veränderungen  gewollt  haben,  wie  eine  solche  z.  B. 
durch  die  1875-76  erfolgte  Deklassierung  aller  Bezirksstrassen 
in  Lothringen  zu  Vizinalstrassen  (sogen.  Kreisstrassen) 
geschehen  ist  —  es  wurden,  wie  wir  noch  sehen  werden, 
ohne  Ausnahme  sämtliche  Bezirksstrassen  als  Vizinalstrassen 
deklassiert  —  mit  all  der  damit  neu  auftretenden  Ueber- 
lastung  von  Gemeinden.  Nach  dem  Willen  des  Gesetz- 
gebers ist  die  Verteilung  der  Lasten  zum  Zwecke  der 
Strassenunterhaltung  an  äusserliche  Merkmale  gebunden, 
es  entscheidet  in  dieser  Frage  die  Bedeutung  der  Strasse 
für  den  Bezirks-  und  Lokalverkehr.  Es  ergab  sich 
naturgemäss  eine  Ungleichheit  in  der  Lastenverteilung,  weil 
der  Bezirkstag,  der  Bezirkspräsident  u.  s.  w.  gar  nicht  im 
Stande  waren,  jeder  Veränderung  der  Bedeutung  einer 
Strasse  für  diesen  oder  jenen  Ort  durch  neue  Beschlüsse 
Rechnung  zu  tragen.  Die  Gesamtheit  der  Bevölkerung 
hat  ein  Interesse  daran,  dass  möglichst  alle  Strassen  und 
Wege  sich  in  bauchbarem  Zustande  befinden.  Dieser 
wichtige  Grundsatz  ist  vom  Gesetze  nicht  beachtet.  Viel- 
mehr enthält  das  Gesetz  neben  dem  Hauptprinzip:  der 
Bedeutung  einer  Strasse  für  den  Verkehr,  den  weiteren 
Grundgedanken,  dass  die  Unterhaltungspflicht  ohne  genü- 
gende Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  nach  dem 
Interesse,  das  die  Körperschaften  an  der  Strasse  haben, 
zu  regeln  ist.  Dient  eine  Strasse  dem  direkten  Interesse 
einer  Gemeinde,  so  hat  diese  Gemeinde  die  Unterhaltspflicht, 
unbekümmert  darum ,  ob  diese  Strasse  eigentlich  wegen 
ihrer  Bedeutung  für  den  grossen  Verkehr,  der  Vorschrift 
des  Gesetzes  entsprechend,  als  Staatsstrasse  zu  behandeln 
wäre  und  ob  sie  indirekt  der  Gesamtheit  der  Bevölkerung 
grossen  Nutzen  bringt  oder  nicht.  Das  Gesetz  stellt  somit 
zwei  miteinander  unvereinbare  Grundsätze  auf.  Das  Prinzip 
der  Bedeutung  einer  Strasse  für  den  Bezirks-  und  Lokal- 
verkehr einerseits  und  das  Prinzip  des  Interesses  der  be- 
treffenden Körperschaften  an  den  Strassen  andrerseits  führen 
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zu  einem  Widerspruch,  der  praktisch  noch  dadurch  ver- 
schärft wird,  dass  die  Gesetzgebung,  die  —  nach  ihrer 
Annahme  —  mehr  der  Gesamtheit  dienenden  Strassen  be- 
vorzugt und  den  übrigen  fast  nichts  übrig  lässt.  Nach 
dem  Gesetz  ist  es  also  mit  anderen  Worten  die  Hauptsache, 
dass  die  Strassen  der  höheren  Kategorie  (Bezirksstrassen 
u.  s.  w.)  tadellos  sind.  Aus  Mangel  an  Mitteln  können 
aber  so  die  geringeren  Feldwege,  Ortsgassen,  in  schlech- 
testem Zustande  sein.  Eine  zweckmässige  Verteilung  der 
Aufwendungen  auf  alle  Kategorien  von  Strassen  ist  also 
dem  Gesetze  fremd;  es  will  nichts  davon  wissen,  dass  es 
besser  ist,  wenn  alle  Wege,  auch  die  Feldwege,  gut  sind, 
mögen  dann  auch  die  Bezirksstrassen  zwar  nicht  tadellos, 
so  doch  gebrauchsfähig  sein. 

4.  Weiter  ist  weder  im  ursprünglichen  Gesetze  selbst, 
noch  in  der  nachfolgenden  Gesetzgebung  genügend  be- 
rücksichtigt worden,  dass  mit  der  beispiellosen  Schaffung 
eines  grossartigen  Wegenetzes  die  Schaffung  der  Unter- 
haltungsmittel immer  schwerer  werden  musste,  da  deren 
Anwachsen  immer  bedeutender  wurde.  Das  geschaffene, 
Netz  umfasste  1870  an  Staats-,  Bezirks-  und  Vizinalstrassen 
schon  rund  7300  km  und  1907  sogar  rund  8300  km.  End- 
lich ist  es  klar,  dass  mit  der  Klasseneinteilung  es  nur  zu 
leicht  möglich  ist,  dass  eine  Gemeinde,  die  an  Staatsstrassen 
liegt,  frei  ausgeht,  während  eine  solche,  die  von  mehreren 
Strassen  oder  von  minder  bevorzugten  Strassen  durchzogen 
ist,  ungeheuer  belastet  wird,  dass  also  der  Grundsatz 
der  Gerechtigkeit  verletzt  wird.  Innerhalb  der  Klassen, 
vornehmlich  bei  den  Vizinalstrassen  —  diese  bilden  in 
Elsass-Lothringen  die  Ueberzahl  —  musste  das  Prinzip  der 
Verteilung  der  Unterhaltungspflicht  nach  dem  Interesse  zu 
ganz  absurden  Konsequenzen  und  zu  den  grössten  Schwie- 
rigkeiten in  der  Lastenverteilung  führen.  Denn  die  Gefahr 
liegt  nahe,  dass  das  Interesse  berechnet  wird  nach  der 
Nähe  der  Strasse  zur  Gemeinde,  und  der  Länge,  mit  welcher 
sie  durch  deren  Gemarkung  zieht,  während  die  Strassen 
doch  wesentlich  nach  den  Geländebedürfnissen,  der  Mög- 
lichkeit billigen  Geländeerwerbs  und  den  Verkehrsbedürf- 
nissen angelegt  werden.  Dazu  kommt  noch,  dass  zwar 
das  Wegenetz  an  Güte  in  Deutschland  wohl  mit  in  erster 
Reihe  dasteht,  aber  auch  eine  übernormale  Unterhaltungspflicht 
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erfordert.  Schon  ein  Ueberblick  über  das  Wegewesen  ergibt 
also,  auch  ohne  Berücksichtigung  der  Fronen,  dass  heute  die 
Gesetzgebung  mit  fundamentalen  Mängeln  behaftet  ist- 

B.  Nachdem  wir  die  Grundzüge  des  Wegewesens  und 
der  Wegeunterhaltung  dargestellt  haben,  betrachten  wir 
deren  Ausbau  näher;  auch  hier  mag  es  gestattet  sein,  wo 
es  zum  Verständnis  der  Ergiebigkeit  der  Gemeindequellen 
nötig  erscheint,  auch  auf  die  geldlichen  Beiträge,  insbeson- 
dere Zuschläge  für  Wegezwecke,  hinzuweisen. 

1)  Bezirk  und  Staat  unterhalten,  wie  wir  gesehen 
haben,  ihre  Strassen  durch  Geldmittel.  Dem  Bezirk  werden 
für  seine  Strassen-  und  für  die  Vizinalstrassenbauten  neben 
seinen  Zuschlagspfennigen  geldliche  Beihülfen  durch  den 
Staat  gewährt.  Die  Gemeinden  unterhalten  ihre  Ortsgassen 
und  Feldwege  vermittels  Geld  und  Fronen.  Endlich  die 
übrigen  Strassen  werden,  wie  gesagt,  durch  Verbände  unter- 
halten, die  zu  diesem  Zweck  gebildet  werden;  der  Zu- 
sammenschluss  der  Verbände  erfolgt  dem  Gesetze  gemäss 
nach  Massgabe  des  Interesses,  das  die  einzelnen  G-emeinden 
an  der  betreffenden  Strasse  haben.  Die  Mittel  zur  Unter- 
haltung bilden  auch  hier  Geldbeiträge,  Fronen  und  Bei- 
hilfen des  Bezirks.  Es  gibt  also  drei  Kategorien  von  Strassen, 
für  deren  Zwecke  Fronen  vorgesehen  sind.  Diese  drei 
letzteren  Strassenkategorien,  bei  denen  Fronen  gestattet  sind, 
erfordern  jährlich  an  Unterhaltungsmitteln  eine,  abgesehen 
von  den  durch  fortwährende  Klassierungen  und  Deklas- 
sierungen  vorkommenden  Schwankungen,  genau  bekannte 
Summe.  Dass  der  Bedarf  stetig  wächst,  ist  nicht  zu  be- 
streiten. Was  nun  für  diesen  Bedarf  nicht  an  Geld  zuge- 
schossen wird,  muss  an  Fronen  geleistet  werden.  Zwar 
gibt  der  Bezirk  (der  vom  Staate  unterstützt  wird)  Bei  hülfen 
her,  deren  Verteilung  an  die  Verbände  nach  Massgabe  der 
Hilfsquellen,  Leistungsfähigkeit  und  Bedürfnisse  der  Ge- 
meinden durch  den  Bezirkstag  erfolgt.  Der  bedeutendere 
Rest  aber  lastet  auf  den  Gemeinden,  und  zwar  werden  in 
der  Regel  die  Fronen  voll,  d.  h.  mit  den  3  Tagen,  die  das 
Gesetz  von  1836  gestattet,  angefordert.  Alle  Fronen,  bezw. 
Zuschläge  werden  durch  die  Gemeinde  auferlegt.  Der 
Bezirkspräsident  verlangt  hiervon  Beiträge  für  die  angege- 
benen Zwecke  an  Geld  und  Fronen,  deren  Höhe  er  fest- 
setzt. Er  regelt  die  Vizinalstrassenetats  innerhalb  der  durch 
den  Bezirkstag  angegebenen  Grenzen. 
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Bei  dem  wachsenden  Bedarf  reichen  diese  Mittel 
weder  für  die  Vizinalwege  noch  für  die  Ortsgassen  und 
Feldwege.  Die  Forderungen  für  Vizinaistrassen  sind  manch- 
mal so  hoch,  dass  für  Vizinalwege  nichts  übrig  bleibt;  so 
will  1878  die  Gemeinde  Uhrweiler  von  ihren  Fronen,  die 
2  %  Tage  für  Vizinaistrassen  betragen,  1  Tag  für  Vizinal- 
wege haben,  wurde  aber  abschlägig  beschieden.  Daher 
mussten  Ausnahmebestimmungen  getroffen  werden.  Man 
gestattete  nicht  nur  einen  vierten  Frontag  oder  3  ausser- 
ordentliche Zuschlagspfennige,  sondern  man  gab  auch 
ausserordentliche  Geldunterstützungen  her.  Es  wurden 
1868  100  Mill.  Frs.,  zu  verteilen  auf  10  Jahre,  votirt,  die 
für  Elsass-Lothringen  aber  nur  2  mal  ausgeworfen  wurden 
(verhältnismässiger  Anteil).  Mit  der  Zeit  kamen  die  Feld- 
wege (wie  auch  in  Frankreich)  so  stark  ins  Hintertreffen, 
dass  noch  weitere  gesetzliche  Bestimmungen  getroffen 
werden  mussten.  Für  Elsass-Lothringen  kam  aber  infolge 
des  Krieges  nur  noch  das  obenerwähnte  Gesetz  vom  21. 
Juli  1870  in  Betracht,  dessen  Inhalt  nun  näher  anzugeben  ist. 

2)  Wenn  ihre  klassierten  Vizinalwege  vollständig  voll- 
endet sind,  dürfen  die  Gemeinden  ihre  verfügbare  Fron 
auf  ihre  öffentlichen  Feldwege  verwenden,  wenn  sie 
a)  die  Ermächtigung  des  Bezirkstags  haben  und  b)  wenn 
die  Unterhaltung  der  Vizinalwege  gesichert,  sowie  c)  die 
ihnen  etwa  auferlegten  Vizinalstrassenbeiträge  geleistet  sind 
und  wenn  d)  sie  weder  Staats-  noch  Bezirksunterstützung 
zum  Unterhalt  ihrer  gewöhnlichen  Vizinalwege  erhalten. 
Mehr  als  der  Fron  kann  jedoch  nicht  verwendet  werden. 
Von  diesen  Bestimmungen  wurde  in  der  Folge  Gebrauch 
gemacht,  wo  es  trotz  der  scharfen  Bedingungen  anging. 
1876  z.  B.  verlangten  auf  diese  Weise  im  Unter-Elsass  vom 
Bezirkstag  9  Gemeinden  bis  zu  1  Tag  Fron.  Altweier 
allein  bis  zum  Wert  von  Mk.  8000.—  ;  1896  weit  über  100 
Gemeinden  in  der  Regel  für  1/4,  Vs,  V2,  1  Tag,  ausnahms- 
weise 2  Tage,  oft  nur  Gespannfronen.  Es  findet  auf  diese 
Weise  eine  Verwendung  von  Vizinaistrassen-  und  Vizinal- 
wegefronen  für  Feldwege  statt,  war  dies  nicht  möglich,  so 
wurde  auch  manchmal  der  Versuch  gemacht,  einen  Feld- 
weg zum  Vizinalweg  zu  klassieren,  um  die  Fronen  zu  er- 
halten. Immerhin  bildet  das  Gesetz  vom  21.  Juli  1870  schon 
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eine  Wohltat  i).  Sein  Fehler  besteht  in  der  Härte  der  Be- 
dingungen, unter  denen  es  die  Abgabe  von  Fronen  ge- 
stattet und  in  der  Form  der  Bewilligung,  die  eine  Mit- 
wirkung des  Bezirkstags  verlangt,  während  diese,  da  der 
Bezirkstag  nur  einmal  im  Jahre  tagt,  die  Erledigung  der 
Gesuche  stark  verschleppt.  Aber  wenn  auch  eine  Reihe 
von  Gemeinden  sich  des  Gesetzes  von  1870  bedienen 
konnte,  vielen  war  es  unzugänglich,  weil  die  übrige  Be- 
lastung durch  Strassenbauten  zu  gross  war.  Vor  allem 
litt  der  Ackerbau  darunter,  da  die  Feldwege  immer  mehr 
zurückkamen,  besonders  im  Unter-Elsass  und  in  Lothringen. 
Man  war  sich  einig,  dass  für  diese  Wege  mehr  getan 
werden  müsse. 

3)  Trotzdem  die  Regierung  sich  auf  den  Standpunkt 
stellte,  dass  unbedingt  mehr  auf  die  Abschaffung  der 
Fronen  hingearbeitet  werden  müsse,  trotzdem  sie  ihrer 
Ansicht  auch  Ausdruck  gab  und  immer  betonte,  die  ein- 
zelnen Gemeinden  müssten  mehr  geschont  werden ;  trotz- 
dem konnte  sie  sich  nicht  weigern,  dazu  ihre  Zustimmung 
zu  geben,  dass,  so  hart  der  Druck  auch  war,  den  Ge- 
meinden wieder  ein  vierter  Frontag  für  die  Feldwege  ge- 
stattet wurde.  Ein  schon  erwähntes  Gesetz  vom  17.  VI. 
1884,  ein  Initiativgesetz,  bestimmt,  dass  für  Anlage  und 
Unterhaltung  der  Gemeinde -Feldwege  die  Gemeinderäte 
unter  Mitwirkung  der  Höchstbesteuerten  und  mit  Zu- 
stimmung des  Bezirkstags  die  Auferlegung  eines  vierten 
Frontags  beschliessen  können.  Dieses  Gesetz,  weit  wich- 
tiger als  das  von  1870,  wollte  in  erster  Linie  der  Land- 
wirtschaft helfen,  weil  sie  im  Rückgang  begriffen  sei  und 
ihr  der  Weg  zur  intensiveren  Bewirtschaftung  geebnet 
werden  müsse.  Man  wollte  eine  gesetzliche  Grundlage 
für  den  vierten  Frontag  schaffen,  den  sich  viele  Gemeinden 
auferlegten,  der  aber  seit  1878  keine  gesetzliche  Basis  mehr 
hatte.  Auch  dieses  Gesetz  sieht  die  Zustimmung  der  Be- 
zirkstage vor.  Diese  Bestimmung  ist  ebenfalls  nicht  glück- 
lich, denn  sie  passt  wie  beim  Gesetz  von  1870  nicht  wegen 
der  Zeit,  da  der  Bezirkstag  in  der  Regel  nur  einmal  im 
Jahre  tagt.    Gerade  im  Winter  wird  oft  in  kürzester  Zeit 


1)  In  Frankreich  wurde  das  Gesetz  ergänzt  durch  Gesetz  vom 
20.  Aug.  1881,  wonach  für  diese  Zwecke  ein  vierter  Frontag  oder  a.  o. 
Zuschläge  gestattet  wurden,  vgl.  Say,  a.  a.  O.  S.  996  sub.  6. 
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ein  Feldweg  vollständig  zerfahren  und  die  schleunigste 
Abhilfe  wird  nötig.  Dann  müssen  die  Gemeinden  erst  den 
Ablauf  einer  Zeit  von  ^4  Jahren  abwarten.  Die  lothringi- 
schen Abgeordneten  bestanden  zu  Kontrollezwecken  auf 
dieser  Bestimmung.  Vergebens  wies  damals  ein  Abge- 
ordneter darauf  hin,  es  werde  eine  Verschleppung  ein- 
treten, der  Bezirkspräsident  sei  zur  Bescheidung  besser  in 
der  Lage.  Diese  Voraussage  ist  eingetroffen.  Die  Bezirks- 
tage mussten  daher  de  facto  oft  darauf  verzichten,  die  Ge- 
stattung von  ihrer  jedesmaligen  Zustimmung  abhängig 
zu  machen  und  sie  gaben  und  geben  daher  vielfach  dem 
Bezirkspräsidenten  im  Voraus  die  Befugnis,  den  Gemeinden 
die  Erlaubnis  zu  erteilen.  Der  Brauch  des  französischen 
Verwaltungsrechts:  die  Zuziehung  der  Höchstbesteuerten 
bei  der  Beschlussfassung,  ist  streng  genommen  hier  am 
falschen  Platze.  Es  müsste  vielmehr  Zuziehung  der  Höchst- 
fronpflichtigen  erfolgen.  Diesen  Gedanken  regte  der  Be- 
zirkstag von  Lothringen  bald  nach  dem  Zustandekommen 
des  Gesetzes  an.  Das  Ministerium  erklärte  aber  mit  Recht, 
dass  dazu  eine  Oesetzesänderung  notwendig  wäre.  Eine 
solche  ist  jedoch  bisher  nicht  erfolgt.  Von  dem  Gesetze 
machten  und  machen  eine  Reihe  von  Gemeinden  auch 
reichlich  Gebrauch,  oft  sofort  auf  mehrere  Jahre.  Es  be- 
deutet insoweit  einen  Fortschritt,  als  es  teilweise  der  kärg- 
lichen Mittelbewilligung  für  die  Feldwege  aufhalf.  Es  be- 
deutet aber  auch  einen  Fehler.  Es  bürgert  das  Froninstitut 
noch  fester  ein,  obwohl  schon  zu  jener  Zeit  die  Klage  auf 
Aufhebung  weit  und  breit  laut  wurde.  Es  vergrössert  die 
Fronlast  oft  von  3  auf  4  Tage;  es  vergrössert  die  Un- 
gerechtigkeit in  der  Verteilung  der  Last  auf  die  Gemeinden, 
denn  statt  Differenzen  von  0  bis  3  Tagen  hat  man  nun 
solche  von  0  bis  4  Tagen.  Es  ist  nur  zu  leicht  ein  Anlass, 
dass  für  die  Wege  der  höheren  Klassen  noch  mehr  die 
Gemeinde  in  Anspruch  genommen  wird,  da  sie  ja  nicht 
blos  3  sondern  4  Tage  Fron  zur  Verfügung  hat. 

4)  Endlich  bedeutet  es  ein  Ausnahmegesetz.  Die  Feld- 
wege dienen  zwar  noch  der  Gesamtbevölkerung,  aber 
weniger  mittelbar  und  direkt,  sondern  nur  indirekt.  Die 
Feldwege  kommen  vielmehr  in  erster  Linie  einer  bestimm- 
ten Klasse  zu  Gute,  nämlich  den  anliegenden  Grund- 
besitzern. Trotzdem  werden  sie  dem  Gesetze  gemäss  auch 
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von  den  Industriellen  und  den  Arbeitern  unterhalten,  die  ihre 
Bedürfnisse  nach  Produkten  der  Landwirtschaft  den  Land- 
wirten mit  Geld  bezahlen  müssen.  Je  mehr  eine  Gegend 
den  rein  agrarischen  Charakter  abgestreift  hat,  je  mehr  dies 
auch  bei  der  einzelnen  Gemeinde  der  Fall  ist,  desto  mehr 
bedeutet  dieses  Gesetz  eine  Ungerechtigkeit.  Auch  da,  wo 
der  Grundbesitz  weniger  verteilt  ist,  tritt  diese  Last  zu 
Gunsten  einzelner  unter  den  Grundbesitzern  als  eine  unge- 
rechte hervor,  obwohl  sie  hiernicht  allzu  stark  sein  kann,  weil 
die  Feldwege  bei  geringerer  Aecker-Zersplitterung  weniger 
nötig  sind.  Trotzdem  will  mir,  obwohl  doch  zum  mindesten 
die  Landwirtschafttreibenden  stärker  zu  belasten  wären  als 
die  übrigen,  diese  Ungerechtigkeit  des  Gesetzes  nicht  allzu 
wichtig  erscheinen,  denn  es  lässt  sich,  obwohl  auch  wir 
immer  mehr  zum  Industriestaat  schreiten  und  immer  stärker 
auf  die  Einfuhr  landwirtschaftlicher  Produkte  angewiesen 
sind,  auch  die  Ansicht  rechfertigen,  das  in  letzter  Linie  auch 
die  Feldwege,  wenn  auch  mittelbar,  der  Allgemeinheit  zu 
Gute  kommen.  Dieser  vierte  Frontag  kam  verhältnismässig 
am  wenigsten  im  landwirtschafttreibenden  Lothringen  zur 
Anwendung,  weil  dort  die  Last  für  die  übrigen  Wegever- 
pflichtungen äusserst  schwer  ist,  1Q07  leisteten  im  Unter- 
Elsass  21  Gemeinden,  im  Ober-Elsass  14  Gemeinden  und 
in  Lothringen  7  Gemeinden  den  vierten  Frontag.  Zu  diesen 
die  Fronen  regelnden  Bestimmungen  der  Gesetze  kommen 
nun  weiter  umfangreiche  Präfekturalverordnungen  hinzu. 

C)  Unterm  21.  Juli  1854  hatte  der  französische  Minister 
des  Innern  zur  Ausführung  des  Vizinalwegegesetzes  in 
einem  Rundschreiben  an  die  Präfekten  diesen  den  Entwurf 
einer  allgemeinen  Vizinalwegeordnung  zukommen  lassen. 
Auf  Grund  dieses  Entwurfs  haben  die  Präfekten  (Bezirks- 
präsidenten) vom  Ministerium  bestätigte,  allgemeine  Vizinal- 
wegeordnungen  erlassen.  Dieselben  weichen  nur  ganz 
unerheblich  und  in  unwesentlichen  Punkten  von  einander 
ab,  sodass  man  von  einer  für  ganz  Elsass-Lothringen  all- 
gemeinen Vizinalwegeordnung  sprechen  kann.  Diese  Ein- 
heitlichkeit wird  noch  vergrössert  durch  ergänzende  Ver- 
ordnungen der  Bezirkspräsidenten,  z.  B.  für  das  Unter-Elsass 
vom  15.  September  1879,  für  Lothringen  vom  20.  April 
1883.    Die  erwähnte  Vizinalwegeordnung  trifft  unter  an- 
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derem  Bestimmungen  über  die  Anlegung  von  neuen  Strassen 
oder  die  Oradlegung  von  bestehenden  Strassen,  über  das 
Ausmass  der  Strassen  und  über  —  für  uns  das  Wichtigste 
—  die  Anwendung  der  Fronen. 

VI.  Das  Fronsystem  in  seiner  Anwendung. 

A)  Der  Bürgermeister  oder  der  Wegemeister  oder  beide 
zusammen  haben  alljährlich  eine  summarische  Schätzung 
der  auf  die  Vizinalwege  der  Gemeinde  zu  verwendenden 
Ausgaben  zu  veranstalten,  welche  dem  Gemeinderat  vorge- 
legt wird.  Gleichzeitig  macht  der  Bürgermeister  dem  Ge- 
meinderat Mitteilung  über  die  Höhe  der  Beiträge,  die  von 
der  Gemeinde  zu  den  „Vizinalwegen  vom  grossen  Verkehr", 
bei  welchen  die  Gemeinde  für  interessiert  erklärt  worden 
ist,  verlangt  werden.  Der  Gemeinderat  beschliesst  darüber; 
er  bestimmt,  welche  „Vizinalwege  für  den  kleinen  Verkehr" 
ausgebessert  werden  müssen  und  wie  dies  geschehen  soll. 
Er  beschliesst  über  die  Aufbringung  der  hierzu  erforder- 
lichen Mittel,  sowie  der  Mittel  für  die  grossen  Vizinalwege. 
Wenn  die  gewöhnlichen  Einkünfte  der  Gemeinden  ganz 
oder  teilweise  ausreichen,  so  werden  sie  hierfür  unter  der 
obengenannten  Voraussetzung,  dass  zuerst  die  dringlichen 
Ausgaben  gedeckt  werden,  verwendet.  Andernfalls  werden 
herangezogen :  Fronen  bis  zu  3  Tagewerken  (oder  besondere 
Zuschläge  bis  zum  Höchstbetrage  von  5  vom  100  oder 
diese  gemeinschaftlich)  bzw.  der  vierte  Frontag  für  Feld- 
wege. Ein  Beschluss  über  die  Fronen  bedarf,  abgesehen 
vom  vierten  Frontag,  keiner  Zustimmung  der  Höchbesteuerten. 
Es  können  keine  Bruchteile  von  Tagen  beschlossen  werden; 
eine  ungleichmässige  Behandlung  der  Fronsubjekte  bezüg- 
lich der  Höhe  ihrer  Leistungen  oder  bezüglich  der  Objekte, 
nach  denen  die  Fronpflicht  bemessen  wird,  ist  unzulässig. 
Dieser  Beschluss  wird  von  der  Verwaltung  für  vollstreckbar 
erklärt. 

a)  Pflichtig  ist,  wie  wir  schon  gesehen  haben,  jeder 
Einwohner,  der  Vorstand  einer  Familie  oder  Haushaltung 
und  als  Eigentümer,  Pächter  oder  Teilbauer  zu  den  direkten 
Steuern  veranlagt  ist: 
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1.  Für  seine  Person  und  jede  männliche  gesunde,  18—60 
Jahre  alte  Person,  welche  als  Mitglied  oder  Dienstbote 
seiner  Familie  in  der  Gemeinde  wohnt. 

2.  Für  jeden  bespannten  Karren  oder  Wagen  und  jedes 
Last-,  Zug-  oder  Reittier,  welches  in  der  Gemeinde  im 
Dienst  der  Familie  oder  Haushaltung  verwendet  wird. 

Die  Fronen  sind  in  Geld  ablösbar,  d.  h.  jeder  Fron- 
pflichtige kann  nach  seiner  Wahl  an  die  Stelle  der  Natural- 
leistung  eine  genau  festgesetzte  Geldleistung  treten  lassen 
(über  die  Festsetzung  unten).  Wenn  er  nicht  innerhalb 
einer  bestimmten  Frist  sich  für  die  Naturalleistung  ent- 
scheidet, so  wird  die  Geldleistung  als  gewählt  angesehen. 

Die  Fronen  sind  aber  auch  in  der  Weise  veränderlich, 
als  der  Gemeinderat  die  Fronpflicht  eines  Tages  in  sog. 
„Werkaufgaben"  zerlegen,  d.  h.  eine  Berechnungsweise  der 
Fron  nach  Stückarbeit  eintreten  lassen  kann.  Z.  B.  kann  er 
erklären,  ein  Frontag  sei  einer  Arbeitsleistung  gleichzuachten, 
die  im  Herbeiführen  einer  Menge  Kies  von  x  cbm.^)  besteht. 

Verweigert  der  Gemeinderat  die  Auferlegung  der  Fronen, 
(bezw.  der  Zuschüsse)  und  sind  dieselben  wegen  des  Zu- 
standes  der  Wege  erforderlich,  so  können  sie  nach  frucht- 
loser Verwarnung  des  Gemeinderats  mittels  eines  mit 
Gründen  versehenen  Beschlusses  von  Amtswegen  zwangs- 
weise auferlegt  werden  (Einsetzung  ins  Budget,  oder,  wenn 
keine  Mittel  vorhanden,  Auferlegung  von  Frontagen  oder 
Zuschlägen),  so  1877  bei  50  Gemeinden  im  Unter-EIsass, 
Hagenau  und  Bolchen  noch  vor  nicht  allzulanger  Zeit. 

Bei  ausserordentlichen  Abnutzungen  der  Strassen  durch 
Einzelne  (Eigentümer,  Grosspächter  usw.)  werden  diese  be- 
sonders in  Anspruch  genommen,  auch  mit  Fronen.  2) 

Alle  drei  Jahre  wird  durch  den  Bürgermeister  und  die 
Sieuerverteiler  eine  Fronmutterrolle  aufgestellt,  die  jährlich 
auf  den  neuesten  Stand  ergänzt  wird ;  Nachtragsfronrollen 
sind  zulässig  zur  Aufnahme  der  nach  der  Veranlagung  bis 
zum  Beginn  des  Rechnungsjahres  zugezogenen  Personen, 
sie  sind  aber  nicht  üblich.  Die  französische  Praxis  erklärt 
sie  für  unzulässig.^) 


1)  Das  Nähere  später. 

2)  Hier  handelt  es  sich  zweifellos  um  Auferlegung  von  Beiträgen. 

3)  Fuzier-Hermau,  rep.  gen.  Bd.  14  S.  396  N.  1898.  Cons.  d'Et. 
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Die  Rollen  enthalten  eine  Aufzählung  der  zu  veran- 
lagenden Personen,  Tiere,  Wagen.  Die  Wegemeister  prüfen 
die  Mutterrollen.  Die  auf  Grund  dieser  Prüfung  für  das 
nächste  Rechnungsjahr  von  der  Gemeindeverwaltung  auf- 
gestellte Heberolle  enthält  die  Zahl  der  zu  leistenden  Per- 
sonen-, Tiere-  und  Fuhrwerkfrontage  und  den  Geldbetrag 
der  Leistung  für  jede  Art  von  Tagewerk  nach  dem  vom 
Bezirkstag  beschlossenen  Tarife.  Die  Heberolle  wird  vom 
Kreisdirektor  für  vollstreckbar  erklärt.  Der  Gemeinderechner 
stellt  die  Fronbenachrichtigungen  aus.  Diese  Zettel  ent- 
halten die  Einzelheiten  der  Veranlagung,  sie  machen  auf- 
merksam darauf,  dass  innerhalb  14  Tagen  nach  Bekannt- 
machung der  Rolle  die  Erklärung  mündlich  abzugeben  ist^ 
dass  die  Fron  in  Natura  geleistet  wird,  anderenfalls  die 
Fron  in  Geld  zu  entrichten  ist.  Die  Rolle  wird  offen  aus- 
gelegt. 

Reklamationen  werden  vom  Bürgermeister  und  den 
Steuerverteilern  begutachtet  und  dem  Kreisdirektor  über- 
reicht. Letzterer  gibt  ebenfalls  sein  Gutachten  ab  und  sendet 
die  Beschwerden  an  den  Bezirksrat.  Dieser  entscheidet. 
Gegen  die  Entscheidung  ist  Rekurs  an  den  Kaiserlichen 
Rat  gestattet.  Reklamation  ist  auch  von  Amtswegen  zu- 
lässig. Die  Reklamation  kann  mündlich  oder  schriftlich  ein- 
gereicht werden.!)  Es  erfolgen  sehr  zahlreiche  Reklamationen. 
Die  Gemeinde  oder  der  Bürgermeister  (Ges.  v.  18.  VII.  1824 
Art.  5)  kann  gegen  jede  vom  Bezirkstag  ausgesprochene 
Freistellung  den  Kaiserlichen  Rat  mit  der  beim  Bezirksrat 
einzureichenden  Beschwerde  angehen,  nach  einfachem  Ge- 
meinderatsbeschluss,  der  keiner  Genehmigung  bedarf.  Un- 
beitreiblichkeit,  Minderungen  und  Freistellungen  sind  nicht 
sO  sehr  erheblich. 

Die  Wahlerklärungen,  ob  Natural-  oder  Geldleistung^ 
werden  vom  Gemeinderechner  gemäss  den  Aufstellungen 
des  Bürgermeisters  in  die  Heberolle  eingetragen.  Der 
Gemeinderechner  stellt  2  Fronverzeichnisse  auf;  das  eine 
enthält  die  Anzahl  der  Natural-  und  Geldleistungen  der  mit 
Namen  angegebenen  Fronpflichtigen,  das  andere  enthält 
die  Gesamtsummen  der  Fronleistungen  in  natura  und  in 
Geld;  beide  werden  dem  Kreisbauinspektor  vorgelegt,  der 


1)  Kais.  Rat  18.  Jan.  1884. 
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dann  das  erstere  dem  Wegemeister,  das  letztere  dem  Ge- 
meinderechner zurückschickt.  Hat  sich  der  Fronpflichtige 
zuerst  für  Naturalleistung  entschieden,  aber  trotz  Auffor- 
derung nicht  in  natura  geleistet,  so  ist  er  den  Betrag  in 
Geld  schuldig. 

Den  Haupteinwand,  den  man  gegen  die  Veranlagung 
macht,  ist  der,  dass  sie  zu  früh  vor  der  Leistung  der  Fron 
erfolgt,  daher  gibt  es  stets  viele  Reklamationen  und  Klagen 
wegen  veränderter  Verhältnisse.  Andrerseits  ist  eine  frühe 
Veranlagung  für  einen  derartig  komplizierten  Apparat  zur 
Bearbeitung  des  Materials  nötig. 

b)  Die  Gesetzgebung  hat  sich  mit  der  Auferlegung 
der  Unterhaltung  des  Wegewesens  auf  die  Gemeinden  eine 
gewaltige  Aufgabe  gestellt.  Nur  durch  eine  umfassende 
Heranziehung  der  Bevölkerung  konnte  sie  versuchen,  dies 
Ziel  zu  erreichen.  Mit  einer  radikalen  Konsequenz  suchte 
sie  die  Auferlegung  der  Fronpflicht  auf  Alles,  was  arbeiten 
kann,  herbeizuführen.  Als  Grundgedanke  diente:  wer  die 
Strasse  benützt,  soll  sie  helfen  in  Stand  halten,  und  das 
Mass  der  Benutzung  zeigt  sich  besonders  in  der  Zahl  der 
gebrauchten  Dienstkräfte,  Menschen,  Zugtiere  und  Wagen. 

1.  Die  Fronpflicht  für  Personen; 

a)  Jeder  Einwohner  der  Gemeinde  ist  für  seine  Person, 
ohne  Rücksicht  auf  seinen  Beruf,  pflichtig,  wenn  er  unter 
60  Jahre  und  an  dem  der  Veranlagung  folgenden  1.  April 
über  18  Jahre  alt  ist.  Das  Gesetz  verlangt  die  Fron  auch 
von  nicht  arbeitsfähigen  Personen,  die  Praxis  ^)  ist  milder. 
Voraussetzung  ist  1.  dass  der  Betreffende  als  Eigentümer, 
Verwalter,  Pächter  oder  Teilbauer  zu  den  direkten  Steuern 
veranlagt  ist  und  2.  dass  er  Vorstand  einer  Familie  oder 
eines  Haushaltes  ist.  Ist  er  also  nicht  zu  den  direkten 
Steuern  veranlagt,  so  ist  er  fronfrei.  Insofern  führen  also 
die  Befreiungen  unserer  neuern  Steuergesetze  auch  zur 
Fronfreiheit.  Auch  Pfarrer,  Lehrer  und  andere  Beamte  sind 
pflichtig,  obwohl  bei  den  meisten  nach  heutiger  Anschauung 
eine  Naturalleistung  ausgeschlossen  ist;  auch  der  Gemeinde- 
wegewärter, der  Bannwart  u.  s.  w.  sind  pflichtig.  Die  Ge- 
meinden suchten  oft  diese  Härten  zu  beseitigen  und  haben 
manchmal  noch  in  letzter  Zeit  Beamte  freigestellt.  Ausser 


>)  Leoni-Mandel  a.  a.  O.  S.  221,  Anm.  6. 
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einer  Härte  liegt  in  dieser  Bestimmung  des  Gesetzes  auch 
eine  Ungerechtigkeit,  da  diese  Beamten  de  facto  nicht  die 
Wahl  zwischen  Geld-  und  Naturalleistung  haben,  sondern 
sich  nur  durch  die  Geldzahlung  befreien  können.  Die 
Eigenschaft  als  Vorsteher  eines  Betriebes  ist  in  erster  Linie 
entscheidend,  nicht  die  des  Eigentümers^). 

b)  Ausser  für  sich  sind  die  genannten  Personen  auch 
für  jede  gesunde  männliche,  18  bis  60  Jahre  alte  Person, 
die  Mitglied  der  Familie  (oder  im  Dienst  der  Familie)  oder 
des  Anwesens  ist  und  in  der  Gemeinde  wohnt,  fron- 
pflichtig. 

Der  Vorstand  einer  in  der  Gemeinde  wohnenden 
Familie  oder  eines  landwirtschaftlichen  oder  gewerblichen 
Betriebes  in  der  Gemeinde  ist  für  die  sub  b)  genannten 
Personen  und  Sachen  selbst  dann  fronpflichtig,  wenn  bei 
ihm  selbst  nicht  die  sub  a)  genannten  Voraussetzungen 
vorliegen,  er  z.  B.  krank  oder  über  60  Jahre  alt  ist  oder 
ausserhalb  der  Gemeinde  wohnt  oder  minderjährig  ist  2). 
Massgebend  für  Alter  und  andere  Eigenschaften  ist  der 
Stand  vom  1.  April.  Das  Gesetz  kennt  keine  Befreiung. 
Jeder  Einwohner  der  Gem.einde  ist  pflichtig.  Die  Praxis 
hat,  weil  Einwohnereigenschaft  nicht  vorliege,  Militär- 
pflichtige und  Gendarmen  während  der  aktiven  Dienstzeit^) 
sowie  Militärbeamte  freigestellt*).  Nicht  freigestellt 
für  das  betreffende  Rechnungsjahr^)  wird  nach  feststehender 
Praxis  der  Militärpflichtige,  der  in  dem  der  Veranlagung 
folgenden  Herbst  freiwillig  in  den  Dienst  tritt.  Die  Geld- 
beiträge der  zum  aktiven  Militärdienst  einberufenen  Personen 
werden  von  Amtswegen  als  unbeitreiblich  erklärt;  eine  Er- 
klärung, dass  der  Sohn  in  natura  fronen  wolle,  macht  den 
Vater  bei  Einziehung  desselben  zum  Militärdienst  frei  ^). 
Freistellung  für  vom  Militärdienst  erst  entlassene  Personen 
werden  mit  Recht  trotz  vielfacher  Ortssitte  nicht  an- 
erkannt^). Grund  zur  Befreiung  ist  weder  die  dauernde 

Kaiserl.  Rat  1.  II.  1906,  Sammlung  der  Entscheidungen  des 
Kaiserl.  Rats  im  Central-  und  Bez.-Amtsblatt  1906,  S.  249. 
2)  Say,  Diction.  des  Finances  II,  p.  994. 
^)  Oberpräsidialerlass  vom  4.  I.  1878. 

4)  Diese  Frage  lässt  sich  aber  bezüglich  der  Gendarmen  nur 
von  Fall  zu  Fall  entscheiden. 

5)  Kaiserl.  Rat  20.  X.  1904  a.  a.  O.  S.  226. 

6)  Kaiserl.  Rat  19.  VII.  1895  a.  a.  O.  S.  7. 

7)  Kaiserl.  Rat  11.  II.  1795  a.  a.  O.  S.  7. 
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Dienstunfähigkeit,  noch  die  Invalidität  zum  Militär  (wie  oft 
angenommen  wird  Ja  die  Praxis  der  Behörde  geht  sogar 
soweit,  dass  sie  annimmt,  Einäugigkeit,  Schwerhörigkeit, 
Taubstummheit,  selbst  nicht  Fehlen  von  fünf  Zehen  2),  son- 
dern nur  „ganz  schwere  Fälle"  seien  Grund  zur  Fron- 
untauglichkeit 

Dass  Untauglichkeit  zur  Leistung  der  Frondienstarbeit 
zu  verlangen  sei^),  das  kann  man  ja  billigen,  aber  bei  Ent- 
scheidung der  Frage,  ob  diese  Untauglichkeit  vorliege,  darf 
man  doch  nicht  allzuhart  vorgehen,  sonst  legt  man  dem 
Frongesetz  den  Charakter  der  Corvee  bei.  Bei  wechselndem 
Wohnsitz  ist  der  Ort  der  Hauptniederlassung  Ort  der  Fron- 
pflicht. Zu  den  Dienstleuten  sind  nicht  zu  rechnen  Arbeiter, 
die  im  Tagelohn  oder  Akkord  oder  nur  vorübergehend  be- 
schäftigt sind  oder  Beamte,  Werkmeister,  Aufseher  und  Vor- 
arbeiter eines  gewerblichen  Betriebes,  vielmehr  nur  solche, 
die  im  Hause  untergeordnete  Dienstvorrichtungen  nach  dem 
Willen  des  Herrn  gegen  festen  Lohn  für  längere  Zeit  aus- 
führen. „Familienmitglieder"  sind  alle  in  der  Familie  leben- 
den Angehörigen;  die  Fronpflicht  des  Haushaltungsvor- 
standes für  sie  tritt,  auch  wenn  diese  nicht  zur  direkten 
Steuer  veranlagt  sind,  ein. 

2.  Fronen  für  Tiere  und  Fahrzeuge.  Die  sub  a)  ge- 
nannten Personen  sind  fronpflichtig  für  jeden  bespannten 
Karren  und  Wagen  und  jedes  Last-,  Zug-  und  Reittier, 
welches  in  der  Gemeinde  im  Dienste  der  Familie  oder  des 
Haushalts  verwendet  wird. 

Nicht  fronpflichtig  sind: 

Die  Besitzer  der  Last-,  Zug-  und  Satteltiere,  wenn 
diese  Tiere  wegen  ihres  Alters  oder  aus  anderen  Gründen 
noch  nicht  oder  nicht  mehr  arbeiten  können,  ferner 

die  Besitzer  der  zur  Schlachtung  oder  Züchtung 
bestimmten  oder  zum  Verkauf  gehaltenen,  nicht  zur  Arbeit 
verwendeten  Tiere; 

die  Besitzer  der  für  den  Postdienst  verwendeten 
Tiere  und  die  Militär-  und  Staatsbeamten  bezüglich  der  von 
der  Verwaltung  vorgeschriebenen  Tiere. 

1)  Kaiserl.  Rat  21.  IV.  1900  a.  a.  O.  S.  109. 

2)  Kaiserl.  Rat  22.  XII.  1893  a.  a.  O.  S.  7,  3.  IV.  1897  a.  a.  O. 
S.  35,  24.  12.  1898,  4.  II.  1899  a.  a.  O.  S.  78,  13.  V.  1899. 

3)  Kaiserl.  Rat  21.  IV.  1900,  9.  IV.  1892  a.  a.  O.  S.  123,  29. 
V.  1894. 

4)  Z.  B.  Kaiserl.  Rat  24.  XI.  1900  a.  a.  O.  S.  123. 
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Ein  bestimmtes  Mindestalter  der  Tiere  ist  im  Gesetz 
nicht  angegeben,  es  entscheidet  ihre  Gebrauchsfähigkeit. 
Von  den  Wagen  sind  nur  solche  pflichtig,  für  die  der 
Pflichtige  dauernd  das  nötige  Zugvieh  besitzt.  Für  Tiere 
und  Wagen  braucht  kein  Führer  gestellt  zu  werden,  ge- 
schieht dies  aber,  so  gilt  natürlich  die  Arbeit  desselben  als 
Fron.  Gleichgültig  ist  es,  ob  die  Tiere  eine  grössere  oder 
geringere  Zugkraft  besitzen ;  selbst  ein  26  Jahre  altes  Pferd, 
das  nur  zu  leichten  Arbeiten  von  Zeit  zu  Zeit  verv^endbar 
ist  und  nachher  längere  Zeit  der  Ruhe  bedarf,  ist  als  fron- 
pflichtig erklärt  worden');  dagegen  ist  ein  Zuchttier,  wenn 
es  noch  so  hohen  Wert  repräsentiert,  fronfrei.  Mastochsen, 
die  nicht  zum  Ziehen  verwendet  werden,  sind  nicht  fron- 
pflichtig, Tiere,  die  in  Bergwerken  arbeiten  und  nie 
auf  die  Strasse  kommen,  sind  fronfrei  ^).  Höchst  ungerecht 
ist  es,  dass  der  Bauer,  der  sich  auf  Mast  verlegt,  für  diese 
Tiere  keiner  Fronpflicht  unterliegt,  der  Ackerbautreibende, 
der  Fuhrmann  dagegen  für  seine  Zugtiere  fronen  muss; 
die  Entscheidung  der  Frage,  ob  Automobilisten  für  ihre 
Automobile  fronpflichtig  sind,  ist  danach  zu  entscheiden,  ob 
man  das  entscheidende  Moment  in  der  Benutzung  der 
Strasse  oder  in  der  Fähigkeit  zum  Frondienst  sieht.  Wir 
entscheiden  uns  dafür,  dass  wir  sagen,  beide  Kriterien 
spielen  eine  Rolle,  daher  sind  Luxusautomobile  freizustellen, 
Lastautomobile  zur  Fron  heranzuziehen.  Der  Radfahrer  ist 
für  sein  Rad  fronfrei. 

3.  Schon  ein  Ueberblick  über  die  Verteilung  der  Fron- 
pflicht zeigt,  dass,  da  die  Auferlegung  nur  einseitig  nach 
den  vorgenannten  Prinzipien  erfolgen  kann,  das  Froninstitut 
überaus  stark  mit  Mängeln  behaftet  ist.  Die  Fron  enthält 
vor  allem  den  Charakter  einer  Kopfsteuer,  die  dem 
Gerechtigkeitsprinzip  und  dem  Prinzip  der 
Leistungsfähigkeit  widerspricht.  Die  Fronpflicht 
erstreckt  sich  im  Regelfall  auf  3  Tage;  der  Reiche  hat  nicht 
mehr,  der  Arme  nicht  weniger  zu  fronen;  ersterer  kann 
vielleicht  sehr  gut  imstande  sein,  3  Tage  von  seiner  grossen 
Arbeitskraft  an  die  Fron  zu  wenden,  letzterer  gibt  mit  den 
3  Tagen  Vioo  seines  Jahresarbeitsverdienstes  her.  Da,  anders 
als  beim  Armen,  dem  Reichen  die  Möglichkeit  verbleibt, 


1)  K.  R.  23.  I.  1904  a.  a.  O.  S.  197. 

2)  a.  A.  Bezirkstag  Metz,  Entsch.  v.  2.  Okt.  1908. 
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auch  durch  andere  Mittel  als  seine  physische  Arbeitskraft 
seinen  Unterhalt  zu  verdienen,  liegt  eine  ungerechte  Ver- 
schiedenheit der  Behandlung  auf  der  Hand.  Selbst  dann, 
wenn  der  Reiche  also  in  natura  front,  was  oft  vorkommt, 
ist  er  bei  weitem  nicht  so  belastet  wie  der  Arme.  Ferner 
muss  der  Arme,  trotz  seiner  geringeren  Leistungsfähigkeit, 
zur  Ablösung  der  Fron  in  Geld  denselben  Betrag  wie  der 
Reiche  aufwenden.  Der  Haushaltungsvorstand  wird  auch 
fronpflichtig  für  arbeitsfähige  erwachsene  Angehörige.  Ist 
die  Familie  also  gross,  die  Last  der  Erhaltung  derselben 
schwer,  dann  ist  er  um  so  stärker  belastet,  während  ein 
Familienvorstand,  der  nur  einen  einzigen  Sohn  hat,  billiger 
davonkommt.  Auch  die  für  Tiere  und  Wagen  erfolgende 
Belastung  ist  völlig  ungleich;  reiche  Bauern  haben  die 
besten  Gespanne,  sie  brauchen  aber  nicht  länger  zu  fronen 
als  arme.  Die  Fron  nimmt  also  keine  genügende 
Rücksicht  auf  die  Verhältnisse  des  Fröners.  Aus 
den  genannten  Entscheidungen  sieht  man  auch,  wie  hart 
die  Fron  auf  den  Pflichtigen  lastet,  da  sie  sogar  Leute  mit 
körperlichen  Gebrechen  umfasst.  Ebenso  hart  und  un- 
billig ist  die  Bestimmung,  dass  der  Familienvorstand  auch 
pflichtig  ist  für  Familienmitglieder,  die  nichts  verdienen,  kein 
Einkommen  und  kein  Vermögen  haben  i).  Das  Festhalten 
am  Stichtag,  dem  L  April,  Beginn  des  Steuerjahres,  führt 
ebenfalls  zu  Härten,  weil  nicht  genug  Rücksicht  auf  die  all- 
gemeinen im  Laufe  des  Jahres  sich  verändernden  Verhält- 
nisse genommen  wird^).  Neue  Umstände,  die  im  Laufe  des 
Jahres  eintreten,  befreien  nicht  von  der  Fronpflicht,  selbst 
wenn  die  Fron  nun  völlig  ungerecht  erscheint. 

Die  Belastung  ist  je  nach  den  topographischen  Ver- 
hältnissen ungleich;  in  Lothringen  haben  die  Fröner  weite 
Wegstrecken  zurückzulegen,  weil  das  Land  dort  weniger 
dicht  bevölkert  ist.  Dadurch  wirkt  der  Druck  der  Fronlast 
natürlich  schwerer.  In  manchen  Gemeinden  ist  der  Weg 
zum  Förderungsplatz  der  anzuführenden  Materialien  sehr 
weit,  sodass  oft  die  Leistung  gar  nicht  mehr  im  Verhältnis 
zur  Leistungspflicht  steht. 

Die  vom  Gesetz  vorgesehene  Zahlung  in  Geld  kann 
diese  Nachteile  nicht  wegschaffen.    Man  muss  von  vorn- 

1)  Vgl.  K.  R.  7.  IV.  1900  a.  a.  O.  S.  109,  197. 

2)  Kais.  Rat  17.  II.  1894,  3.  III.  1807  a.  a.  O.  S.  35. 
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herein  nicht,  wie  dies  oft  bei  den  Verhandlungen  über 
Reformen  geschehen  ist,  behaupten  wollen,  diese  Wahl 
sei  eine  fakultative  oder  gleichmässig  für  alle  Fröner  eine 
fakultative.  Es  liegt  in  den  meisten  Fällen  überhaupt  keine 
Wahl,  sondern  eine  Notwendigkeit  vor.  Die  Fälle  der  Wahl 
kommen  vor,  aber  bei  weitem  nicht  in  dem  vom  Gesetz 
angenommenen  Masse;  so  können  die  Arbeiter,  die  Kündi- 
gung zu  gewärtigen  haben,  sich  nur  für  die  Ablösung' 
entscheiden,  da  sie  doch  nicht  wegen  Ersparung  einer  Oeld- 
ausgabe  von  einigen  Mark  eine  langdauernde  Beschäftigung 
aufgeben  können.  Die  Verhältnisse  haben  sich  verändert, 
früher  allerdings  konnte  die  grösste  Anzahl  der  Arbeiter, 
die  am  Tisch  des  Arbeitgebers  mitassen,  auch  ohne 
Schädigung  ihres  Dienstverhältnisses  in  natura  fronen. 
Heute  ist  dies  nur  noch  wenig,  vorwiegend  nur  noch  bei 
den  Bauersknechten  der  Fall.  Wie  hoch  auch  oder  niedrig 
der  Ablösungssatz  ist,  der  Reiche  und  der  Arme  zahlen 
genau  einer  soviel  wie  der  andere,  der  Verschuldete  soviel 
wie  der  Reiche,  der  in  günstiger  Lage  wohnende  Bauer 
eines  Teiles  des  Unter-Elsasses  dasselbe  wie  der  weniger  Er- 
trag ziehende  Bauer  des  schwersten  Bodens  oder  der  Berge. 

Vergleicht  man  die  Summe  des  geschuldeten  Frongeld- 
betrages, bezw.  des  Wertes  der  Fron  eines  Pflichtigen  zu 
dessen  Staatssteuer,  dann  kommen  seltsame  Verhältniszahlen 
heraus.  Ein  reicher  Rentner,  der  nur  seinen  Luxuswagen 
hält,  zahlt  dann  möglicherweise  Veooo  der  Staatssteuersumme 
an  Fron,  ein  armer  Arbeiter  Vi-  Derartige  Ungeheuerlich- 
keiten gibt  es  viele.  Wie  verschieden  hoch  die  Belastung 
in  den  einzelnen  Gemeinden  ist,  zeigt  folgendes  Beispiel : 
als  Leistung  im  Ganzen  betrachtet  schwankten  die  Fronen 
1897-98  im  Kanton  Altkirch  zwischen  14  7o  und  27  7o,  im 
Kanton  Erstein  zwischen  IP/o  und  44  7o  des  Prinzipals. 
Unrichtig  ist  heute,  zum  Teil  war  dies  auch  schon  bei  Schaffung 
des  Gesetzes  der  Fall,  die  Ansicht  des  Gesetzes,  dass  die 
Fronpflicht  verteilt  sei  nach  dem  Grade  der  Benutzung  der 
Strassen.  Das  Gesetz  nimmt  die  Anzahl  der  Tiere,  Fuhr- 
werke u.  s,  w.  als  Massstab  für  die  Ausdehnung  des  Be- 
triebs und  demnach  der  Benutzung  der  Strassen  an.  ^)  Wer 
viele  Wagen  habe,  der  nütze  die  Wege  stark  ab,  der  habe 
Vorteile  von  denselben,  wer  keinen  Wagen  besitze,  nütze 


1)  Vgl.  K.  R.  14.  Jan,  1899  a.  a,  O.  S.  79 
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sie  fast  gar  nicht  ab.    Nichts  fast  stimmt  hierbei:  Es  kann 
jemand  keinen  Wagen  besitzen  und  die  Wege  doch  stark 
abnützen,  z.  B.  ein  Bauunternehmer,  der  durch  fremde  Fuhr- 
leute fahren  lässt,  ein  Gutsbesitzer,  der  sein  Gut  verpachtet 
hat,  eine  grosse  Versandfirma,  die  nur  durch  die  Post  ihre 
Pakete  ins  Land  treiben  lässt,  Automobilwagen,  Luxus-  und 
Lastwagen  nützen  die  Strassen  sehr  stark  ab;  auch  Fahr- 
räder nützen  sie  ab;  sie  leisten  keine  Fron^).    Auch  die 
Fussgänger  nützen   die  Strassen  ab,  nach   Annahme  des 
Gesetzes  jeder  für  sich  in  gleichem  Masse;  will   man  in 
solchem  Falle  wirklich  nach  gleichem  Masse  messen,  dann 
kann  man  nur  sagen,  dass  auch  diese  Annahme  falsch  ist, 
viele  Leute  benutzen  nur  die  Eisenbahn,  andere  nur  die 
Strassen.  Ruht  also  das  Gesetz  auf  dieser  falschen  Voraus- 
setzung, dann  kann  die  ihr  entsprechende  Verteilung  der 
Fronpflicht  nur  unbillig  sein.  Das  ganze  Verhältnis  verschiebt 
sich  mit  der  Industrialisierung  des  Landes  immer  mehr. 
Der  Arbeiter  benützt  die  Strassen  fast  gar  nicht,  der  Bauer 
front  oft  auf  Strassen,  die  nur  der  Industrie  dienen,  die 
Industrie  oft  auf  solchen,  die  nur  die  Landwirtschaft  benützt. 
Die  Regierung  selbst  ist  der  Ansicht,  es  sei  „ziemlich  wahr- 
scheinlich, dass  die  Leistung  der  Fröner  für  die  Strassen- 
Unterhaltung  im  umgekehrten  Verhältnis  zur  Strassenbenut- 
zung  steht"     Dieses    vernunftwidrige  Verhältnis  besteht 
heute  noch  hauptsächlich  um   des  Bauernstandes  willen 
(der  allerdings  oft  Zeit  hat,  in  natura  zu  fronen).    Um  der 
Steuer  den  Schein  der  Gerechtigkeit  zu  geben,  wurde  sie 
vom  Gesetz  allen  auferlegt. 

a)  Aber  selbst  innerhalb  des  Bauernstandes  ist  die 
Belastung  sehr  ungleich.  Ein  Bauer,  der  nur  20  ar  Land 
hat,  muss  verhältnismässig  viel  mehr  fronen,  als  ein  solcher 
mit  7  ha.  Auf  den  Ausweg  der  Verteilung  nach  der  Grösse 
des  Grundbesitzes,  mindestens  bezüglich  der  Feldwege- 
anlage, ist  man  nicht  gekommen;  ebensowenig  auf  eine 
Verteilung  der  übrigen  Strassenlasten  nach  dem  Verhältnis 
der  direkten  Steuern,  unter  entsprechender  Entlastung  der 
mit  der  Feldwegeunterhaltung  zu  beschwerenden  Landwirt- 


1)  in  Frankreich  ist  neuerdings  die  Fron  für  Automobile  eingeführt. 
Ges.  V.  10.  Juli  1901. 
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Schaft  oder  auf  eine  stufenweise  graduirte  Belastung  mit 
Fronen  (nach  Tagabschnitten).  Die  Fron  zeitigt  auch  inso- 
fern ein  seltsames  Ergebnis,  als  sie  den  Bauern,  der  sich  auf 
intensiven  Ackerbau  verlegt,  stärker  heranzieht  als  den,  der 
extensiven  Ackerbau  betreibt,  weil  ersterer  mehr  Hilfskräfte 
braucht. 

Die  Belastung  der  Pflichtigen  bezüglich  ihrer  Fron 
für  Wagen,  Karren  und  Tiere  ist  eine  ungleiche.  In 
Lothringen  und  auch  in  einigen  anderen  Gegenden  muss 
der  Bauer,  da  der  Boden  sehr  schv^er  ist,  oft  doppelt  oder 
dreifach  soviel  Gespann  haben,  als  der  elsässische  Bauer, 
er  ist  deshalb  oft  doppelt  oder  dreifach  bei  gleichem  Ein- 
kommen bezw.  bei  geringerem  Einkommen  belastet.  Aus  Loth- 
ringen v\^urden  im  Landesausschuss  Fälle  berichtet,  in  denen 
die  Fron  eines  Pächters  seiner  Steuerlast  beträgt.  So 
v^urde  1891  im  Landesausschusse  mitgeteilt,  der  Abgeordnete 
Pate  habe  Mk.  400.—  jährlich  an  Fronen  zu  leisten.  Dort 
gibt  es  Bauern,  die  ihre  Pflüge  mit  4  oder  6  Pferden  be- 
spannen müssen,  v^ährend  in  leichtem  Boden  eines  genügt. 
Das  Gleiche  ist  natürlich  in  gebirgigen  Gegenden  oder  in 
sumpfigen  der  Fall.  In  ganz  leichtem  Boden  tritt  eine  starke 
Bevorzugung  ein. 

Endlich  werden  zwar  die  Arbeiten  in  Zeiträumen,  die 
einen  guten  Teil  des  Jahres  umfassen  und  in  der  Regel 
den  Bedürfnissen  der  Landwirtschaft  entsprechen,  ausgeführt, 
aber  trotzdem  die  Landwirtschaft  ein  grosses  Kontingent 
der  Natural-Fröner  stellt  und  weitgehende  Rücksicht  auf 
sie  genommen  wird,  ist  es  nicht  einmal  möglich,  ihren 
verschiedenen  Bedürfnissen  genügend  Beachtung  angedeihen 
zu  lassen;  daher  wird  selbst  von  Landwirten  geklagt,  dass 
die  Fronen  nicht  genug  der  Zeit  und  den  Verhältnissen 
des  Fröners  angepasst  werden. 

b)  Die  anderen  Berufe,  die  oft  auch  ihre  saison-morte 
haben,  z.  B.  das  Bauhandwerk  im  Winter,  sind  natürlich 
erst  recht  benachteiligt.  Sie  müssen,  im  Gegensatz  zu  den 
landwirtschaftlichen  Berufen,  vor  allem  fast  stets  zur  Ab- 
lösung schreiten.  Auch  bei  gleichen  Entfernungs-  und 
Bodenverhältnissen  hat  der  Gewerbetreibende,  dessen  Zeit 
bekanntlich  kostbar  ist  (während  der  Bauer  im  Winter  oft 
tagelang  nichts  zu  tun  hat),  der  Beamte,  der  Arbeiter,  wieder 
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dem  Bauer  gegenüber  eine  unverhältnismässig  schwere 
Last.  Dem  Gewerbetreibenden,  der  in  natura  fronen  möchte, 
kann  ein  Frontag  leicht  Mk.  30.  -  bedeuten,  dem  Beamten 
kann  die  Naturalleistung  unmöglich  sein,  vielleicht  weil  es 
für  sein  Amt  nach  allgemeiner  (wenn  vielleicht  auch  manch- 
mal nicht  durchweg  richtiger)  Ansicht  nicht  schicklich  ist 
(z.  B.  Pfarrer).  Der  Arbeiter  hat  Kündigung  zu  gewärtigen. 
In  all  diesen  Fällen  werden  also,  wenn  die  Beteiligten  auf 
ihr  Recht  auf  Naturalleistung  pochen  wollen,  die  einzelnen 
Berufe  nicht  nach  demselben  Masstab  behandelt.  Der  Bauer 
findet  eben  eine  grössere  Berücksichtigung  seiner  Verhält- 
nisse als  die  anderen  Bevölkerungsklassen.  Unbekümmert 
um  die  letzteren  Berufe  muss  die  Fronleistungszeit  fest- 
gesetzt werden,  die  vielleicht  in  deren  beste  Arbeitszeit  fällt. 
Je  mehr  die  Industrie  vorwärts  schreitet,  desto  schwieriger 
wird  die  unterschiedslose  Behandlung.  Der  Industriearbeiter, 
der  das  ganze  Jahr  hindurch  tätig  ist,  muss  ja  ablösen, 
aber  es  gibt  so  viele  Arbeiter,  bei  denen  eine  kurze  Ent- 
lassung wegen  Arbeitsmangels  jährlich  mit  Bestimmtheit 
in  der  Zeit  eintritt,  in  welcher  sie  fronen  könnten,  in  der 
aber  nicht  gefront  wird. 

4.  Die  Fronen  sind  strengstens  an  das  Rechnungsjahr 
gebunden,  für  das  sie  beschlossen  sind.  Sind  die  Arbeiten 
festgesetzt,  die  zu  leisten  sind,  so  wird  jeder  Fronpflichtige 
unter  Angabe  von  Zeit  und  Ort  der  Arbeit  geladen  mit 
dem  Hinweis,  dass  bei  Ausbleiben  das  Naturalleistungsrecht 
verfallen  ist.  In  Krankheits-  und  anderen  Verhinderungs- 
fällen kann  jedoch  der  Bürgermeister  den  Naturalfrönern, 
falls  darum  nachgesucht  wird,  einen  Aufschub  bis  spätestens 
zum  Schluss  des  Rechnungsjahres  gewähren. 

Ist  der  Weg  zur  Arbeitsstelle  mehr  als  ein  bestimmtes 
Mass  vom  Wohnsitz  des  Pflichtigen  (2,  4  bezw.  5  km  bei 
Menschen,  5  km  bei  Tieren)  entfernt,  so  wird  die  Zeit  für 
den  Zugang  in  die  Fronleistungszeit  verrechnet. 

Die  Fronpflichtigen  werden  in  der  Regel  nicht  alle 
gleichzeitig  beschäftigt,  sondern  succesive  herangeholt,  da- 
mit die  Arbeit  selbst  nicht  durch  die  Arbeiter  gehindert 
wird  (Sperrung,  Zeitverlust). 

Die  Beaufsichtigung  und  Leitung  der  Arbeiter  auf 
kleinen  Vizinalwegen  innerhalb  der  Gemeinde  erfolgt 
unter  Oberaufsicht  des  Bürgermeisters  oder  eines  ihn  ver- 
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tretenden  Gemeinderatsmitgliedes,  in  der  Regel  unter  Zu- 
ziehung des  Wegemeisters.  Der  Beaufsichtigende  ruft  zu 
Beginn  der  Arbeitszeit  die  Namen  der  Pflichtigen  auf  und 
vergewissert  sich,  ob  sie  erschienen  sind  und  die  nötigen 
Werkzeuge  mitgebracht  haben;  dann  weist  er  ihnen  Ort 
und  Art  der  Arbeit  an.  Da  immerhin  ein  Fröner,  der  sich 
für  Naturalleistung  entschieden  hat,  aus  irgendwelchen 
Gründen  vielleicht  nicht  erscheinen  kann,  so  ist  es  ge- 
stattet, dass  nichterschienene  Pflichtige  auf  später  geladen 
werden. 

Jeder  Pflichtige  hat  die  vom  Bürgermeister  auf  dem 
Fronzettel  verlangten  Geräte  (Schaufeln,  Hacken,  Werk- 
zeuge), die  sich  in  seinem  Besitze  befinden,  mitzubringen. 
Ein  Teil  der  Geräte  wird  von  der  Gemeinde  gestellt.  Die 
Wagen  und  Tiere  müssen  zur  Arbeit  ausgerüstet,  die 
Wagen  bespannt  sein.  Hart,  wenn  die  Praxis  daran  hielte^ 
ist  die  Vorschrift,  dass  die  Pflichtigen  sich  ihre  Geräte  zu 
kaufen  haben,  wenn  sie  nicht  absolut  dazu  ausserstande 
sind.  * 

Die  Pflichtigen  können,  statt  selbst  zu  arbeiten,  sich 
und  ihre  Familienmitglieder  durch  Arbeiter,  die  in  ihrem 
Lohn  stehen,  vertreten  lassen. 

Der  Arbeitstag  ist  unteilbar.  Seine  Dauer,  die  Pausen 
usw.  werden  von  der  Verwaltung  festgesetzt. 

Insoweit  nicht  gearbeitet  wird,  z.  B.  wenn  jemand  die 
Arbeit  im  Stich  lässt,  bleibt  der  Pflichtige  in  Geld  haftbar. 

Einige  Strafbestimmungen  (die  Entscheidung  obliegt 
dem  Bürgermeister)  z.  B.  dass  Ungehorsam  mit  Fortwei- 
sung bestraft  wird,  die  den  Verfall  der  Restfron  in  Geld 
nach  sich  zieht,  sind  für  die  Praxis  zu  milde,  ausserdem 
schliessen  lokalpolitische  Rücksichten  ihre  Anwendung  ge- 
radezu aus. 

a)  Von  vornherein  bilden  die  Fronen  für  denjenigen,  der 
sie  aus  zwingenden  Gründen  nicht  in  Geld  ablösen  kann, 
eine  schwere  Fessel.  Schon  weil  er  vielleicht  nicht  immer 
zur  Naturalleistung  Zeit  hat.  Unbekümmert,  ob  der  einzelne 
Pflichtige  Zeit  hat  oder  nicht,  ergeht  die  Ladung  zur  Ar- 
beit, besonders  für  Spannfronen,  vermittels  deren  mit  der 
Bahn  eingetroffene  Materialien  eingeholt  werden  sollen. 
Diese  Ladungsfrist  ist  für  viele  Pflichtige  zu  kurz,  dass  sie 
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noch  genügend  Dispositionen  treffen  können.  Die  Ver- 
waltung muss  sich  nach  dem  Gesetz  richten:  sie  sucht 
sich  ferner  besonders  mit  der  Arbeitszeit  nach  dem  Interesse 
der  Bürger  zu  richten.  Diese  beiden  Rücksichten  sind  aber 
die  Ursache  dafür,  dass  die  Arbeit  nicht  so  in  Angriff  ge- 
nommen werden  kann,  wie  es  die  Bedürfnisse  der  Sache 
erheischen.  Und  doch  verlangt  die  Bevölkerung  immer 
grösseren  Spielraum  in  der  Fronzeit.  Gerade  wenn  die 
Arbeit  nötig  ist,  hat  die  Verwaltung  die  Fronpflichtigen 
nicht  zur  Verfügung,  Sie  muss  die  Arbeit  aufschieben.  Eine 
kleine  Reparatur  wächst  sich  dadurch  zu  einer  recht  grossen 
aus.  Für  manche  häufig  vorkommende  Arbeiten,  z.  B.  Ab- 
schlämmen, Walzen,  passt  die  Fronzeit  fast  nie.  Die  Ver- 
waltung ist  in  jeder  Hinsicht  gebunden.  Sie  will  eine  Ar- 
beit beginnen:  Sie  muss  anfangen,  weil  die  Fronpflichtigen 
geladen  sind,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Wetter  an  dem 
Tage  passt  oder  nicht,  es  z.  B.  gefroren  ist  oder  Schnee 
liegt  oder  der  Boden  nicht  trocken  genug  ist,  oder  die 
Gräben  voll  Wasser  stehen.  Nun  kommen  die  Fronpflich- 
tigen, vielleicht  zu  wenig  ^n  Zahl,  sodass  die  vorgesehenen 
Hilfsmaschinen,  die  zur  Stelle  befindlichen  teuren  Bedienungs- 
mannschaften derselben  nicht  ganz  ausgenützt  werden 
können,  oder  in  einer  solchen  Anzahl,  dass  sie  nicht  ge- 
nügend zugleich  beschäftigt  werden  können,  sich  hindern, 
Stauungen,  unnütze  Wiederholungen  vorkommen. 

Sind  die  Pflichtigen  angekommen,  so  heisst  es  in  der 
Regel  gegen  die  Säumigkeit  derselben  ankämpfen;  das  ge- 
schieht mit  sehr  mässigem  Erfolge.  Die  Ueberwachung, 
die  unwirtschaftlich  viele  Kräfte  beansprucht  und  viele 
Kosten  verursacht,  kann  doch  nicht  so  intensiv  sein,  dass 
jeder  Pflichtige  seinen  speziellen  Aufseher  erhält.  Ist  dies 
aber  nicht  der  Fall,  dann  wird,  da  es  sich  ja  nur  um  eine 
Steuer  handelt,  viel  weniger  geleistet  als  von  sonstigen 
Arbeitern.  Wird  aber  selbst  scharfe  Ueberwachung  herbei- 
geführt, dann  bleibt  der  Arbeiter  immerhin  noch  säumig, 
denn  der  freie  Wille  zur  Arbeit  ist  nicht  vorhanden,  sodass 
dem  Aufseher  viel  Aerger  und  wenig  Erfolg  erwächst. 
Dass  die  Arbeit  nicht  schlecht  ausfällt,  was  sich  erst  später 
zeigt,  das  lässt  sich  nur  bei  ständigen  Arbeitern  vermeiden, 
denn  den  Fronpflichtigen  kann  niemand  später  Vorwürfe 
machen,  da  sie  ja  in  keinem  dauernden  Verhältnis  zur  Ver- 
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waltung  stehen.  Es  leuchtet  ohne  weiteres  ein,  dass  also 
hier  viel  weniger  gearbeitet  wird,  weil  der  Pflichtige  den 
Erfolg  nicht  einsehen  kann  oder  will.  Es  ist  eben  meistens 
der  Gemeinsinn  nicht  so  stark,  dass  der  Pflichtige  sieht, 
dass  er  doch  im  Interesse  der  Gemeinde  arbeitet,  deren 
Mitglied  er  ist;  oft  auch  ist  der  Gemeinsinn  bei  Arbeitern, 
die  häufig  den  Wohnsitz  wechseln,  sehr  gering,  oft  auch 
das  Interesse  an  der  Gemeinde  klein,  weil  sie  dem  Be- 
treffenden, der  vielleicht  weder  Haus  noch  anderen  Grund- 
besitz hat,  und  sich  nur  von  seiner  Arbeit  nährt,  nichts 
oder  wenig  bietet.  Es  gibt  allerdings  auch  Ausnahmen: 
Pflichtige,  die  aus  Gemeinsinn  so  gut  arbeiten,  wie  wenn 
sie  für  sich  arbeiten;  aber  das  wechselt  je  nach  Personen, 
oft  aber  auch  Gemeinden.  Es  mag  vorkommen,  dass 
mancher  gern  front  und  gern  fleissig  arbeitet  „weil  er  den 
Erfolg  sieht*',  wie  ein  öfters  gebrauchtes  Schlagwort  heisst, 
aber  die  Regel  ist,  das  ergibt  sich  aus  der  Unlust  gegen 
die  Steuerleistungspflicht,  dass  hier  ungern  gearbeitet 
wird  und  der  Erfolg  gering  ist:  dieser  ist  deshalb  ein 
um  so  geringerer,  je  verschiedener  die  Elemente  sind,  die 
zusammen  kommen:  Leute,  die  nicht  wissen,  wie  man  eine 
Schaufel  handhabt,  z.  B.  Schreiber  oder  Ungeübte,  die 
der  Erdarbeit  entwöhnt  sind.  Alle  diese  heterogenen 
Elemente  sollen  an  einem  Strange  ziehen!  Da  die  Aufgaben 
nach  der  Leistungsfähigkeit  der  schwächeren,  minder  taug- 
lichen Fröner  gestellt  werden  müssen;  da  ferner  das  von 
den  ungeschulten  Pflichtigen,  von  denen  fast  ein  jeder  an- 
gelernt werden  muss,  geleistete  Ganze  minderwertig  ist 
und  von  geschulten  Arbeitern,  die  stets  bei  der  Verwaltung 
arbeiten,  schneller  und  besser  gemacht  werden  könnte;  da 
die  Hemmnisse  für  die  Verwaltung  oft  so  gross  sind,  dass 
sie  genötigt  ist,  bloss  wegen  der  Ungewissheit  über  die 
Zahl  der  Erscheinenden,  infolge  beschränkter  Dispositions- 
möglichkeit für  ihre  andern  Arbeiten  bedeutende  Summen 
zwecklos  auszugeben;  da  infolge  der  unbekannten  Leistungs- 
fähigkeit der  Pflichtigen  viele  Dispositionen  über  den 
Haufen  geworfen  werden  müssen :  so  ist  es  nicht  zu  vermeiden, 
dass  die  Fronleistung  geringer  als  die  Leistung 
gewöhnlicher  geschulter  Arbeiter  ist.  Zum  Ueber- 
fluss  wählen  die  Fröner  mit  Vorliebe  eine  solche  Jahreszeit 


50 


zur  Fron,  bei  der  die  Arbeitszeit  kurz  sein  muss.  Der  im 
Geldablösungstarif  eingesetzte  Wert  wird  daher  lange  nicht 
erreicht.  Trotzdem  der  Tarif  an  sich  die  Fron  gering: 
bewertet,  wird  bei  allen  Berechnungen  zur  Reform  oder  Ab- 
lösung von  der  Verwaltung,  die  nach  dem  Tarif  ermittelte 
Arbeitsleistung  eines  Fronarbeiters  nur  mit  70^0  bewertet^). 
Es  gibt  aber  gewichtige  Meinungen  (vgl.  z.  B.  Bezirkstag 
Ober-Elsass  1887,  S.  255  der  Vorlagen),  die  aufstellen,  man 
erreiche  mit  Fronarbeit  nur  50  7o.  lieber  diesen  Mangel  der 
Fron  wurde  und  wird  fortwährend  und  seit  langem  geklagt, 
schon  1847  in  der  französischen  Kammer.  Die  Baubeamten 
beschweren  sich  hauptsächlich  über  nutzlose  Wiederholungen, 
die  durch  plötzlich  sich  meldende  zahlreiche  Pflichtige  vor- 
genommen werden.  Es  entstellt  auch  vor  allem  dann, 
wenn  viele  Pflichtige  sich  für  Naturalleistungen  entscheiden 
der  Erklärung  aber  nicht  nachkommen,  grosser  Schaden. 

Jedenfalls  nimmt  die  Regierung  mit  Recht  daher  den 
Standpunkt  ein,  den  sie  auch  gegenüber  dem  Bezirkstag 
Unter-Elsass  und  dem  Landesausschuss  geltend  machte, 
dass  ohne  die  Fronen  die  Unterhaltungsarbeiten  der  Strassen 
bedeutend  erleichtert  würden.  Tatsache  ist,  dass  mit  diesen 
Fronen  die  Verwaltung  überaus  stark  beschwert  ist.  Die 
Fronen  liegen  also  keineswegs  sehr  im  Interesse  derselben. 
Andrerseits  haben  die  Fronen  doch  auch  einen  nicht  zu 
unterschätzenden  Vorteil,  da  sie  denjenigen,  die  überflüssige 
Zeit  haben,  ermöglichen,  dieselbe  nutzbringend  zu  verwerten 
und  sich  gleichzeitig  von  einer  Steuerpflicht  zu  befreien; 
so  sind  die  Fronen  für  die  Verwaltung  da,  wo  die  Mittel 
zu  Wegearbeiten  ohne  die  Fronen  überhaupt  nicht  zusammen 
zu  bringen  wären,  ein  nicht  zu  verachtendes  Werkzeug  für  die 
Wegeunterhaltung.  Sie  bilden  also  immerhin  eine,  wenn 
auch  geringe  Möglichkeit  der  Erschliessung  des  Landes 
für  den  Ackerbau  oder  den  Handel  und  auch  für  die 
Industrie.  Deshalb  sind  sie  nicht  grundsätzlich  zu 
verdammen.  Andererseits  ist  auch  nicht  zu  übersehen, 
dass  die  bisher  gefronten  Arbeiten,  wenn  die  Fronen  abge- 
schafft würden,  gegen  volles  Entgelt  von  den  Bauern 
geleistet  werden  könnten. 

1)  Vignes  a.  a.  O.  S.  727  schätzt  sie  auf  2/3  des  Werts  gewöhnlicher 
Arbeit. 
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Neben  diesen  allgemeinen  Wirkungen  zeigen  sich 
nun  weitere  spezielle,  die  wir  im  Folgenden  behandeln. 

b)  Das  Gesetz  gestattet  eine  fakultative  Umwandlung 
der  Fronen  in  Geld;  wir  haben  schon  erwähnt,  dass  für 
manche  Pflichtige  die  Umwandlung  tatsächlich  obligatorisch 
ist.  Der  alljährlich  neu  fixierte,  für  die  Umwandlung  dienende 
Tarif,  auf  Grund  dessen  die  Fronen  in  Geld  geleistet  werden 
können,  wird  vom  Bezirkstag  festgesetzt.  Die  Sätze  des 
Tarifs  haben  im  Laufe  der  Zeit  Veränderungen  erfahren. 
Sie  sind,  wenn  auch  in  langen  Zwischenräumen,  gestiegen. 
Die  1Q07  geltenden  3  Tarife  für  Unter-Elsass,  Ober-Elsass, 
Lothringen,  bestehen  seit  mehreren  Jahrzehnten.  Es  beträgt 
danach  der  Satz:  für  den  Fröner  zwischen  M.  L30  und  M.  1.60, 
für  ein  Pferd  zwischen  M.  2.—  und  M.  2.50, 2)  für  einen 
Ochsen  zwischen  M.  1.—  und  M.  2.10,^)  eine  Kuh  zwischen 
M.  1.--  und  M.  1.10,  für  einen  Wagen  zwischen  M.  0.30 
und  M.  1.80*).  Die  höchsten  Sätze  hat  der  Bezirk  Lothringen, 
die  niedrigsten  der  Bezirk  Ober-Elsass.  Der  unterelsässische 
Tarif  wurde  z.  B.  1861,  1873  und  1877  verändert,  der  ober- 
elsässische  und  der  lothringische  stammen  aus  der  Mitte 
der  70  er  Jahre,  letzterer  ist  50  7o  höher  als  sein  Vorgänger. 
Die  Erhöhungen  erfolgen  meistens  aus  finanziellen  Gründen, 
nur  selten  wird  die  Ansicht  laut,  dass  die  Löhne  gestiegen, 
bezw.  gefallen  seien.  Die  Tarifsätze  erreichten  und  erreichen 
den  Satz  der  bezahlten  Arbeit  nicht.  Im  Durchschnitt  sind 
sie  nach  einer  1898  aufgestellten  Berechnung  30— 40  7o 
niedriger  als  bezahlte  Arbeit. 

Diese  für  den  Bezirk  einheitlichen  Tarife  für  die 
Umwandlung  haben  die  heftigsten  Angriffe  zu  erfahren. 
Bei  einer  so  grossen  Zahl  von  Personen,  die  naturgemäss 
den  verschiedensten  Berufen  angehören  und  unter  den 
verschiedensten  örtlichen  Verhältnissen  leben,  kann  das,  was 
dem  einen  gut  erscheint,  dem  andern  ungenügend  sein. 
Besonders  agrarische  Gegenden  wünschen  eine  Erhöhung 
der  Tarifsätze,  weil  der  Loskauf  hier  nicht  so  oft  stattfindet, 
wenn  es  aber  geschieht,  mehr  Geld  einkommt.  Die 
Meinungen  sind  allerdings  oft  geteilt;  so  befasste  sich  der 


1)  in  Frankreich  80  Pfg.  bis  M.  2.40. 

2)  in  Frankreich  40  Pfg.  bis  M.  3.10. 

3)  in  Frankreich  40  Pfg.  bis  M.  2.40. 

4)  in  Frankreich  16  Pfg.  bis  M.  3.20. 
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Bezirkstag  des  Ober-EIsass  1882  mit  dieser  Frage,  blieb 
aber  dabei,  dass  die  Taxe  einheitlich  bleiben  müsse.  Der 
richtige  Ansatz  des  Umwandlungstarifs  ist  von  grosser 
Bedeutung.  Wird  er  zu  niedrig  angesetzt,  so  mehren  sich 
die  Umwandlungen  und  die  Geld-Fronen  bringen  noch 
weniger  Ertrag  als  selbst  die  (schlechte  Arbeit  leistenden) 
Fronenden  erarbeiten  können.  Andrerseits  sind  erst  recht 
benachteiligt  gegenüber  den  durch  Umwandlung  Ablösenden 
diejenigen,  welche  das  Geld  für  billige  Umwandlung  nicht 
haben,  da  der  niedrige  Ansatz  den  ortsüblichen  Lohn  drückt, 
wenigstens  in  kleinen  Gemeinden;  denn  es  gibt  Arbeiter, 
die  für  die  anderen  Verpflichteten  fronen.  Sie  erhalten  nur 
dann  Arbeit,  wenn  sie  unter  dem  Ablösungssatz  arbeiten, 
weil  sonst  der  Fronpflichtige  zur  Ablösung  greift.  Die 
Gemeinde  erhält  bei  niedrigem  Ablösungssatz  weniger 
Naturalarbeit  und  mehr  Ablösungen,  letztere  bringen  weniger 
Geld  als  ein  höherer  Satz.  Die  Gemeinde  muss  aber  den 
ortsüblichen  Preis  für  die  Arbeit  zahlen  und  reicht  also  mit 
der  Ablösungssumme  nicht  so  weit.  Je  niedriger  die 
Umwandlungssumme  ist,  desto  weniger  Arbeit  leisten  die 
Fronenden.  Sie  bewerten  den  Tag  der  Arbeit  geringer,  da 
er  für  sie  nur  eine  geringe  Ersparnis  bedeutet,  schätzen 
ihre  Arbeit  geringer  und  leisten  dementsprechend  wenig. 
Ein  hoher  Satz  erschwert  die  Ablösung,  welche  von  der 
modernen  Wirtschaftsweise  verlangt  wird,  sie  verhindert 
den  Armen  an  der  Ablösung;  sie  bedeutet  für  diesen  eine 
hohe  Steuer.  Eine  sehr  hohe  Taxe  kann  direkt  den  orts- 
üblichen Lohn  in  die  Höhe  setzen  und  viele  Unternehmer 
schädigen,  andrerseits  die  Arbeiter  belasten,  (weil  die 
Ablösungssumme  ihren  Tagelohn  übersteigen  würde)  und 
die  Ungerechtigkeit  gegenüber  Wohlhabenderen  noch  grösser 
machen.  Die  Taxe  sollte  dem  ortsüblichen  Lohn 
möglichstgleichkommen.  Es  würde  so  den  Gemeinden, 
in  denen  viel  abgelöst  wird,  eine  Mehrung  ihrer  Einnahmen 
erwachsen,  ohne  dass  die  Ablösenden  zu  stark  benachteiligt 
werden.  Dem  ortsüblichen  Lohn  gleichkommen  könnte  sie 
nur  bei  jährlicher  Festsetzung  für  jede  Gemeinde.  In  der 
Praxis  wäre  dies  schwierig,  solange  der  Bezirkstag  mitzu- 
reden hat.  Die  heute  durchgeführte  Praxis,  für  den  ganzen 
Bezirk  eine  einheitliche  Taxe  zu  geben  und  diese  lange 
Jahre  beizubehalten,  ist  nicht  die  richtige,  denn  erfahrungs- 
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gemäss  sind  die  Löhne  gestiegen  und  die  Verhältnisse  sind 
in  einer  Gemeinde  nicht  dieselben,  wie  in  der  anderen. 
Auch  müsste  doch  zum  mindesten,  da  wo  4  Tage  Fronlast 
besteht,  ein  anderer  (billigerer)  Ablösungssatz  bestehen,  als 
da  wo  1  Tag  Fronlast  gilt.  Andrerseits  müsste  aber  den 
einzelnen  Gemeinden  ein  Minimum  bezw.  Maximum  vor- 
geschrieben werden,  wenn  man  ihnen  selbst  gestatten 
wollte,  die  Tarife  aufzustellen,  sonst  würden  sich  die 
Erfahrungen  wiederholen,  die  man  vor  1836  gemacht  hat. 
Wie  wichtig  die  Ablösungssumme  für  die  Gemeinden 
sein  kann,  ergibt  sich  aus  einer  Statistik  für  1881-82; 
danach  betrugen  die  Spezialcents  für  Vizinalwege  in  den 
Kreisen:  zwischen  1,24  und  3,34  7o  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen, dagegen  die  Ablösungssumme  für  3  Frontage, 
völlig  nach  der  Taxe  in  Geld  angeschlagen,  in  den 
einzelnen  Land-Kreisen  (ohne  Stadt  Strassburg  und  Metz) 
zwischen  0,53  und  24,24^0  der  ordentlichen  Einnahmen. 
Auf  den  Bezirk  verteilt  betrug  sie  in  Lothringen  12,74^0, 
im  Ober-Elsass  5,37  und  im  Unter- Elsass  7,13 7o.  Der 
tatsächliche  Loskauf  in  Geld  schwankt  stark,  nicht  nur  von 
Bezirk  zu  Bezirk,  sondern  selbst  von  Gemeinde  zu  Gemeinde. 
Im  Bezirk  Unter-Elsass  betrug  er  1897-98  17  ^/o,  in  Ober- 
Elsass  29^0,  in  Lothringen  sogar  42^0,  trotzdem  in  Lothringen 
die  Taxe  höher  ist.  Es  kommt  aber  vor  allem  darauf  an, 
wie  die  Bevölkerung  beruflich  zusammengesetzt  ist.  Auch 
auf  Gewohnheiten  der  Bevölkerung,  ihre  Wohlhabenheit, 
ihre  bäuerliche  Verfassung  kommt  es  an.  Die  Lage  des 
Ortes  zu  Handelszentren,  die  Möglichkeit,  die  Produkte 
rasch  abzusetzen,  der  Umstand,  ob  viel  Handelsgewächse 
angebaut  werden,  ob  grosse  Beschäftigungsgelegenheit  in 
den  Orten  besteht  u.  s.  w.,  all  dies  ist  von  Bedeutung. 
Oft  hängt  die  Höhe  der  Umwandlung  auch  davon  ab,  ob 
1  oder  4  Tage  vorgeschrieben  sind.  Die  Tendenz  des 
Abkaufs  steigt  jedenfalls,  wenn  auch  langsam.  Wie  ver- 
schieden die  Ablösung  ist,  zeigt  z.  B.  Lothringen  1905: 
der  Kreis  Chäteau-Salins  hatte  von  M.  33000  M.  11000 
abgekauft,  Metz  von  M.  71000  M.  52000.  1905  wurden 
in  Lothringen  von  rund  M.  179000  Vizinalstrassen-Fronen 
M.  145000  abgekauft.  Manchmal  wurde  geradezu  absichtlich 
mit  dem  Ablösungstarif  von  den  ortsüblichen  Löhnen 
abgewichen,  um  die  Ablösung  herbeizuführen  (Ober-Elsass 
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1874).  Dass  der  Tarif  imstande  wäre,  z.  B.  die  Rindviehzucht 
gegenüber  der  Pferdezucht  durch  billigere  Taxen  zu  erhöhen 
(vgl.  Kreistagsvorlagen  Ober-Elsass  1890)  ist  nicht  anzu- 
nehmen, da  es  sich  doch  nur  um  kleine  Differenzen  handelt, 
auch  ist  das  Gesetz  für  derartige  Manipulationen  nicht 
geschaffen  worden. 

c)  Ausser  der  Fronarbeit  auf  Zeit  gibt  es,  wie  wir 
schon  angedeutet  haben,  auch  eine  Fron  in  Werkauf- 
gaben, d.  h.  es  wird  von  der  Verwaltung  von  vornherein 
erklärt,  dass  es  einem  Tag  Fronarbeit  gleichstehe,  wenn 
ein  Werk  von  bestimmter  Dimension  geleistet  werde.  Der 
Gemeinderat  hat  den  Tarif  nach  Grundlage  und  Sätzen  über 
diese  Umwandlung  in  Werkaufgaben  festzustellen.  Grund- 
lage des  Tarifs  ist  natürlich  der  vom  Gemeinderat  festge- 
stellte Geldwert  der  Naturalleistungen  unter  Berücksichtigung 
des  Preises  der  verschiedenen  Arten  von  Leistungen  (Tage- 
lohn, ortsüblicher  Preis).  Dieser  Stückarbeitentarif  unterliegt 
der  Genehmigung  des  Bezirkspräsidenten  (ein  solcher  ist 
z.  B.  in  den  Bezirkstagsvorlagen  für  Lothringen  1881  ver- 
öffentlicht). Für  Vizinalstrassen  bestimmt  die  Verwaltung, 
für  andere  die  Gemeinde  (der  Bürgermeister)  die  Art  der 
Ableistung.  Es  wird  in  der  Regel  bestimmt,  wieviel  der 
Fröner  für  einen  Tag  zu  leisten  hat  und  zwar  z.  B.  X  cbm 
an  Arbeit  beim  Zusammenlesen  von  Steinen  im  Felde  oder 
X  laufende  Meter  an  Ausheben  neuer  Gräben  oder  X  cbm 
Kleinschlagen  von  Steinen.  In  der  Regel  erfolgt  keine  Stück- 
arbeitumwandlung für  Fuhrwerke,  jedoch  findet  sie  haupt- 
sächlich statt  bei  Materialien-Beifuhr.  Dieselbe  berechnet 
sich  durch  Division  der  gewöhnlichen  Akkordpreise  in  den 
Geldwert  eines  Frontages,  sodann  ergibt  die  Taxe  z.  B.: 
für  ein  Pferdegespann  mit  Fuhrmann  ist  bei  3  Pferden  und 
1  Wagen  für  X  km  Y  cbm  Material  anzuführen.  Steigungen 
erheblicher  Art  vermindern  die  anzuführende  Menge. 

Naturgemäss  bietet  dieser  Tarif  eine  Reihe  von  Un- 
gleichheiten; er  berücksichtigt  die  einzelnen  Momente  nicht 
genug,  ob  z.  B,  der  auszuhebende  Graben  tief  ist  oder 
nicht,  breit  ist  oder  nicht;  ob  das  Material  sehr  hart  oder 
weich  ist,  ob  der  Boden,  auf  dem  das  Material  angefahren 
wird,  weich  ist  oder  hart  u.  s.  w.  Die  Stückarbeit  ist  in- 
sofern besser  rentabel,  als  der  Fronpflichtige  bei  ihrer  Voll- 
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endung  der  Fron  ledig  ist  und  den  Wert  der  Arbeit  mehr 
schätzt^  weil  er  bei  grösserem  Fleisse  rascher  fertig  ist. 
Aber  sie  kann  nur  dem  Gesetze  entsprechen,  wenn  die 
Werkaufgabe  soviel  verlangt,  als  mit  der  Zeitarbeit  geleistet 
wird.  Würde  man  aber  die  Aufgaben  so  bemessen,  dann 
entfiele  natürlich  ihre  Hauptbedeutung,  die  Bevorzugung  des 
fleissigen  Werkfröners  gegenüber  einem  lässigen  Zeitfröner. 
Den  eben  genannten,  den  Werkaufgaben  anhaftenden  Un- 
gleichheiten stehen  manche  Vorteile  gegenüber.  Die 
Pflichtigen  können  sich  bei  Stückarbeiten  ihre  Zeit  besser 
aussuchen,  und  die  Aufsicht  wird  fast  ganz  erspart.  Natür- 
lich müssen  sich  die  Taxen  zum  Nachteil  der  Verwaltung 
nach  den  Kräften  der  schwachen  Fröner  richten.  Im 
grossen  und  ganzen  aber  sind  sie  für  die  Verwaltung  weit 
besser  als  Zeitfronen. 

d)  Obwohl   sie  nicht  in  das  System   der  Gemeinde- 
steuern zu  rechnen  sind,  muss  hier  doch  des  im  Wege- 
wesen ausgebildeten  Instituts  der  „Industriellen  Bei- 
träge" gedacht  werden.    Besondere  Beihülfen   in  natura 
oder  Geld  haben  nämlich  die  industriellen  Unternehmungen 
von  Wäldern,  Bergwerken,  Steinbrüchen  und  dergl.  sowie 
sonstige  Unternehmungen  zu  leisten,  deren  Betrieb  einen 
wegsamen  Vizinalweg  ständig  oder  zeitweilig  verdorben  hat 
(auch  Staatsforsten).  Der  Betrag  soll  im  Verhältnis  zu  der 
ausserordentlichen  Verschlechterung  der  Strasse  durch  den 
Betrieb  der  Unternehmung  stehen.  Die  Pflichtigen  haben 
die  Wahl  zwischen  Geld-  und  Naturalleistung.  Die  Beihilfen 
werden  nach  kontradiktorischer  Vernehmung   von  Sach- 
verständigen durch  den  Bezirksrat  auf  Antrag  der  Gemeinde 
festgesetzt.  Die  Beihilfen  können   auch  durch  vertrags- 
mässige  Abfindung  bestimmt  werden.    Das  Gesetz  sucht 
möglichst  den  Benützer  des  Weges  zu  treffen  und  zwar  den 
tatsächlichen,  nicht  den  juristischen,  in  der  Regel  wird  da- 
her nicht  der  Eigentümer  des  Werks  getroffen,  sondern  der 
Pächter.  Auf  die  Heranziehung  der  innerhalb  ihres  Gebietes 
liegenden  Unternehmungen  sind  die  Gemeinden  nicht  be- 
schränkt.   Für  die  Höhe  der  Leistungen  sind  genaue  Be- 
stimmungen getroffen.    Der  Zustand  der  Fahrbarkeit  muss 
festgestellt  werden,  damit  der  Grad  der  Abnützung  zu 
finden  ist.  Die  Sachverständigen  werden  vereidigt.  Die  Zu- 
schüsse werden  jährlich  geregelt,  die  Entscheidung  kann 
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sich  nicht  auf  mehrere  Jahre  erstrecken.  Der  Pflichtige  hat 
sich  innerhalb  14  Tagen  für  Naturalleistung  oder  Geld  zu 
entscheiden,  andernfalls  letzteres  zu  zahlen  ist.  Die  Leistung 
in  natura  erfolgt  nach  den  Regeln  der  allgemeinen  Natural- 
fronverpflichtung (Arbeitstage  oder  Werkaufgaben).  Da  in 
diesem  Falle  selbstverständlich  die  Arbeit  nicht  durch  den 
Betriebsinhaber  vorgenommen  werden  kann,  so  haben  die 
Leistungen  durch  arbeitstüchtige  Männer  zu  erfolgen.  Hat 
sich  der  Pflichtige  zur  Naturalleistung  entschieden,  kommt 
er  aber  der  Aufforderung  zur  Ableistung  derselben  nicht 
nach,  so  ist  der  Betrag  in  Geld  zu  leisten  und  die  Natural- 
leistung verfallen.  Die  Abfindungen  sollen  alle  drei  Jahre 
erneuert  werden. 

Die  industriellen  Beiträge^)  haben  für  unsere  Fronen 
weniger  deshalb  Bedeutung,  weil  sie  in  der  Form  der 
Fronen  erhoben  werden,  als  deshalb,  weil  die  Summen  der 
Unterhaltungskosten  der  Gemeinden  durch  die  industriellen 
Beiträge  gemindert  werden.  Die  Beiträge  sind  jedoch,  von 
Lothringen  abgesehen,  recht  gering. 

Die  Bezirkstage  sind  sich  darüber  einig,  dass  von  der 
Befugnis  der  Einziehung  von  industriellen  Beiträgen  wenig 
Gebrauch  gemacht  werden  soll;  1899  hat  der  Bezirkstag 
des  Ober-Elsasses  den  Wunsch  ausgesprochen,  dass  es 
nur  ausnahmsweise  und  bei  ausserordentlichen  Abnützungen 
geschehen  soll;  desgl.  der  Bezirkstag  Lothringen  1887  und 
1908.  Allmählich  kommen  sie  immer  weniger  vor.  Aber  es 
gibt  immer  noch  eine  Reihe  z.  B.  seitens  der  Firma  de  Diet- 
rich für  Instandsetzung  der  Vizinalstrasse  Nr.  42  von  Gum- 
brechtshofen  nach  Zinsweiler  pro  1906  M.  800.  Vereinzelt 
kamen  gerade  wegen  der  Möglichkeit,  die  industriellen  Bei- 
träge heranzuziehen,  Deklassierungen  vor.  Die  gewerblichen 
Beiträge  betrugen  z.  B.  für  Lothringen  1883/84  73000  M. 
1905  34  000  M.  Ober-  und  Unter-Elsass  kommen  hierfür 
kaum  in  Betracht. 

e)  Die  ungerechte  Behandlung  der  Einzelindividuen 
durch  das  Gesetz  wird  erst  ins  rechte  Licht  gesetzt  durch 
die  Betrachtung  der  Lastenverteilung,  welche  das  Gesetz 
auf  dem  Gebiete  des  Wegewesens  vermittelst  Schaffung 
einer  Reihe  von  Strassenklassen  unter  Bevorzugung  be- 

Sie  haben  weniger  den  ausgeprägten  Charakter  der  Beiträge, 
als  vielmehr  die  Natur  einer  öffentlich  rechtlichen,  der  Gemeinde  zu- 
stehenden Schadenersatzforderung. 


57 


stimmter  Wegekategorien  geschaffen  hat.  Die  Verteilung  der 
Wegeunterhaltslasten  an  und  für  sich  ist,  wie  wir  oben 
gesehen  haben,  schon  keine  glückliche.  Für  das  Fronwesen 
vollends  eine  entscheidende  nicht  zweckentsprechende  Rege- 
lung ist  die  Behandlung  bezw.  Bevorzugung  der  Vizinal- 
strassen  gegenüber  den  anderen  doch  auch  von  den  Ge- 
meinden zu  unterhaltenden  Wegen.  Die  Gemeinden  haben, 
dem  Gesetz  gemäss,  nach  dem  Prinzip  ihres  Interesses  an 
den  Strassen  zur  Unterhaltung  derselben  beizutragen.  Die 
dem  Interesse  entsprechende  Unterhaltungspflicht  der  Ge- 
meinde an  der  Strasse  drückt  sich  darin  aus,  dass  sie 
herangezogen  wird  zu  einem  Wegeverband,  der  die  be- 
treffende Strasse  als  Objekt  und  weitere  beteiligte  Ge- 
meinden als  Subjekte  hat.  Solche  Verbände  gab  es  z.  B.  in 
Lothringen  vor  1875  (im  Oberelsass  sind  es  heute  noch 
viele)  nicht  weniger  als  116.  Eine  Gemeinde  kann  Mitglied 
von  3,  4  oder  mehr  Verbänden  sein  müssen,  eine  andere 
fast  frei  sein.  Dieses  Interesse  an  den  Strassen  soll  sich 
vor  allem  in  der  topographischen  Lage  der  Gemeinde  zur 
Strasse  zeigen;  d.  h.  in  der  Regel  wird  angenommen,  dass 
eine  Gemeinde  an  derjenigen  Strasse  interessiert  ist,  in  deren 
Nähe  sie  liegt,  und  dass  sie  umsoweniger  interessiert  ist, 
je  entfernter  sie  von  ihr  ist.  Ist  es  schon  falsch,  aus  der 
Nähe  auf  das  Interesse  zu  schliessen,  so  führt  dieses  Prinzip 
in  Verbindung  mit  der  Wegeverfassung  zu  den  grössten 
Ungleichheiten  in  der  Lastenverteilung.  Ein  kleines  Dorf 
kann  Kreuzungspunkt  mehrerer  Vizinalstrassen  sein  und 
dann  so  schwer  belastet  sein,  dass  es  die  Last  nicht  tragen 
kann ;  hingegen  kann  eine  sehr  reiche  Gemeinde  aus- 
schliesslich an  ausgezeichneten  Bezirks-  bezw.  Staatsstrassen 
liegen,  sodass  sie  frei  von  Vizinalstrassenfronen  wird,  z.  B. 
Ober-Elsass  1905  8  Gemeinden.^) 

Während  nämlich  ein  derart  günstig  gelegener  Ort 
durch  den  Wegfall  der  Lasten  für  die  Unterhaltung  der 
Vizinalstrassen  völlig  ausgeschieden  werden  muss  und  die 
Gemeinde  gänzlich  frei  von  Fronen  wird  oder  diese  we- 
nigstens   stark   kürzen    und    ordnungsmässig  ausnützen 


1)  An  Staatsstl-assen :  Ballersdorf,  Heiteren,  Niffer.  An  Bezirks- 
strassen: Aspach,  Mittelmüspach,  Tagolsheim,  Brunnstatt.  Vgl.  Bezirks- 
tagsvorlagen Ober-Elsass  1905,  S.  241. 


58 


kann,  muss  ein  ungünstig  gelegener  Ort  nicht  nur  die 
Fronen  für  die  Vizinalstrassen  leisten,  sondern  noch  dazu 
die  Bezirks-  und  Staatsstrassen  durch  die  Staatssteuern  und 
Bezirkszuschläge  mit  unterhalten  helfen. 

In  der  Regel  werden  ungern  Veränderungen  in  den 
Verbänden  vorgenommen,  wenn  neue  Strassen  hinzukommen 
und  sich  der  Schwerpunkt  verschiebt.  Fortwährende  Klagen 
der  Gemeinden  sind  die  Folge.  Mit  der  Ausdehnung  des 
Wegenetzes  werden  die  Grundlagen  der  Berechnung 
schwankend,  die  Verteilung  schwierig.  Jeder  neue  Weg 
wirft  das  alte  System  über  den  Haufen.  Die  Ungleichmässig- 
keit  ist  offenbar,  die  Last  für  viele  drückend.  Diese  alten 
Verbände,  die  fast  durchweg  unter  heute  nicht  mehr  mass- 
gebenden Bedingungen  aufgestellt  wurden,  sind  mit  Recht 
Gegenstand  vieler  Beschwerden.  Wegen  der  geringen  Rück- 
sicht auf  Eisenbahn-Kanalanlage,  Veränderung  der  Verkehrs- 
bedingungen, Deklassierungen  u.  s.  w.  müssten  sie  —  da- 
mit man  nur  einigermassen  die  Lasten  gerecht  nach  dem 
Gesetze  verteilen  könnte  —  jedes  Jahr  neu  geschaffen 
werden.  Die  Verteilung  der  Beiträge  der  einzelnen  Ge- 
meinden, die  nach  dem  Interesse  erfolgen  soll,  das  die  Ge- 
meinde an  der  Strasse  hat,  ist  in  der  Praxis  sehr  schwer 
durchzuführen  und  schafft  stets  neue  Klagen.  Das  Interesse 
wird  auf  die  verschiedenste  Weise  zu  bestimmen  versucht, 
was  Ungleichheit  hervorruft.  Das  Gesetz  gestattet  gar  keine 
genügende  Rücksicht  auf  die  Lasf,  die  den  Gemeinden  an 
Vizinalwegen,  Ortsgassen,  Feldwegen  obliegt.  Oft  erliegen 
begreiflicherweise  die  Beteiligten  der  Versuchung,  das  Inter- 
esse zu  bestimmen  unter  Berücksichtigung  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Gemeinden,  was  natürlich  Klagen  der  be- 
treffenden Gemeinden  hervorruft,  die  sich  auf  das  Gesetz 
berufen.  Die  Beiträge  sind  nach  dem  Interesse  zu  leisten, 
das  die  Gemeinden  an  der  Strasse  haben,  der  Bezirk  unter- 
stützt dagegen  nach  Massgabe  der  Hülfsmittel,  Leistungen 
und  Bedürfnisse.  Die  Qualität  der  Materialien  und  ihr  Ab- 
nützungsgrad ist  verschieden,  Momente,  die  zum  grössten 
Teil  unberücksichtigt  bleiben  müssen  und  die  Ungerechtig- 
keit vermehren.  Eine  jedesmalige  Aenderung  des  Beitrags- 
verhältnisses ist  ganz  undenkbar.  Einen  Einblick  in  die 
Schwierigkeiten  der  Berechnungen  gibt  folgendes  der  Praxis 
entnommene  Beispiel  einer  Verteilung  der  Last;  „^^/loo  nach 
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Verhältnis  der  Ortstraversenlänge,  ^7ioo  nach  Verhältnis  der 
Steuerprinzipale  der  vom  Wege  durchzogenen  (nicht  be- 
nachbarten) Gemeinden,  ^7ioo  nach  Verhältnis  der  Länge 
des  Weges  in  der  Gemarkung,  ^loo  lastet  auf  Gemeinden, 
die  in  der  Nähe  des  Weges  liegen,  nach  umgekehrtem  Ver- 
hältnis der  Entfernung  vom  Wege,  ^Vioo  nach  Verhältnis 
der  Steuerprinzipale  aller  Gemeinden  des  Verbandes,  ^7ioo 
nach  Verhältnis  der  Bewohnerzahl  der  Gemeinden."  Wie 
ungleichmässig  die  Belastung  wirkt,  zeigt  ein  Beispiel  aus 
dem  Bezirk  Ober-Elsass:  für  1886  ist  durch  Statistik  er- 
mittelt worden,  dass  32  Gemeinden  frei  von  Fronen  und 
Geldleistungen  sind,  350  Gemeinden  Geldbeiträge  zahlen, 
deren  Höhe  1—80  Zuschläge  erreicht  (allein  113  Gemeinden 
zwischen  10  und  20),  211  Gemeinden  Fronen  leisten,  deren 
Wert  zwischen  1  und  50  Zuschläge  beträgt.  Oft  treten  diese 
Belastungen  neben  einander,  so  in  70  Gemeinden  zwischen 
40  und  100  Zuschlägen.  Ein  einwandfreies  Abhilfe- 
mittel wäre  nur  ein  neues  Gesetz;  der  Ausweg,  den 
man  genommen  hat,  indem  man  alle  Strassen  eines  po- 
litischen Kreises  (vergl.  unten)  deklassierte  und  zu  einem 
Verbände  vereinigte  und  sodann  die  Last  auf  die  einzelnen 
Gemeinden  des  Kreises  verteilte,  ist  juristisch  bedenklich, 
da  er  dem  Gesetze  nicht  entspricht,  das  Verteilung  nach 
dem  Interesse  verlangt.  Er  lässt  aber  auch  die  Ungleich- 
mässigkeit  in  der  Belastung  der  Fröner  bestehen  und  kann 
sogar  grössere  Belastungen  der  Gemeinden  herbeiführen, 
als  er  Entlastungen  bringt,  da  die  Belastung  der  einzelnen 
Gemeinden  mit  Zuschlägen  und  mit  Fronen  für  Feldwege 
verschieden  ist.  Damit  ergibt  sich  ohne  weiteres,  welche 
Hauptfehler  ein  neues  Gesetz  zu  vermeiden  hat. 

Vn.  Massnahmen  der  Bezirkstage  und  des 
Landesausschusses. 

1.  Zu  einer  Aenderung  des  Gesetzes  brachte  man  es  nicht, 
daher  schritt  man  wenigstens  zur  Gesamtdeklassierung,  die 
nach  weitverbreiteter  Ansicht  doch  immerhin  bessere  Resul- 
tate hervorzubringen  versprach  als  die  Anwendung  kleinerer 
Mittel,  welche  man  von  vornherein  als  aussichtslos  be- 
trachtete (Ersparnisse,  die  man  zu  Wege  brachte,  Vermeh- 
rung der  Unterstützungen  durch  den  Bezirk,  vereinzelte 
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Deklassierungen,  Heranziehung  von  industriellen  Beiträgen 
usw.).  Diesen  Weg  der  „Gesamtdeklassierung"  haben  bis- 
her Lothringen  und  Unterelsass  eingeschlagen,  wo  die 
Ungleichmässigkeit  deshalb  am  drückendsten  war,  weil  die 
Gesamtlast  verhältnismässig  viel  stärker  war  als  im  Ober- 
Elsass,  das  der  Ansicht  huldigte  (Bezirkstag  1887),  dass  die 
Deklassierung  nichts  nütze,  sondern  nur  die  Fronlast  ver- 
allgemeinere. 

a)  Die  Wegelast  war  in  Lothringen  schon  nach  dem 
Kriege  sehr  schwer.  Fast  durchgehend  mussten  5  Zuschläge 
und  3  Frontage  geleistet  werden.  Der  Unterhalt  dieser 
Wege  wurde  1873  beinahe  unerschwinglich.  Daher  wurden  die 
Subventionen  der  Industriellen  von  5000  Frs.  auf  52000  Frs. 
erhöht,  die  laufenden  Gemeindebeiträge  von  105000  Frs. 
auf  130000  Frs.,  trotzdem  blieb  1874  ein  Defizit  von 
422000  Frs.  Eine  Erhöhung  der  Fronumwandlungssätze 
wurde  vorgenommen;  eine  weitere  Erhöhung  der  Beiträge  der 
Industriellen,  und  eine  Verdoppelung  der  Gemeindebeiträge 
genügte  ebenfalls  nicht.  Ein  Gesuch  um  einen  Zuschuss 
an  das  Reich  und  das  Land  war  erfolglos.  Die  Lage  der 
Bezirkskasse  war  trostlos;  daher  entschied  man  sich,  um, 
wie  man  glaubte,  mit  einem  Schlage  alle  die  vielen  Mängel 
zu  beseitigen  und  um  die  fronfreien  Gemeinden  (90  an  der 
Zahl),  auch  heranziehen  zu  können,  auch  um  der  Ungerechtig- 
keit in  der  Verteilung  der  Fronlast  auf  die  Gemeinden,  die 
Mitglieder  der  116  Vizinalstrassenverbände  waren,  abzu- 
helfen, zu  einem  entscheidenden  Schritt.  Man  beschloss  die 
Deklassierung  aller  Bezirksstrassen  zu  Vizinal- 
strassen  (Kreisstrassen)  und  die  Vereinigung  aller  Vizinal- 
strassen  eines  politischen  Kreises  zu  einem  Verband,  dessen 
Mitglieder  die  Gemeinden  des  Kreises  sind. 

Diese  mehr  aus  Finanznot  als  aus  Rücksicht  auf  eine 
bessere  Verteilung  vorgenommene  Regelung  brachte  aller- 
dings für  den  Augenblick  eine  ziemlich  gleichmässige  Be- 
handlung der  Gemeinden  jedes  Kreises,  sie  ersparte  eine 
Erhöhung  der  Bezirksumlagen;  aber  sie  vermehrte  ungemein 
die  Fronlast  der  Gemeinden,  die  jetzt  auch  zu  fronen  hatten 
für  die  ehemaligen  Bezirksstrassen  und  schob  die  Abschaf- 
fung der  Fronen  oder  die  Minderung  (deren  Notwendigkeit 
ausdrücklich  von  der  Kommission  anerkannt  wurde)  weit 
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hinaus.  Also  ein  kleiner  Erfolg  bezüglich  der  Gleichmässig- 
keit  der  Fronverteilung  auf  die  Gemeinden  innerhalb  des 
Bezirks,  aber  eine  Festlegung  der  Ungleichmässigkeit  und 
Ungerechtigkeit  der  Fronlast  auf  die  Bürger. 

Eine  starke  Mehrbelastung  der  Gemeinden  trat  ein. 
Zudem  war  es  mit  der  Gleichmässigkeit  der  Verteilung 
nicht  so  weit  her,  denn  ein  Kreis  kann  stärkere  oder  andere 
Wegeverhältnisse  haben  als  der  andere,  dann  sind  zwar  die 
Gemeinden  innerhalb  jedes  dieser  Kreise  gleichmässiger  be- 
lastet, nicht  aber  die  Gemeinden  des  einen  Kreises  gegen- 
über denen  des  anderen. 

Diese  Deklassierung  hat  Lothringen  schwer  bereut, 
sodass  der  Abg.  Jaunez  sie  1880  als  die  uns  „widerliche" 
Deklassierung  bezeichnen  konnte.  Man  dachte  ernstlich  an 
die  Reklassierung. 

Wie  schwer  selbst  bezüglich  der  Fronen  günstig  ge- 
stellte Gemeinden  zu  tragen  hatten,  ergiebt  folgendes  Bei- 
spiel: Leugelsheim  hatte  1171  Mk.  Steuerprinzipal,  erhob 
122  Zuschlagspfennige;  es  leistete  für  Strassen  und  Wege 
1305  Mk.,  darunter  565  Mk.  für  die  Kreisstrassen.  Die 
Statistik  erwies,  dass  eine  Gleichmässigkeit  der  Beiträge 
tatsächlich  auch  nicht  eintrat,  sondern  nur  die  Ungleich- 
mässigkeit verringert  wurde.  1898  wurde,  trotzdem  Lothringen 
vorher  mit  den  Ersparnissen  von  108  000  Mk.,  die  ihm 
durch  einen  später  noch  zu  besprechenden  Verzicht  der 
Staatskasse  auf  den  vom  Bezirk  zu  zahlenden  Baubeamten- 
gebührenanteil  schon  eine  Ermässigung  der  Fronen  vor- 
genommen hatte,  grösste  Ungleichheit  und  Prinzipienlosig- 
keit festgestellt.  103  Gemeinden  hatten  rund  4^0,  651  bis 
15,2%  des  Steuerprinzipals  an  Geldbeiträgen  zu  leisten, 
17  Gemeinden  waren  fronfrei  für  die  Kreisstrassen,  84 
leisteten  weniger  als  einen  Tag,  sehr  viele  bis  zu  2  Tagen. 
Aehnlich,  wenn  auch  nicht  ganz  so  schlimm,  ist  es  bis  jetzt 
geblieben. 

b)  Auch  der  Bezirkstag  Unter-Elsass  ging,  nach- 
dem man  schon  1874  davon  gesprochen  hatte  und  durch 
die  ganzen  80er  Jahre  hindurch  immer  wieder  darüber  ver- 
handelt hatte,  einen  Schritt  vorwärts.  Hier  spielte  die 
finanzielle  Lage  des  Bezirks  keine  so  ungünstige  Rolle  wie 
in  Lothringen,  dagegen  war  hier  die  ungerechte  und  un- 
gleichmässige  Verteilung  der  Lasten  mehr  von  Bedeutung. 
Diese  verursachte  zahlreiche,   nie  verstummende  Klagen. 
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Sie  führte  zu  der  Forderung,  dass  die  Lasten  der  Leistungs- 
fähigkeit entsprechend  aufzuerlegen  seien.  Hinzu  kam  aller- 
dings auch  das  Bestreben,  die  bisher  fronfreien  Gemeinden 
auch  heranziehen  zu  können;  das  Beispiel  Lothringens, 
sowie  die  Behandlung  der  Frage  durch  den  Bezirk  Ober- 
elsass,  mag  auch  einen  Einfluss  ausgeübt  haben. 

Ein  Versuch  des  Bezirkstags,  der  dahin  ging,  die  mass- 
gebenden Faktoren  zu  einer  Gesetzesänderung  zu  bringen, 
wonach  unter  Belassung  der  bisherigen  Mittel,  die  Bezirk- 
und  Staat  geleistet,  alle  drei  Strassenklassen  zu  einer  Kate- 
gorie vereinigt  werden  sollten,  die  dann  die  Gemeinden 
unterhalten  sollten,  war  gescheitert. 

1893  beschloss  der  Bezirkstag  für  das  Unter-Elsass, 
dass  mit  Geltung  von  1895  ab  die  Bezirksstrassen,  soweit 
sie  nicht  als  solche  im  Nachbarbezirke  fortgesetzt  werden, 
und  die  Vizinalstrassen  vom  gemeinsamen  Interesse  de- 
klassiert werden;  alle  Gemeinden  eines  Kreises  sollen  gleich- 
mässig  als  beitragspflichtig  an  den  Strassen  dieses  Kreises, 
(Kreis  Zabern  erhielt  jedoch  2  Verbände)  erklärt  werden. 
Für  die  Unterhaltungskosten  sämtlicher  Vizinalstrassen  soll 
gleichmässig  eine  Summe,  die  5  Zuschlagspfennigen  gleich 
ist,  erhoben  werden.  Strassburg  wurde  nicht  an  Strassburg- 
Land  angeschlossen,  seine  Vizinalstrecken  schieden  aus  der 
staatlichen  Wegebauverwaltung  aus,  die  Stadt  zahlt  jährlich 
einen  festen  Beitrag. 

Hinzu  kam  ebenfalls  der  noch  zu  besprechende  Ver- 
zicht der  Staatskasse  auf  den  Zuschuss  der  Bezirke  zu  den 
Gehältern  der  Baubeamten  in  der  Höhe  von  104  000  Mk., 
der  aber  nur  zur  Herabsetzung  der  Geldleistungen  ver- 
wendet wurde,  während  die  Fronen  nicht  geändert  wurden. 

Dieser  Beschluss  der  allgemeinen  Deklassierung  brachte 
jedenfalls  auch  eine  Verbesserung  der  Verteilung  der  Bei- 
träge. Aber  im  wesentlichen  lief  er  auf  ähnliche  Resultate 
hinaus,  wie  der  Beschluss  des  lothringischen  Bezirkstags; 
vor  allem  gestattet  auch  er  die  Möglichkeit  der  Heranziehung 
von  Gemeinden  zur  Unterhaltung  früherer  Bezirksstrassen, 
aber  er  entlastete  viele  Gemeinden.  Daraus  ergab  sich 
1897/98  ein  immerhin  noch  nicht  einheitliches  Verhältnis; 
25  Gemeinden  leisteten  nur  5  Zuschläge  in  verschiedenster 
Höhe,  18  Gemeinden  zahlten  feste  Beiträge  in  Höhe  von 
5  Prozent  und  dem  Frontagsrollen  wert  von  1 — 2  Tagen, 
die  übrigen  Gemeinden  zahlten  5  Prozent  und  leisteten  Ys 
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bis  3  Frontage,  z.  B.  Alteckendorf  3  Frontage  =  1697  Mk., 
Osthausen  258  Mk.  und  2  Frontage  im  Werte  von  999 
Mk.,  kurz  die  Beiträge  schwankten  bis  20  Prozent  des 
Steuerprinzipals  (Strassburg,  das  vor  1893  4100  Mk.  ge- 
zahlt hatte,  zahlte  16600  Mk.,  später  30000  Mk.  jährlich.) 

c)  Der  Bezirk  Ober-Elsass  ist  weit  günstiger  daran ; 
seine  Bezirksfinanzen  sind  gut,  die  Fronablösungs-  und  die 
Zahlkraft  der  Bevölkerung  ist  eine  derartige,  dass  der  Druck 
nicht  stark  genug  ist,  um  den  Wunsch  nach  einschneiden- 
den Reformen  wachzurufen.  Der  Bezirkstag  Ober-Elsass 
und  die  Verwaltung  des  Bezirks  wie  auch  die  Gemeinden 
haben  sich  grosse  Mühe  gegeben,  die  Fronen  für  die 
Vizinalstrassen  abzuschaffen.  Eine  Gesamtdeklassierung 
machte  der  Bezirkstag  nicht  mit.  Allerdings  waren  dort  die 
Verhältnisse  auch  ganz  anders.  1876  hatte  der  Bezirk  z.  B. 
für  104000  Mk.  Fronen  (darunter  die  für  ausserordentliche 
Ausgaben),  von  denen  12000  Mk.  abgekauft  waren.  Dagegen 
hatte  z.  B.  Lothringen  1873  390000  frs.,  die  auch  nicht 
zur  notdürftigsten  Unterhaltung  genügten.  Oberelsass  hat 
sie  anfangs  der  90  er  Jahre  noch  ganz  erheblich  (Hälfte) 
herabgedrückt,  in  einzelnen  Kreisen  auf  unbedeutende 
Summen. 

Die  Baugehälterersparnis  verminderte  sie  nochmals  um 
25800  Mk. 

2.  Auch  im  Landesausschuss  wurden  fast  jedes 
Jahr  diese  Missstände  erwähnt.  Schon  1878  sollte  ein  Gesetz- 
entwurf die  Vizinal-  und  Bezirksstrassen  zu  Kreisstrassen 
vereinigen.  Dieser  Entwurf  ist  jedoch  gescheitert. 

Den  Schritt  durch  das  Gesetz  vom  17.  Juli  1884  haben 
wir  schon  besprochen.  Er  brachte  den  vierten  Frontag,  der 
es  den  Gemeinden  ermöglichte,  für  ihre  Feldwege  besser 
zu  sorgen  und  ihnen  mehr  Kraft  gab  für  die  anderen 
Wegeanforderungen,  die  an  sie  gestellt  wurden.  Die  Fron- 
tage waren  aber  dadurch  vermehrt,  und  für  die  Bevölkerung 
wurde  die  Last  noch  grösser. 

Der  Landesausschuss  hatte  damals  vor  allem  den 
Wunsch,  der  Landwirtschaft  zu  helfen.  Er  sollte  aber  auch 
etwas  tun,  um  die  schreienden  Ungerechtigkeiten  gegen  die 
Gemeinden  und  die  Bevölkerung  zu  beseitigen.  Die  Re- 
gierung, die  seit  den  70  er  Jahren  die  Hand  bot,  um  Ab- 
hilfe zu  schaffen  und  die  Fronen  z.  T.  einzuschränken,  war 
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in  den  80  er  Jahren  nicht  für  eine  Reform  durch  den  unter- 
elsässischen  Bezirkstag  gewesen,  weil  sie  hoffte,  dass  mit 
den  Vizinalstrassenfronen  tabula  rasa  gemacht  würde,  ob- 
wohl die  Ersatzfrage  bedeutende  Schwierigkeiten  bringen 
musste.  Eine  Aenderung  war  dringend  nötig.  So  betrug 
z.  B.  1881/83  noch  vor  dem  Gesetz  von  1884  der  Durch- 
schnitt der  Verwendung  von  Fronen  für: 

Vizinalstrassen  Vizinalwege  Feldwege 

Unterelsass           62  7o  33  >  5  «/o 

Oberelsass            43  7o  46  7o  11  7o 

Lothringen           56  %  43  «/o  1  % 

Im  Oberelsass  hatten  einige  Gemeinden  4  Tage  zu  fronen; 
der  Kreis  Colmar  benützte  39  %  aller  Fronen  für  die  Feld- 
wege, der  Kreis  Gebweiler  41  ^/o;  in  Lothringen  hatte  eine 
Gemeinde  5  Tage  zu  fronen,  ohne  dass  dabei  den  Feld- 
wegen etwas  zu  Gute  kam.  Die  übrigen  Gemeinden  mussten 
den  allergrössten  Teil  auf  Vizinalstrassen  und  Vizinalwege 
verwenden.  Die  Feldwege  kamen  dabei  vollständig  zu  kurz. 
Alles  in  allem  blieb  in  Lothringen  für  Feldwege  fast  nichts, 
im  Oberelsass  etwas  mehr,  im  Unterelsass  wenig  übrig. 
Nur  im  Oberelsass  wurde  mehr  für  Vizinalwege  als  für 
Vizinalstrassen  geleistet.  Dabei  war  die  Verteilung  sehr  un- 
gleich, im  Unterelsass  hatten  643  Gemeinden  (=  77  7o  der 
Bevölkerung)  3  Tage,  12  Gemeinden  (=  22  7o)  0  Tage  und 
5  Gemeinden  (=  1  7o)  zwischen  1  und  3  Tagen  Fron.  Im 
Oberelsass  hatten  z.  B.  nur  32  7o  der  Bevölkerung  (=  181) 
Gemeinden)  3  Tage  und  die  übrigen  viel  weniger.  In 
Lothringen  hatten  85  ^lo  (=  732  Gemeinden)  3  Tage. 

Den  Anstoss  zu  Reformen  gab  ein  vom  Bezirk  Unter- 
elsass 1885  gestellter  Antrag,  die  Staats-,  Bezirks-  und 
Vizinalstrassen  einheitlich  zu  stellen;  aber  man  ging  sehr 
langsam  vor.  1888  stellte  der  Landesausschuss  an  die  Re- 
gierung das  Verlangen,  Vorschläge  zu  einer  gleichmässigen 
Verteilung  der  Gemeindelasten  bezw.  Herabminderung  der- 
selben zu  machen. 

Zunächst  wurde  1890  bei  Beratung  des  Etats  die  Frage 
behandelt,  ob  durch  eine  völlige  Uebernahme  der  Gehälter 
der  Bauinspektoren  und  Wegemeister  auf  den  Staat  die 
Bezirke  entlastet  werden  könnten.  Man  zog  in  Erwägung, 
ob  das  dadurch  frei  werdende  Geld  dann  nicht  den  Ge- 
meinden zu  Gute  kommen  könnte.  Die  Regierung  sprach 
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sich  damals  dahin  aus,  dass  die  Fronen  auf  die  Feldwege 
übergeleitet  werden  sollten  (v.  Schraut).  Es  wurden  in  zwei 
Etappen,  1893/94  und  1896/97,  den  Bezirken  die  Zuschüsse 
zu  den  Gehältern  der  Baubeamten  abgenommen.  Es  be- 
deutet dies  eine  beträchtliche  Entlastung  des  Etats  der  Be- 
zirke, denn  es  handelte  sich  im  Ganzen  um  290000  Mk. 
Was  mit  dem  Geld  gemacht  wurde,  haben  wir  schon  oben 
gesehen. 

Den  wichtigsten  Schritt  wollte  ein  Antrag  Pierson  1891 
machen;  er  ging  dahin,  die  Regierung  solle  möglichst  bald 
einen  Gesetzentwurf  vorlegen,  der  das  Vizinalwegegesetz 
von  1836  aufhebe  und  die  Unterhaltung  der  Vizinalstrassen 
dem  Staate  auferlege,  sodass  den  Gemeinden  nur  die  Unter- 
haltung der  Wege  von  ausschliesslich  kommunalem  Interesse 
verbleibe,  mit  dem  Zweck  der  „Abschaffung  des  unbilligen 
Fronsteuergesetzes  und  der  Unterhaltung  der  Bezirks-  und 
Kreisstrassen  durch  ein  billigeres  System,  um  der  durch  die 
Auslandsproduktion  geschädigten  Landwirtschaft  aufzu- 
helfen" Aber  man  behandelte  unglücklicherweise  diese 
Sache  hauptsächlich  als  Finanzangelegenheit,  d.  h.  man 
fragte  sich,  ob  man  das  Geld  durch  Steuern  aufbringen 
solle.  Das  Wegewesen  wurde  dabei  allerdings  als  verwickelt, 
teuer  und  unpraktisch  dargestellt.  Die  Regierung  erklärte 
sich  für  eine  Modifikation,  „vielleicht  sogar  völlige  Besei- 
tigung" des  Fronwesens,  wie  sich  Unterstaatssekretär  v.  Köller 
ausdrückte,  jedenfalls  dürften  Fronen  bloss  den  Gemeinden 
vorbehalten  bleiben.  Die  Regierung  wollte  also  das  Fron- 
wesen fast  völlig  aufgeben;  nur  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  vereinzelter  Fuhren  und  kleinerer  Naturalleistungen 
für  Gemeindewege  sollte  noch  beibehalten  bleiben.  Das 
Ergebnis  der  Erörterung  war  aber  lediglich  ein  Beschluss 
die  Frage  einer  Prüfung  zu  unterziehen. 

Aber  auch  die  Regierung  selbst  trat  mit  positiven 
Vorschlägen  hervor:  1892  wurde  von  ihr  ein  Gesetzentwurf 
vorgelegt,  der  die  Staats-,  Bezirks-  und  Vizinalstrassen  (vom 
grossen  Verkehr  und  gemeinsamen  Interesse)  als  „Kreis- 
strassen" klassieren  und  in  das  Eigentum  der  Kreise  mit 
Rechten  und  Lasten  gehen  lassen  wollte.  Hand-  und 
Spanndienste  sollten  für  diese  Strassen  nicht  ausgeschrieben 
werden.  Das  bedeutete  eine  Deckungsfrage  von  nicht 
weniger  als  728000  M.    Der  Entwurf  wurde  aber  vom 
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Landesausschuss  zurückgewiesen,  aus  Gründen,  die  mit  den 
Fronen  nichts  zu  tun  haben. 

Im  Jahre  1895  wurde  aus  dem  Schosse  des  Parlaments 
heraus  beantragt,  die  Regierung  solle  untersuchen,  wie  weit 
die  Naturalleistungen  vermindert  werden  könnten,  wenn  die 
Fronen  für  Vizinalstrassen  in  Geld  geleistet  würden.  Der 
Erlass  des  bisher  von  den  Bezirken  getragenen  Anteils  der 
Baubeamtengehälter  wurde  inzwischen  perfekt.  Er  betrug 
damals  für  den  Bezirk  Unter-Elsass  rund  104000  M.,  für 
Ober-Elsass  78000  M.  und  Lothringen  108000  M.  Diesen 
Betrag  verwandte  der  Bezirk  Ober-Elsass  zur  Ermässigung 
der  Fronen  um  25  800  M.  und  Herabsetzung  der  Geldbeiträge 
um  54600  M.  Lothringen  setzte  für  den  ganzen  Betrag 
Fronen  ab,  Unter-Elsass  setzte  die  Geldbeiträge  herab, 
beliess  aber  die  Fronen. 

Der  Stand  18Q7-98  war  folgender:  Unter-Elsass  hatte 
2704,6  km.  Vizinalstrassen,  der  Bezirk  brachte  zur  Unter- 
haltung 606000  M.,  die  Gemeinden  151000  M.  in  Geld, 
370  000  M.  in  geleisteten  Fronen,  77000  M.  in  losgekauften 
Fronen  auf;  Ober-Elsass  mit  326  km.  Bezirksstrassen,  für 
die  der  Bezirk  allein  aufkam,  (211000  M.)  hatte  1173  km. 
Vizinalstrassen;  für  sie  brachten  der  Bezirk  294000  M.,  die 
Gemeinden  198000  M.  in  Geld,  26000  M.  in  geleisteten, 
6000  M.  in  losgekauften  Fronen  auf,  davon  mehr  als  die 
Hälfte  im  Kreise  Altkirch,  ein  Viertel  im  Kreis  Mülhausen, 
Rest  Kreis  Thann.  Lothringens  2662  km.  Kreisstrassen 
wurden  unterhalten  mit  38000  M.  vom  Staat,  462000  M. 
vom  Bezirk,  225000  M.  von  den  Gemeinden  in  Geld  und 
171  000  in  geleisteten  und  124000  M.  in  losgekauften  Fronen. 

Dem  1895  gestellten  Antrage  entsprechend,  legte  im 
Jahre  1898  die  Regierung  einen  Gesetzentwurf  vor,  der  die 
Fronen  pro  1897-98  für  Vizinalstrassen  als  Höchstmass  des 
Zulässigen  erklären  wollte,  die  dauernde  Beseitigung  durch 
Abkauf  mit  7io  Geldwertes  möglich  machen  wollte 
und  den  Bezirken  dazu  200000  M.  jährlich  aus  der  Staats- 
kasse geben  wollte.  Die  Gemeinden  sollten  zur  Ablösung 
ein  Recht  auf  einen  Zuschuss  der  halben  Ablösungssumme 
haben.  Die  Bezirke  sollten  von  dieser  Hälfte  die  Hälfte 
tragen,  wofür  ihnen,  soweit  nötig,  Zuschläge  gestattet  sein 
sollten.  Dieser  ausgezeichnete  Gesetzentwurf  wurde  des 
langen  und  breiten  im   Landesausschuss  behandelt.  Er 
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wurde  umgestaltet,  aber  verschlechtert.  Der  neue,  abge- 
änderte Entwurf  bestimmt,  dass  zu  Verminderungen  der 
Geld-  und  Naturalleistungen  der  Gemeinden  für  den  Unterhalt 
der  Vizinalstrassen  jährlich  200000  M.  bereitgestellt  werden. 
Den  Bezirken  wurde  gestattet,  durch  Erhöhung  ihrer  ordent- 
lichen Aufwendungen  für  Strassen  und  Wege  incl.  Zuschüsse 
für  Ausbau  der  gewöhnlichen  Vizinalwege  (Gemeindewege) 
gegenüber  dem  Stand  von  1898-Q9  einen  der  Erhöhung 
gleichhohen  Betrag  aus  diesen  200000  M.  zu  erhalten. 
Das  Maximum  der  Zuschüsse  beträgt  für  den  Bezirk  Unter- 
Elsass  77000,  für  Ober-Elsass  33  000  und  für  Lothringen 
99000  M. ;  für  diese  Zwecke  sind  Zuschläge  gestattet. 

Von  diesem  Gelde  nun  machten  die  Bezirke  völligen 
Gebrauch.  Unter-EIsass,  das  450000  M.  Vizinalstrassen- 
fronen  hatte,  setzte  mit  118000  M.  Fronen  im  Rollen  wert 
von  138000  M.  ab,  d.h.  Vs  der  Vizinalstrassenfronen.  Die 
Herabsetzung  erfolgte  nach  dem  Prinzip:  Minderung  der 
hochveranlagten  Gemeinden  unter  Berücksichtigung,  ob 
Staatsstrassen  in  der  Gemarkung  sind,  ob  viele  Vizinalwege 
zu  unterhalten  sind,  ob  Fronen  nutzbar  verwendet  werden 
können,  wie  notwendig  sie  für  Ortsgassen  und  Feldwege 
sind.  Der  Bezirkstag  beschloss  die  Erhebung  eines  Zuschlags- 
pfennigs. Der  Bezirk  Ober-Elsass  setzte  die  Fronen  auf 
eine  nahezu  unbedeutende  Summe  (9000  M.)  herab.  Die 
Herabsetzung  geschah  nach  einem  komplizierten  Schema, 
das  die  Höchstbelasteten  am  meisten  entlastete.  Hierzu 
kommt  aber  vor  allem  eine  Neuregelung  im  Jahre  1905. 
In  diesem  Jahre  wurde  das  bestehende  Fronenkontingent 
von  7194  M.  für  Vizinalstrassen,  bei  dem  zu  fast  Kreis 
Altkirch,  zum  Rest  Kreis  Thann  und  Mülhausen  beteiligt 
waren,  unter  besserer  Ausgleichung  der  (wie  geschildert 
ungleichen  und  ungerechten)  Verteilung  derGemeindebeiträge 
zu  den  Unterhaltskosten  der  Vizinalstrassen  nicht  mehr 
eingefordert  und  dessen  Betrag  in  Geld  ersetzt.  Es  wurde 
nun  eine  Summe  —  gleich  4  Zuschläge  durchweg  —  unter 
Heranziehung  von  22  bisher  befreiten  Gemeinden  verlangt 
(natürlich  nicht  als  Bezirkszuschläge);  ob  das  gesetzlich 
zulässig  ist,  soll  dahingestellt  bleiben. 

Der  Bezirkstag  Lothringen  beschloss,  noch  einen 
Zuschlagspfennig  zu  erheben.  Er  setzte  die  Geldbeiträge 
und  die  Fronen  herab,  letztere  um  rund  Ve  des  300000  M. 
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betragenden  Kontingents  und  gestattete  eine  Ablösung  mit 
dem  Satze  von  80 ^o.  Die  Kreisstrassenfronen  wurden  auf 
ein  Maxim.um  von  einem  Tag  festgelegt.  Die  Gemeinden, 
die  bisher  weniger  hatten,  blieben  beim  bestehenden  Stand, 
Der  Etat  betrug  nun  680000  M.  Bezirkszuschuss,  132200  M. 
Gemeindebeiträge,  254  000  M.  Fronen,  ausser  einem 
Kontingent  grösserer  Städte.  1Q05  bezw.  1906  wurde 
beschlossen,  von  1908  ab  die  Kreisstrassenfronen  völlig 
abzuschaffen.  Dementsprechend  wurden  in  den  Etat  von 
1908  höhere  Zuschüsse  eingesetzt,  welche  die  Differenz 
von  259000  M.  decken.  Die  Mehrlast  bringt  der  Bezirk 
durch  6  Zuschläge  auf.  Die  Ablösung  erfolgt  mit  7* 
Wertansatz. 

3.  a)  Ober-Elsass  hat  nun  keine  Vizinalstrassenfronen, 
Unter-Elsass  pro  1908  Gemeindefronen  für  Vizinalstrassen 
im  Wert  von  248000  M.,  Lothringen  keine.  Abgesehen 
von  den  genannten  Summen  kommen  noch  Beiträge  in 
Lothringen  in  Betracht;  dort  werden  nämlich  noch  unter 
den  ordentlichen  Einnahmen  38350  M.  Staatszuschuss  für 
Unterhaltung  der  Kreisstrassen  angeführt.  Auf  ausserordent- 
liche Staatszuschüsse  soll  nicht  eingegangen  werden. 
Erwähnenswert  ist,  dass  von  1909  ab  in  Lothringen  auch 
die  gewerblichen  Beiträge,  ausser  in  ganz  erheblichen  Fällen, 
wegfallen.  Der  durch  Geld  ersetzte  Frontag  darf  nicht  für 
Vizinalstrassenfronen  von  den  Gemeinden  wieder  aufgegriffen 
werden.  Gegen  den  Ersatz  durch  Zuschläge  haben  sich 
vergebens  Vertreter  der  Industrie  und  des  Gewerbes  gewandt. 

b)  Für  die  andern  obengenannten  Wege  bestehen 
noch  Fronen,  ja  in  noch  weiterem  Umfange,  ihren  Wert 
kann  ich  nicht  angeben.  Eine  Schätzung  aller  Fronen  für 
1881  ergab  für  3  Frontage,  ausser  Strassburg  und  Metz, 
für  Ober-Elsass  einen  Wert  von  287000  M.,  Unter-Elsass 
720000  M.,  Lothringen  900  000  M. 

VIII.  statistische  Angaben. 

Das  Fronwesen  ist  in  der  bisher  veröffentlichten  Sta- 
tistik mehr  als  stiefmütterlich  behandelt.  Ausserdem  hat 
es  sich  in  den  bisher  veröffentlichten  statistischen  Hand- 
büchern keiner  einheitlichen  Behandlung  zu  erfreuen,  so 
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dass  keine  Vergleichung  möglich  ist.  In  den  Bezirkstags- 
vorlagen des  Ober-Elsass  finden  sich  seit  vielen  Jahren 
einige  statistisch  zu  verwertende  Angaben,  dagegen  sind 
solche  in  den  Vorlagen  der  anderen  Bezirkstage  erst  seit 
wenigen  Jahren  veröffentlicht. 

Der  Rollenwert  der  heute  bestehenden  Fronen  beträgt 
viele  Hunderttausende  Mark;  für  Lothringen  betrug  1899 
der  Geldwert  eines  einzigen  Frontags  Million  Mark 
1907  370  000  Mark.  Wie  wichtig  die  Zahlen  sind,  er- 
gibt sich  daraus,  dass  der  Fronrollenbetrag  in  zahlreichen 
elsässischen  Landgemeinden  auch  ohne  den  vierten  Frontag 
vielfach  mehr  als  507o  des  Steuerprinzipals  ausmacht. 

Wie  ungeheuer  umfangreich  die  Fronen  noch  jetzt 
sind,  trotz  der  genannten  Reformen,  ersehen  wir  aus 
folgenden  Zahlen.    Es  hatten  Fronen  1908  Gemeinden: 


0  Tage    1  Tag    2  Tage     3  Tage     4  Tage 


Unter-Elsass 

22 

8 

26 

484 

21 

Ober-Elsass 

142 

23 

34 

172 

14 

Lothringen 

9 

1 

28 

718 

7 

Elsass-Lothringen 

173 

32 

88 

1374 

42 

Im  Unter-Elsass  sind  grössere  Orte  nach  wie  vor 
fronfrei.  Die  dreitägige  Fron  ist  seit  langem  die  Regel. 
Der  vierte  Frontag  besteht  wesentlich  in  den  Kreisen 
Weissenburg  und  Strassburg-Land. 

Im  Ober-Elsass  ist  die  Belastung  sehr  verschieden. 
Schon  in  den  80  er  Jahren  ist  die  Hälfte  der  Bevölkerung 
fronfrei.  Diese  Fronfreiheit  ist  inzwischen  vorgeschritten. 
Der  vierte  Frontag  besteht  heute  noch  in  den  Kreisen 
Mülhausen  und  Altkirch.  Der  dritte  Tag  wird  etwas  weniger, 
im  Kreise  Mülhausen  etwas  mehr  in  Anspruch  genommen; 
er  ist  immerhin  noch  sehr  verbreitet  (172  Gemeinden). 

Lothringen  ist  nach  wie  vor  schwer  belastet.  Die 
Fronfreiheit  ist  im  grossen  Ganzen  dieselbe  geblieben.  In 
Elsass-Lothringen  sind  drei  Frontage  die  Regel;  der  vierte 
Tag  kommt  1906  in  59  Gemeinden  vor.  Seine  Anwendung 
ist  aber  in  den  letzten  Jahren  zurückgegangen. 

Am  häufigsten  front  der  Bezirk  Lothringen,  wo  mehr 
als  die  Hälfte  der  Gemeinden  über  100  Steuerzuschläge 
haben.  Ja,  gerade  unter  den  mit  hohen  Zuschlägen  belasteten 
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Gemeinden  sind  sehr  viele  mit  drei  Frontagen.  (Vor  allem 
die  Kreise  Saarburg  und  Saargemünd.) 

Die  Fronbelastung  ist  erst  recht  zu  verstehen,  wenn 
man  auch  die  übrige  Steuerlast  in  Betracht  zieht.  Die 
grosse  Mehrzahl  der  Gemeinden  erhebt  Fronen  und  Zu- 
schläge. Von  den  Oktroigemeinden  haben  etwa  die  Hälfte 
zu  ihrem  Oktroi  Zuschläge  und  Fronen. 

Die  Geld-  und  Naturalverhältnisse  sind  nicht  nur 
verschieden  nach  der  Dauer  der  Fronpflicht,  nach  der  Höhe 
der  Umwandlung  in  Geld  und  des  Umwandlungssatzes, 
sondern  auch  nach  der  Struktur  der  Wirtschaft  und  nach 
der  Höhe  der  Verwendung  von  Rindvieh  oder  Pferden  zum 
Transport  und  zur  Landwirtschaft,  die  äusserst  verschieden  ist. 

Die  Umwandlung  in  Geld  ist  ebenfalls  sehr  ungleich, 
sie  schreitet  jedoch  bedeutend  vorwärts, 

Die  Zahl  der  Strassen  und  Wege  ist  verschieden: 
Ober-Elsass  hat  rund  81  km  pro  qkm,  Unter-Elsass  und 
Lothringen  haben  je  rund  94  km  pro  qkm;  auf  je  10000  Ein- 
wohner treffen  im  Ober-Elsass  57  km  Strassen,  im  Unter-Elsass 
65  km,  in  Lothringen  94  km.  Aus  diesem  Grunde  ist 
Lothringen  vor  allem  so  schwer  belastet.  Darauf  muss 
man  sich  aber  auch  stützen,  wenn  man  eine  Verteilung  der 
Last  auf  das  ganze  Land,  statt  auf  die  Bezirke  verlangen  will. 

IX.  Zusammenfassung. 

Fasst  man  das  Ergebnis  des  bisher  Gesagten  zusammen,^) 
so  ergibt  sich: 
a)  1.  Die  Fronen  sind  eine  Zwecksteuer,  deren  Kopf- 
steuercharakter  zu  Ungerechtigkeiten  führt. 

2.  Sie  sind  nur  mässig  beweglich. 

3.  Besonders  in  Verbindung  mit  der  Regelung  des 
Wegewesens  Verstössen  sie  gegen  die  Re- 
geln der  Finanzpolitik.' 

4.  Sie  sind  nicht  billig  in  der  Erhebung  (Aufseher  für 
Naturalleistungen)  und  wirtschaftlich  schlecht  ren- 
tabel; sie  führen  zur  Arbeitsvergeudung. 

So  auch  in  Frankreich,  vgl.  die  Zahlen  für  dieses  Land  in  Say 
a.  a.  O.  S.  997. 

2)  Auch  in  Frankreich  wird  das  System  stark  bekämpft,  Say  a.  a. 
O.  S.  996. 
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5.  Ihr  Hauptmangel  besteht  im  Fehlen  einer  ge- 
rechten Verteilung,  also  einem  Verstoss  gegen  das 
Prinzip  der  Gerechtigkeit. 

6.  Eine  Berücksichtigung  der  übrigen  Steuer- 
leistungen der  Pflichtigen  (Zuschläge,  Oktroi)  fehlt  ganz. 
Sie  fordern  eine  andere  Leistung  als  die  übrigen  Steuern, 
sind  daher  nur  durch  Umrechnung  in  Geld  mit  jenen  zu 
vergleichen.  Das  Fronsystem  macht  die  besten  Prinzipien 
der  übrigen  Steuersysteme  illusorisch,  da  diese  Um- 
rechnung nicht  erfolgt  und  nicht  leicht  erfolgen  kann. 

7.  Auch  in  formaler  Hinsicht  bestehen  grosse  Unzu- 
träglichkeiten. Das  System  ist  zu  kompliziert  und  un- 
übersichtlich geworden. 

8.  Die  bisherigen  Reformen  haben  nicht  die  der  Steuer 
als  solcher  anhaftenden  Mängel  betroffen,  sondern  nur  eine 
Verminderung  der  Steuerlast  für  die  Gesamtheit  der  Ge- 
meinden herbeigeführt  und  eine  Neuverteilung  der  Lasten 
unter  die  Gemeinden  vorgenommen.  Diese  Ausgleichung 
oder  Minderung  bezw.  Aufhebung  der  Fronlast  betraf  nur 
die  Vizinalstrassenfron.  Sie  kam  natürlich  auch  den  übrigen 
Wegen  zu  Gute.  Die  Schaffung  grösserer  Verbände  (Kreise) 
verringert  zwar  die  Ungerechtigkeit  der  Verteilung;  sie  zieht 
zur  Entlastung  der  übrigen  Gemeinden  auch  solche  heran, 
die  nicht  direkt  oder  in  der  Nähe  von  Vizinalstrassen  liegen 
und  früher  beitragsfrei  waren,  aber  sie  ist  kein  Radikal- 
mittel, noch  entspricht  sie  völlig  dem  Gesetze. 

b)  Um  eine  Aenderung  der  Bestimmung  über  das  Wege- 
wesen und  die  Fronen  wird  man  wohl  kaum  herumkommen, 
die  aber  dann  eine  Verteilung  der  gesamten  Wegelasten 
mit  Ausnahme  von  Ortsgassen  und  Feldwegen  auf  das 
ganze  Land  und  nicht  allein  innerhalb  der  Bezirke  bringen 
soll,  denn  Lothringen  ist  übermässig  schwer  belastet. 

Die  Verteilung  der  Wegelasten  muss  daher  so  erfolgen^ 
dass  die  übrigen  Lasten  der  Gemeinden  berück- 
sichtigt werden.  Wenn  die  Verteilung  nicht  auch  in  Be- 
rücksichtigung der  Lasten  erfolgt,  welche  die  Gemeinden  für 
Ortsgassen  und  Feldwege  zu  tragen  haben,  so  wird  jede 
Reform  an  dem  Uebel  der  alten  Mängel  leiden. 

Es  ist  wohl  nach  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Ver- 
hältnisse unerreichbar,  dass  man  alle  nötigen  Wegelasten, 
auf  die  Gesamtheit  nimmt,  incl.  der  notwendigen  Unter- 
haltung der  Wege  in  den  Städten.    Der  vorteilhafte  Um- 
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stand,  dass  die  Fronen  von  denjenigen  in  natura  geleistet 
werden  können,  die  kein  Geld  aber  Ueberfluss  an  Zeit 
haben,  verbietet  die  Befürwortung  einer  völligen  Abschaffung 
der  Fronen  als  solche. 

Da  aber  ihr  Hauptwert,  ein  grossartiges  Wegenetz  zu 
schaffen,  erreicht  ist,i)  sind  sie  mehr  einzuschränken, 
am  besten  nur  für  Ortsgassen  und  Feldwege  zu  ver- 
wenden. Empfehlenswert  ist  auch  die  Beschränkung  auf 
Spannfronen. 

Werden  die  Fronen  aber  ganz  oder  teilweise  belassen^ 
so  sind  sie  so  aufzuerlegen,  dass  die  übrigen  Lasten 
der  Pflichtigen  berücksichtigt  werden.  Es  müsste  bestimmt 
werden,  dass  gleichzeitig  Fronen  und  Zuschläge  ev.  auch 
Oktroi  zusammen  die  Pflichtigen  nicht  über  ein  bestimmtes 
Mass  pro  Person  belasten  dürfen,  wobei  natürlich  die  Fron 
nach  irgend  einem  Schema  in  Geld  anzuschlagen  wäre. 
Die  Auferlegung  muss  in  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähig- 
keit des  Pflichtigen  erfolgen. 

Die  Umwandlung  hat  nach  -einem  für  jede  Gemeinde 
aufzustellenden,  den  ortsüblichen  Tagelohn  treffenden  Satze 
zu  erfolgen.  Es  sind  Maximal-  und  Minimalgrenzen  des 
Tarifs  für  die  einzelnen  Kreise  festzusetzen;  dies  muss  ge- 
schehen, damit  nicht  die  Interessen  der  nicht  Landwirtschaft 
treibenden  verletzt  werden. 

Die  Abschaffung  der  Fronen  hängt  natürlich  von  der 
Deckungsfrage  ab.  Die  Lösung  der  Deckungsfrage  ist  nicht 
so  schwierig  als  es  den  Anschein  hat.  Nicht  der  jetzige 
Fronrollenwert  ist  entscheidend,  wie  schon  oben  aus- 
geführt, sondern  der  um  viele  Prozente  herabgesetzte  Teil 
der  Ausgaben  für  die  Arbeiten,  welche  nach  einer  Ab- 
schaffung der  Fronen  noch  nötig  sind.  Dieser  Teil  aber 
würde  dann  von  denjenigen  gegen  Entgelt  ausgeführt 
werden,  die  freie  Zeit  haben  und  sie  verwenden  wollen. 

Gerade  jetzt  wären  auch  die  Unterlagen  zur  Reform  vor- 
handen. 1 .  Das  Strassennetz  ist  fast  völlig  ausgebaut  (vergl.  z.  B. 
Bezirkstagsverhandlungen  von  Unter-Elsass  1900  S.  311). 
2.  In  eine  neue  Etappe  tritt  das  Feldwegewesen,  das  in 
den  zwei  letzten  Jahrzehnten  eine  sorgfältige  Behandlung  und 
Unterstützung  durch  das  Parlament  erfahren  hat.  3.  Wahr- 


So  auch  Leroy-Beaulieu  a.  a.  O.  S.  726  und  727  für  französische 
Verhältnisse. 
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scheinlich  wird  ein  neues  System  der  Besteuerung  für 
Staat,  Bezirk  und  Gemeinde  in  einigen  Jahren  oder  we- 
nigstens in  absehbarer  Zeit  eingeführt  werden. 

c)  In  Frankreich  wurde  1882,  1887,  1888  mit  grosser 
Lebhaftigkeit  die  Abschaffung  der  Fronen  gefordert,  jedoch 
vergeblich.  Hingegen  gelang  ein  bedeutender  Schritt  auf 
diesem  Gebiete  in  den  letzten  Jahren.  Durch  das  Budget- 
gesetz vom  31.  März  1Q05  ist  ein  Ersatz  der  Fronen 
durch  Zuschlagscentimes  vorgesehen,  der  zuerst  die 
Handfronen,  dann  die  Spannfronen  treffen  soll.  Er  kann 
auch  teilweise  erfolgen.  Bis  dahin  bleibt  das  System  der 
freiwilligen  Ablösbarkeit.^) 

X.  Anhang.  Die  Fronen  in  anderen  Ländern. 

Es  erübrigt  noch,  auf  andere  Fronsysteme  hinzuweisen. 

Das  Reich  hat  bekanntlich  keine  Naturalsteuer.  Zu  er- 
wähnen ist  nur  die  Bestimmung  des  Reichspostgesetzes 
vom  28.  Oktober  1871,  wonach  die  vorschriftsmässig  zu 
haltenden  Postpferde  und  Postillone  nicht  zu  Spanndiensten 
heranzuziehen  sind. 

a)  lieber  das  französische  System  brauchen  wir 
nichts  mehr  auszuführen,  da  dasselbe  bereits  dargestellt  ist. 
In  Belgien  besteht  ein  dem  unserigen  ähnliches  System, 
das  auch  derselben  Quelle  entstammt.  Dort  darf  jedoch  die 
auferlegte  Fron  nicht  mehr  als  ^3  des  Bedarfs  für  Vizinal- 
wegezwecke  betragen.  Der  Rest  ist  daher  in  Centimes  ad- 
ditionnels  aufzubringen.  Auch  die  Niederlande  gestatten 
den  Gemeinden  Fronen,  desgl.  Italien  und  einige  Kantone 
der  Schweiz,  sowie  einige  Provinzen  Oesterreichs. 
In  England  ist  die  Fron  seit  bald  hundert  Jahren  ab- 
geschafft. 

b)  Inden  deutschen  Einzelstaaten  bestehen  viel- 
fach Naturaldienste.  Sie  zerfallen  in  der  Regel  in  Hand- 
und  Spanndienste  und  können  meistens  durch  geeignete 
(„taugliche",  „tüchtige")  Stellvertreter  geleistet,  auch  in  Geld 
abgelöst  werden.  Sie  unterscheiden  sich  von  unsern  Fronen 


^)  Vgl.  das  Nähere  in  Ducrocq,  Cours  de  droit  administrativ  1905 
Bd.  10  S.  202.  Vgl.  auch  Gravet,  l'impöt  direct  general  1904  p.  265. 
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hauptsächlich  dadurch,  dass  sie  nicht  besonders  im  Interesse 
der  Wegeunterhaltung  gegeben  sind.  Auch  sind  sie  nicht 
so  als  dauernde,  umfangreiche  Einnahmen  der  Gemeinden 
gedacht,  wie  die  elsass-lothringischen,  sondern  als  aus- 
nahmsweise zu  gebrauchendes  Hülfsmittel.  Ferner  werden 
sie  regelmässig  nicht  unentgeltlich  geleistet,  sondern 
die  Gemeinde  vergütet  den  Pflichtigen  einen  Teil  oder  den 
vollen  Wert  der  Fron.  Mit  anderen  Worten,  die  Gesetze 
gestatten  den  Gemeinden  ein  Arbeitsmittel,  das  diese 
nötigenfalls  zwangsweise  in  Anwendung  bringen  können, 
obwohl  sie  es  dann  in  der  Regel  bezahlen.  An  Umfang 
reichen  sie  daher  bei  weitem  nicht  an  unsere  Fronen  heran. 
Unter  den  Einzelstaaten  heben  wir  folgende  Systeme  der 
süddeutschen  Staaten,  sowie  der  beiden  grössten  nord- 
deutschen Staaten  hervor: 

1.  in  Baden  1)  haben  1.  die  umlagepflichtigen  Ein- 
wohner persönliche  Dienste  zur  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Gemeindeaufgaben  zu  leisten.  2.  Es  können  durch  ge- 
nehmigten Gemeindebeschluss  Hand-  und  Fuhrdienste  ver- 
langt werden,  wenn  zur  Bezahlung  dieser  Dienste  Umlagen 
erhoben  werden  müssten.  Es  kann  beschlossen  werden,  dass 
Umlegung  in  Geld  stattfindet.  Stellvertretung  ist  zugelassen. 
Bürgermeister,  Beamte,  Geistliche,  Aerzte,  aktives 
Militär  und  Gendarmen,  Gemeindediener,  Invaliden,  Per- 
sonen über  65  Jahre  sind  von  persönlichen  Diensten  be- 
freit, weitere  Befreiungen  erfolgen  durch  genehmigten  Ge- 
meindebeschluss. Spanndienstpflichtig  sind  solche  Personen, 
die  in  der  Gemeinde  zum  Betrieb  eines  Gewerbes  oder  der 
Landwirtschaft  Zugtiere  haben.  Wenn  die  Dienste  unent- 
geltlich, d.  h.  ohne  Gewährung  einer  billigen  Vergütung 
aus  der  Gemeindekasse  geleistet  werden  sollen,  so  muss 
die  Mehrheit  der  zu  diesen  Diensten  Verpflichteten  bei- 
stimmen, eine  Massregel,  die  also  wirksam  vor  grosser 
Belastung  schützt.  Bestimmungen  über  Art,  Umfang,  Mass- 
stab der  Verteilung,  Vollzug,  Vergütung  der  Dienste  werden 
durch  genehmigten  Gemeindebeschluss  getroffen.  Diese  von 
unseren  Fronen  weit  abweichenden  Bestimmungen  stammen 
als  Ueberrest  einem  Institut  ab,  das,  unserem  Fronsystem 


Vgl.  Gemeindeordnung  §§  8Q-91,  Bürgerschaftsgesetz  §§  50-53, 
Wielandt,  Badische  Gemeindegesetzgebung  S.  900  ff.,  471  ff. 
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ähnlich,  unentgeHliche  Fronen  bis  höchstens  drei  Tage 
verlangte.  Nach  den  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs 
sollen  die  Dienste  ein  ziemlich  beschränktes  Gebiet  um- 
fassen, hauptsächlich  Anordnungen  der  Gemeinden  aus 
polizeilichen  Gründen.  Die  Befreiungen  sind  deshalb  zuge- 
lassen worden,  „weil  die  Befreiten  nicht  die  nötige  körper- 
liche Befähigung  hätten".  Ausserdem  ist  in  Baden  eine  be- 
sondere Auferlegung  von  Diensten  für  Genossenschafts- 
zwecke, z.  B.  Feldwege,  vorgesehen,  diese  trifft  aber  nur 
Interessenten. 

2.  Im  rechtsrheinischen  Bayern  sind  Hand-  und 
Spanndienste  für  Gemeindezwecke  zugelassen.  Es  kann 
nur  gewöhnliche  Arbeit,  nicht  handwerksmässige,  gefordert 
werden.  Die  Dienste  sind  nicht  auf  Wegezwecke  be- 
schränkt, sie  können  z.  B.  auf  Herstellung  von  Gebäuden, 
Brunnen,  Wasserbauten  gehen,  dienen  aber  insbesondere 
der  Handhabung  der  öffentlichen  Sicherheit;  sie  können 
auferlegt  werden,  auch  wenn  die  regelmässigen  Einnahmen 
genügen,  sie  brauchen  nicht  auferlegt  zu  werden.  Dienst- 
pflichtig sind  Gemeindebürger,  solche,  die  an  Gemeinde- 
nutzungen teilnehmen  und  selbständige  Gemeindeeinwohner, 
die  zur  direkten  Steuer  veranlagt  sind  und  mindestens  6 
Monate  in  der  Gemeinde  wohnen.  Befreit  von  Hand- 
diensten sind  aktives  Militär  und  öffentliche  Beamte,  auch 
Pfarrer.  Die  Dienste  können  durch  Stellvertreter  geleistet 
werden.  Für  solche  Zwecke,  die  dem  Interesse  be- 
sonderer Personen  oder  Personengruppen  dienen, 
kann  von  nicht  Interessierten  keine  Fron  verlangt 
werden.  Die  Dienste  werden  nach  der  Zahl  sämtlicher  Ver- 
pflichteten verteilt,  Spanndienste  nur  unter  die  mit  Gespann 
Versehenen.  Alle  selbständigen  Gemeindeeinwohner  einer 
Familie  werden  als  eine  einzige  Person  behandelt.  Die 
Spanndienste  werden  nach  billigem  Ermessen  an  den  zu 
leistenden  Handdiensten  in  Abrechnung  gebracht.  Das 
Verhältnis  von  Pferde-  zu  anderer  Zugtierkraft  wird  von 
der  Gemeinde  festgesetzt.  Nach  ortsüblichen  Löhnen  be- 
rechnet werden  die  Dienste  auch  von  der  Gemeinde 
für  Rechnung  der  Pflichtigen  ausgeführt,  jedoch 
nur  auf  Antrag.  Die  Gemeinden  können  zur  Abwendung 
etwaiger  Ueberbürdung  mässige  Vergütung  bei  Leistung 
von  Gemeindediensten  bewilligen.  Für  Nichtleistung 
ist  Strafe  vorgesehen.  Die  Dienste  haben  hauptsächlich 
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den  Zweck,  entweder  den  Pflichtigen  zu  gestatten,  ihre  Zeit 
nutzbringend  zu  verwenden  und  sie  von  der  Geldsteuer  zu 
befreien  oder  Zwecke  zu  erfüllen,  die  durch  Lohnarbeit 
nicht  erreichbar  sind  (Notfälle)  i). 

3.  In  der  Pfalz  sind  auch  Naturaldienste  gestattet,  je- 
doch 1.  nur  in  den  durch  das  Gesetz  zugelassenen  Fällen 
und  2.  für  Fälle,  in  denen  die  Gemeinde  Umlagen  für  Ar- 
beiten erhebt,  die  nicht  handwerksmässig,  wissenschaft- 
lich oder  künstlerisch  sind.  Wer  die  Dienste  nicht  leistet, 
hat  das  vom  Gemeinderat  vorher  festgesetzte  Unwandlungs- 
geld  zu  zahlen.  Dienstpflichtig  sind  Bürger  und  Heimat- 
berechtigte. Vom  Gesetz  zugelassen  sind  Dienste  zu 
Zwecken  der  öffentlichen  Sicherheit  und  zu  Zwecken  der 
Erhaltung  der  Fahrbarkeit  der  Gemeindewege  (nicht  Neu- 
bau). Die  Verpflichtung  wird  durch  Ortspolizeivorschrift 
auferlegt.  Bei  Schaffung  des  Gesetzes  sollten  die  Dienste 
überhaupt  nicht  zugelassen  werden,  man  führte  sie  aber 
doch  ein,  weil  geltend  gemacht  wurde,  sie  hätten  seit 
langer  Zeit  in  Form  unserer  Corvees  und  Fronen  be- 
standen. Die  Dienste  wurden  in  der  Pfalz  deshalb  nicht  in 
so  weitem  Masse  wie  im  rechtsrheinischen  Bayern  auf- 
erlegt, um  nicht  den  Widerwillen  der  Pfälzer  hervorzu- 
rufen ^). 

4.  Auch  in  Württemberg  sind  Gemeindedienste  ge- 
stattet^). Sie  sind  zulässig  für  Gemeindezwecke,  insbe- 
sondere zur  Unterhaltung  der  öffentlichen  Wege  und  zu 
Sicherheitszwecken.  Sie  sind  nur  für  gewöhnliche  Arbeiten 
zulässig.  Es  sind  Hand-  und  Spannfronen  vorgesehen. 
Fronpflichtig  sind  alle  selbständigen  steuerpflichtigen  Ein- 
wohner unter  60  Jahren,  Frauen  nur  für  Spannfronen.  Stell- 
vertretung ist  gestattet.  Auch  Geldersatz  ist  zulässig; 
öffentliche  Beamte  sind  befreit.  Andere  Befreiungen  aus 
Billigkeitsgründen  sind  ebenfalls  vorgesehen,  auch  kann 
das  Ortsstatut  allgemein  neue  Befreiungen  schaffen.  Art, 
Umfang,  Massstab  der  Verteilung  bestimmt  der  Gemeinde- 


1)  Vergl.  Schöller  u.  Mayer,  Gemeindeordnung  S.  55  ff.,  Stadel- 
mann, die  Gemeindeverfassung  Bayerns  S.  411  ff.  Weber,  Bayerische 
Gemeindeordnung  S.  49  ff.  Ad.  Wagner,  Finanzw.  S.  187,  191. 

Vergl.  Medicus,  Die  Gemeindeordnung  für  die  Pfalz,  S.  113  ff. 

3)  Vergl.  Ges.  v.  26.  IV.  1885  Art.  46  ff.,  Regierungsblatt  S.  273  ff., 
Ges.  V.  25.  VIII.  1903  Art  4,  61.  Regierungsblatt  S.  421.  Döpner,  Ge- 
schichte der  Württemb.  Kommunalsteuerreform  1903. 
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rat.  Es  können  Vergütungen  für  die  Arbeiten  gewährt 
werden.  Die  Dienste  werden  nicht  in  natura,  sondern  in 
Geld  zwangsweise  beigetrieben.  Im  Falle  ausserordentlichen 
Bedürfnisses  treten  Befreiungen  nicht  ein. 

5.  In  Preussen^)  können  alle  Steuerpflichtigen  (nicht 
bloss  Gemeindesteuerpflichtige)  zu  Hand-  und  die  Grund- 
besitzer zu  Spanndiensten  herangezogen  werden.  Die  Dienste 
können  durch  Stellvertreter  geleistet  werden.  Sie  werden 
durch  Gemeindebeschluss  auferlegt.  Die  spannhaltenden 
Grundbesitzer  sind  bei  solchen  Arbeiten,  bei  denen  zugleich 
Spanndienste  vorkommen,  von  Handdiensten  frei,  wenn 
nicht  statutarische  Festsetzungen  oder  Herkommen  anders 
bestimmen.  Die  Gemeinde  kann  eine  Umwandlung  in  Geld 
gestatten,  jedoch  nicht  nach  der  Leistungsfähigkeit,  sondern 
auch,  wie  bei  unseren  Fronen,  nach  dem  einzelnen  Natural- 
satze.  Befreit  sind  öffentliche  Beamte  und  deren  Witwen 
und  Waisen,  soweit  es  sich  nicht  um  hergebrachte  Real- 
lasten handelt,  desgl.  Personen  von  nicht  mehr  als  QOO  Mk. 
Einkommen  und  Militärpersonen,  ferner  Mitglieder  des 
Herrscherhauses  und  diplomatische  Vertreter.  Die  Zeit  der 
Ausführung  der  Arbeiten  wird,  wenn  nicht  Gemeindebe- 
schlüsse vorliegen,  vom  Gemeindevorstand  bestimmt.  Ge- 
mäss der  Rechtsprechung  können  handwerksmässige  Dienste 
nicht  gefordert  werden.  Die  Spanndienste  werden  nicht 
ausgeschrieben  nach  dem  Verhältnis  der  vorhandenen  Tiere, 
sondern  nach  dem  Verhältnis  der  Anzahl  Zugtiere,  welche 
die  Bewirtschaftung  des  dem  Grundbesitzer  gehörenden 
in  der  Gemeinde  belegenen  Grundbesitzes  erfordert.  Der 
Spanndienst  ruht  in  der  Regel  auf  dem  Grundbesitz, 
wenn  Gewerbetreibende  usw.  herangezogen  werden  sollen, 
ist  Genehmigung  der  Verwaltung  nötig.  Als  Massstab  für 
die  Heranziehung  der  letzteren  wird  von  den  Ausführungs- 
bestimmungen die  Mitbenutzung  der  Wege  und  Strassen 
in  der  Gemeinde  vorgeschrieben.  Eine  Beschränkung  des 
Zwecks  der  Naturaldienste  besteht  nicht. 

6.  Im  Königreich  Sachsen  2)  können  persönliche  Dienste 
und  Naturalleistungen  von  den  Gemeindemitgliedern  ge- 

1)  Vergl.  Kommunalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893  §  68,  Anweisung 
zur  Ausführung  des  K.  A.  G.  Ges.  1902  Berl.  S.  237  ff.  Schwarz,  Kom- 
mentar z.  K.  A.  G.  1894  Aachen  S.  291  ff. 

2)  Vergl.  Landgemeindeordnung  v.  24.  IV.  1873  §  24-,  Städteordnung  v. 
24.  IV.  1873  §  29,  Gesetz-  und  Verordnungsbl.  f.  d.  Kgr.  Sachsen, 
S.  295  ff.  und  328  ff. 
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fordert  werden,  jedoch  nicht  handwerksmässige.  Jeder 
kann  sie  in  Geld  ablösen.  Stellvertretung  ist  zulässig; 
befreit  sind  Geistliche  und  Lehrer  hinsichtlich  persönlicher 
Dienste,  sowie  Mitglieder  des  königl.  Hauses.  Im  Interesse 
der  Ortssicherheit  kann  die  Stellvertretung  bezw.  Geld- 
ablösung ausgeschlossen  werden. 

7.  Auch  in  verschiedenen  anderen  deutschen  Staaten 
bestehen  solche  Dienste,  z.  B.  in  Hessen,  Anhalt. 
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